
CONSULTING 4.0

TRANSFORMATION DER BRANCHE
Auch vor Beratungsunternehmen macht die Digitalisierung keinen Halt. Intelligent genutzt, kann sie ein  
Baustein sein, um wirkungsvolles Wachstum zu generieren und die Wettbewerbsfähigkeit zu sichern.

In Zeiten von Big Data stehen viele Berater vor einer Heraus-
forderung: Einerseits erwarten ihre Kunden die perfekte Lösung 
für ihr spezifisches Problem. Andererseits sind sie nicht bereit, 

für die nötige Grundlagenarbeit Geld zu zahlen. Die Branche muss 
deshalb neue Geschäftsmodelle entwickeln. Wie andere Industrien 
auch, passt sich die Beraterbranche permanent an wechselnde 
Rahmenbedingungen an. Derzeit treibt die fortschreitende Digita-
lisierung die Transformation der Branche zu Consulting 4.0 voran. 

Beim Consulting 1.0 – der strategischen Unternehmensbera-
tung – stand die Ausarbeitung von Konzepten auf Basis umfang-
reicher Analysen und Studien im Vordergrund. Das Fullfillment 
war mit der Übergabe von Foliensammlungen und Empfehlungen 

am Ende des Beratungsprojekts abgeschlossen. Mitunter fehlte 
den Beratungsergebnissen jedoch die praktische Relevanz. Dieses 
Defizit führte zu Consulting 2.0, dem Changemanagement: Die 
Branche ging dazu über, die entwickelten Konzepte im Rahmen eines 
Changemanagement-Prozesses durch Projektteams aus Beratern 
und Mitarbeitern des Kunden implementieren zu lassen. 

Doch häufig ging das aufwendig erarbeitete Wissen nach der 
Projektumsetzung wieder verloren. Dies brachte Consulting 3.0 – 
das Inhouse-Consulting – hervor. Hierbei wurde das für die Ver-
änderung nötige Fachwissen in unternehmensinternen Workshops 
mit den Fachabteilungen erarbeitet. So sollte sich die Bereitschaft 
der Mitarbeiter des Kunden erhöhen, die Ergebnisse konsequent 

Die Digitalisierung macht auch vor der Beraterbranche keinen Halt.

FO
TO

: G
ET

TY
IM

AG
ES

 / 
PA

PE
R 

BO
AT

 C
RE

AT
IV

E

IHK WirtschaftsForum 10.1620



umzusetzen. Consulting 4.0 ist die Digitalisierung der Beratung 
mit dem Zweck, kostenintensive Analysearbeiten zu eliminieren.

Der Trend zu einer hohen Spezialisierung von Wissen ist in vol-
lem Gange, während die Halbwertzeit von Know-how sich immer 
weiter verringert. Wissen wird immer mehr zum Massengut, die 
Beratungswirtschaft zu einer Wissensaustauschwirtschaft. Umfang-
reiche Analysen und Studien – früher selbstverständlicher Teil der 
Beratung – werden durch Big-Data-Anbieter überflüssig. Denn diese 
verfügen über exzellente Daten und können auf Mausklick präzise 
Prognosen bereitstellen. Vom Berater wird deshalb erwartet, dass 
er nur einzelne Teilleistungen einer Beratung erbringt – natürlich 
ohne Abstriche in der Qualität. 

Das Dilemma dabei ist, dass der Berater sich in der Regel erst 
Wissen zur Arbeitsweise und den individuellen unternehmensin-
ternen Gegebenheiten und Prozessen des Kunden aneignen muss, 
um gut beraten zu können. Andernfalls ist mit Reklamationen und 
Leistungsnachforderungen zu rechnen. Denn er geht das Risiko ein, 
dass seine Beratungsleistung nicht zu 100 Prozent den Bedürfnissen 
und Wünschen des Kunden entspricht. Seine Kunden haben mit 
einem anderen Dilemma zu kämpfen: Wenn spezialisierte Experten 
in einem Beratungsprojekt interdisziplinär zusammenarbeiten, ist 
es ein nicht zu unterschätzender Kostenfaktor, dass alle Beteiligten 
immer wieder auf denselben Wissensstand gebracht werden müssen.

Doch die digitale Revolution bringt nicht nur Probleme, sondern 
auch ihre Lösungen – sofern es gelingt, ihre Stärken zu nutzen. In 
anderen Branchen hat sich gezeigt, dass neue Geschäftsmodelle 
quasi über Nacht lange etablierte Strukturen außer Kraft setzen 
können. Die neuen Modelle beruhen auf neuartigen Technologien, 
die disruptive Innovationen genannt werden, weil sie auf einen 
Schlag alles Bisherige über den Haufen werfen. 

Es gibt nun eine disruptive Technologie, die es Beratern ermög-
licht, ihre wissensintensiven Beratungsleistungen gewinnbringend 
online zu verkaufen. Die Rede ist von Productized-Consulting-
Plattformen, worunter Onlineplattformen zu verstehen sind, auf 
denen sich Beratungsleistungen ganz einfach mit nur wenigen Klicks 
digitalisieren lassen, um modulare Beratungsprodukte für einzelne 
Glieder der Beratungswertschöpfungskette digital zu liefern. So kön-
nen Berater ihr Know-how und ihre Expertise mehreren relevanten 
Kunden gleichzeitig anbieten. Es ist nicht mehr notwendig, für jeden 
einzelnen Kunden ganz grundsätzlich zu recherchieren. Vielmehr 
kann der Berater verschieden zugeschnittene Beratungspakete 
anbieten: sowohl Standardwerke auf der Basis von allgemeinen 
Grundlageninformationen als auch individuelle Beratungsleistungen 
nach Bedarf und auf Abruf.

Auf einer Productized-Consulting-Plattform können Berater 
und Kunden hochkomplexes Wissen im Beratungsdialog online 
austauschen, um individuelle Kundenprobleme zu lösen. Der Infor-
mationsaustausch erfolgt über interaktive Medienformate, die ein 
Gesprächspartner erstellt und auf die alle anderen ebenfalls Zugriff 
haben. Auch der Kunde kann den ersten Lösungsentwurf, den der 
Berater zur Verfügung stellt, mit wenigen Klicks verändern und 
anpassen. Dabei kann der Kundeninput als Briefing für den Berater 
dienen. So wird aus einem Standardmodul eine individuelle Lösung 
für das spezifische Kundenproblem. 

Kostenintensive Analysearbeiten des Beraters zu Kundenpro-
zessen, denen kein unmittelbar nutzbares Ergebnis gegenübersteht, 
werden überflüssig. Denn die präzise Analyse der individuellen 
Situation erfolgt gemeinsam on the road und stellt sicher, dass die 
grundlegenden Fakten kundenspezifisch weiterverarbeitet werden. 
Der Berater kann also auf einer Productized-Consulting-Plattform 
ein individuelles Beratungsmodul für das kundenspezifische Problem 
generieren und dem Kunden eine maßgeschneiderte Gesamtlösung 
liefern.

Kunden profitieren dabei insbesondere durch die Reduktion von 
Opportunitätskosten. Sie können zunächst mit einem Beratungs-
produkt starten und sich seniores Expertenwissen für ihr Problem 
abrufen – und zwar genau dann, wenn sie es brauchen. Sobald ein 
spezifisches Problem Beratungsleistungen erfordert, die nicht über 
die Plattform erbracht werden können, erscheint der Berater vor 
Ort. Nach der Problemlösung steht er wieder virtuell zur Verfügung. 
Gleichzeitig gehen die Ergebnisse aus Beratungsprojekten nicht 
mehr verloren, sondern stehen in einem Wissenspool validiert zur 
Verfügung. Kundeninterne Fachabteilungen sind so immer auf dem 
aktuellsten Wissensstand, werden durch den Kompetenztransfer zur 
selbstständigen Umsetzung von speziellen Lösungen befähigt und 
können eine signifikant bessere Implementierung von kosteneffi-
zienten Lösungen gewährleisten.

Die eingangs geschilderten Schwierigkeiten, mit denen die 
meisten Berater heute zu kämpfen haben, werden durch die Trans-
formation des Beratungsgeschäftsmodells auf Consulting 4.0 gelöst. 
Der Einsatz von Productized-Consulting-Plattformen lässt sich in 
jedes beliebige Beratungsgeschäftsmodell integrieren und wird dazu 
führen, dass virtuelle Beratungsunternehmen heranwachsen. Auf 
diese Weise können Berater monetarisierte Kundennetzwerke auf-
bauen, bei denen jeder Kunde jeweils nur für die von ihm gewünschte 
Leistung zahlt. Das Kernproblem von Beratungsunternehmen – die 
Zeit von Beratern nur einmal verkaufen zu können – wird ausgehe-
belt. Sicher ist der Einsatz einer Productized-Consulting-Plattform 
nicht die einzige Option hierfür. Jedoch ist es eine einfache und 
wirkungsvolle Möglichkeit, um in der Wissenswirtschaft hochwer-
tige Beratungsleistungen zu allgemein akzeptierten Konditionen 
anzubieten.

Viele Berater werden besonders schätzen, dass sie sich mit einer 
eigenen Plattform unabhängig vom Lärm der sozialen Netzwerke 
machen, in denen auch viele unqualifizierte Stimmen um Aufmerk-
samkeit konkurrieren. In der digitalen Ära können Productized-
Consulting-Plattformen den Beratungsunternehmen helfen, die 
Geschäfte der Zukunft zu sichern und etablierte Kunden genauso 
wie neue, kleine Märkte gewinnbringend zu bedienen. ❙
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Speisen: aus den besten Zutaten.

Mit meinem Steuerberater.

Lohn: in den besten Händen.

In der Gastronomie ist funktionierende Teamarbeit alles. Genau wie bei der Lohnabrechnung. Mit 

Ihrem Steuerberater und DATEV-Software werden alle Lohn- und Gehaltsabrechnungen sicher und 

zuverlässig erledigt, auch bei gesetzlichen Änderungen. Lassen Sie Löhne und Gehälter vom Steuer-

berater abrechnen!

Informieren Sie sich bei der DATEV Niederlassung Frankfurt, 
auf www.datev.de/lohn oder unter 0800 3283826.



Liebe Leserinnen, liebe Leser!

Die schlanke Produktion hat in Deutschland einen langen Weg hin-
ter sich. In den Neunzigerjahren machten vor allem Automobil-
OEM (Erstausrüster) und ihre Zulieferer die ersten Gehversuche 

mit Themen wie 5S, Schnellrüsten, Kanban und Gruppenarbeit. In einer 
zweiten Lean-Welle, die Anfang des vergangenen Jahrzehnts unter dem 
Begriff Wertstrommanagement nach Deutschland schwappte, machte 
man das Streben nach Fluss in der Produktion zur Richtschnur. Mit 
dem Ziel, Prozesse zu stabilisieren und Durchlaufzeiten zu reduzieren, 
wurden Lean-Projekte eingeführt. Deutliche Verbesserungen von Qua-
lität, Produktivität und Beständen waren die Folge.

Um die nächste Stufe der Exzellenz zu erreichen, muss der Lean-
Gedanke alle Unternehmensbereiche – von der Entwicklung bis zum 
Vertrieb – erfassen. Damit wird in vielen Unternehmen Lean Production 
schrittweise zum Lean Management.

Einige Verwirrung stiftet das aktuelle Thema Industrie 4.0 in der 
Lean-Gemeinde. Es verspricht Optimierung statt kontinuierlicher Ver-
besserung. Es erlaubt Komplexität und Selbststeuerung, wo Stabilität 
das Credo über viele Jahre war. Jenseits einer ideologischen Diskussion 
gibt es jedoch keinen Widerspruch zwischen Lean und Industrie 4.0. 

Damit vor allem kleinere und mittelständische Unternehmen digitale 
Chancen nicht verpassen, hat das Bundesministerium für Wirtschaft die 
Mittelstand-4.0-Kompetenzzentren ins Leben gerufen. Im Kompetenz-
zentrum Darmstadt machen wir die Möglichkeiten der Digitalisierung 
durch praxisorientierte Anwendungsbeispiele in unseren Lernfabriken 
erlebbar. Doch es geht um mehr: Unternehmen sollen methodisch 
befähigt werden, ihren eigenen Weg in die Digitalisierung zu finden.

Prof. Joachim Metternich
Wissenschaftlicher Leiter,  
Mittelstand-4.0-Kompetenzzentrum Darmstadt 

Den eigenen Weg finden

„Zwischen Lean und Industrie 4.0  
gibt es keinen Widerspruch.“
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STANDORTPOLITIK

Landesstraßenbauetat 2017: 
 Erneut unterfinanziert
„Der von Hessens Verkehrsmi-
nister Tarek Al-Wazir angekün-
digte Etat für die Planung und 
den Erhalt der Landesstraßen 
ist noch immer deutlich zu 
niedrig“, so Matthias Gräßle, 
Geschäftsführer, IHK-Arbeits-
gemeinschaft Hessen. Werde 
diese Politik so fortgesetzt, wür-
den sich der Substanzabbau 
des hessischen Straßennet-
zes weiter beschleunigen und 
die Sanierungskosten immer 
schneller steigen. Trotz des gu-
ten Willens der Landesregie-
rung, mehr Geld im Haushalt 
2017 bereitzustellen, klafft noch 
immer eine Lücke von min-
destens 60 Millionen Euro pro 
Jahr, um den verkehrssicheren 
Erhalt der Landesstraßen zu 
garantieren. Die notwendige 
Haushaltssanierung dürfe nicht 
zulasten wichtiger Verkehrs-

infrastruktur gehen. Der gute 
Ansatz, die Sanierungsplanung 
strategisch anzugehen und für 
fünf Jahre festzulegen, droht 
nun an den fehlenden Finanz-
mitteln zu scheitern. Die IHK-
Arbeitsgemeinschaft bezweifelt, 
dass sich mit der Erhöhung 
des Planungsetats um sieben 
 Millionen Euro die Planungszei-
ten beschleunigen lassen. Wich-
tig ist, dass Hessen Mobil mit 
genügend hoch qualifizierten 
Mitarbeitern ausgestattet wird, 
die die komplexen Planungspro-
zesse beherrschen. Der Verweis 
auf zu geringe Erstattungen des 
Bundes für die Planungsleis-
tungen von Hessen ist richtig.  
Hier muss der Betrag, im Rah-
men der Erhöhung des Bun-
desetats für die Fernstraßen, 
entsprechend den Aufgaben 
erhöht werden. ❙

KULTUR

Kommen und Gehen – 
von Courbet bis Kirkeby
Die Region FrankfurtRheinMain 
ist von ständiger Zu- und Ab-
wanderung geprägt. Auch vie-
le Künstler kamen und gingen, 
verbrachten hier eine zeitlich 
begrenzte Lebens- und Schaf-
fensphase. An ausgewählten 
Persönlichkeiten thematisiert 
die Ausstellung „Kommen und 
Gehen – von Courbet bis Kirkeby“ 
im Museum Giersch der Goethe-
Universität die Wechselbezie-
hungen zwischen Künstlern und 
ihrer temporären Wahlheimat. Vor 
allem die Aussicht auf Verkaufs- 
und Verdienstmöglichkeiten be-
wog die Kunstschaffenden zum 
Ortswechsel. Familie, Freunde, 
Lehrer, aber auch Sammler und 
Händler vermittelten Kontakte, 
die den Aufenthalt in der Region 
FrankfurtRheinMain als förderlich 

erscheinen ließen. Jedoch erfolgte 
die Zu- und Abwanderung nicht 
immer frei von Zwängen. In den 
Jahren 1933 bis 1945 mündete 
staatlicher Terror in Vertreibung 
und Vernichtung. Nach Kriegs-
ende ermöglichte der erneute 
Zuzug auswärtiger Künstler den 
Anschluss an das internationale 
Kunstgeschehen. Bis 21. Janu-
ar, weitere Infos online unter 
www.museum-giersch.de. ❙

RECHT

Weniger Bürokratie: Entlastungen 
helfen besonders KMU
Im August hat das zweite Büro-
kratieentlastungsgesetz (BEG II) 
die Zustimmung des Bundeska-
binetts erhalten, ab 2017 soll es 
seine Entlastungswirkung ent-
falten. Dann werden vor allem 
kleine Betriebe etwas aufatmen 
können: Lieferscheine müssen 
in der Regel nicht mehr aufbe-
wahrt werden, die Lohnsteuer 
ist bis zu einer jährlichen Grenze 
von nun 5 000 Euro nur noch 

vierteljährlich anzumelden und 
Rechnungen bis 200 Euro müs-
sen nicht alle steuerrechtlichen 
Pflichtangaben enthalten. Wich-
tig ist auch die Vereinfachung 
für die vorfällig zu zahlenden 
Sozialversicherungsbeiträge: 
Die Unternehmen können die 
Meldung künftig anhand des 
letzten Monats vornehmen und 
brauchen erst im Folgemonat 
exakt nachzumelden. ❙
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DIHK befürchtet Wettbewerbsnachteile

Das Bundeswirtschaftsministerium 
denkt über einen Anpassungsme-
chanismus nach, der bei sinkenden 
Sprit-, Strom- oder Gaspreisen 
automatisch zu einer Anhebung 
der Energiesteuern führt. Der DIHK 
hat diese Überlegungen wegen 
drohender Wettbewerbsnachteile 
und Bürokratiekosten abgelehnt. 

„Eine ständig wechselnde Be-
steuerung von Energieträgern im 
nationalen Alleingang würde zu 
schwerwiegenden Wettbewerbs-
nachteilen deutscher Unterneh-
men gegenüber Wettbewerbern 
aus dem Ausland führen“, sagt 
Achim Dercks, stellvertretender 
DIHK-Hauptgeschäftsführer. Denn 
die Konkurrenten würden weiter-
hin von Preissenkungen an den 
Rohstoffmärkten profitieren. Nicht 
zu vernachlässigen seien auch 
die indirekten Kosten, die sich 
aus dem enormen Nachweis- und 
Prüfaufwand bei Unternehmen und 
Verwaltung ergeben würden. ❙
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UNTERNEHMENSFÖRDERUNG

Immer mehr Home Offices
Deutsche Unternehmen bieten ih-
ren Beschäftigten immer häufiger 
die Möglichkeit, gelegentlich zu 
Hause zu arbeiten. Dieser Anteil 
stieg von 30 Prozent (2012) auf 
39 Prozent in diesem Jahr. Das 
ergibt sich aus der ifo-Randstad-
Personalleiter-Befragung. Das 
Büro zu Hause bieten vor al-
lem größere Unternehmen über 
500 Beschäftigte an (65 Prozent), 
bei Firmen unter 50 Mitarbei-
tern sind es nur 29 Prozent. In 
allen Größenklassen wurde das 
Angebot aber in den vergange-
nen Jahren ausgebaut. Und 23 
Prozent der Unternehmen wollen 
Home Office in den kommenden 
Jahren verstärkt nutzen, nur drei 
Prozent wollen diese Arbeitsform 
zurückfahren. Die Heimarbeit be-
deutet aber keine völlige zeitliche 
Freiheit, sie ist in 72 Prozent der 
Unternehmen mit häufiger An-
wesenheit im Büro verbunden. 
In 43 Prozent der Unternehmen 

(Mehrfachnennungen möglich) 
sind längere Präsenzphasen er-
forderlich. Nur in 26 Prozent der 
Fälle gibt es keinerlei Anwesenheit 
in der Firma. In den Unternehmen, 
die kein Home Office anbieten, 
antworteten 63 Prozent der Per-
sonaler, die Anwesenheit der Mit-
arbeiter in der Firma sei zwingend 
erforderlich. Dort, wo das nicht 
der Fall war, begründeten die 
Personalleiter ihre Ablehnung 
mit erschwerter Kommunikation 
bei Home Office (41 Prozent), 
IT-Sicherheit (31 Prozent) und 
Datenschutz (25 Prozent). ❙

AUSBILDUNG

Assistierte Ausbildung kommt gut an
Für die assistierte Ausbildung 
schwächerer Azubis interessieren 
sich immer mehr Betriebe und 
Jugendliche. Das Modell hat die 
Allianz für Aus- und Weiterbil-
dung mit Unterstützung des DIHK 
im vergangenen Jahr eingeführt, 
um Leistungsschwächeren und 
Betrieben beim Einstieg in die 
Ausbildung unter die Arme zu 
greifen. Dazu hat die Bundes-
agentur für Arbeit im Ausbil-
dungsjahr 2015 / 2016 insgesamt 
5 400 Plätze bereitgestellt. Knapp 
5 000 Jugendliche haben vom 
Projekt profitiert. In diesem Aus-
bildungsjahr sollen bis zu 7 350 
Azubis mit assistierter Ausbildung 
gefördert werden. Azubis, die 

wegen individueller Schwierigkei-
ten ihre Ausbildung allein kaum 
durchstehen würden, erhalten 
professionelle Unterstützung 
durch Bildungsdienstleister. Dabei 
werden zum Beispiel Sprach- und 
Bildungsdefizite beseitigt oder 
fachtheoretische Kenntnisse ge-
fördert. Die Betreuer helfen aber 
auch den Betrieben – etwa bei 
Verwaltung, Organisation und 
Durchführung der Ausbildung. 
Damit will die Allianz für Aus- 
und Weiterbildung die berufliche 
Bildung insgesamt stärken. DIHK 
und IHKs werden weiter für eine 
intensive Nutzung der assistierten 
Ausbildung bei Betrieben und 
Jugendlichen werben.  ❙

RECHT

Nicht jede Reise ist eine 
Pauschalreise
Der Vorschlag des DIHK, eine 
Neuregelung für Reisebüros im 
Referentenentwurf zur Pauschal-
reiserichtlinie zu streichen, stieß 
bei der Anhörung am 23. August 
im Bundesjustizministerium auf 
Interesse. Hintergrund ist die 
neue EU-Pauschalreiserichtlinie. 
Sie muss bis 2017 in nationales 
Recht umgesetzt werden. Sie soll 
den Verbraucher vor den Auswir-
kungen einer Insolvenz von Reise-
anbietern schützen. Mit dem neu 
eingeführten Paragrafen 651 u 
im Bürgerlichen Gesetzbuch will 
das Bundesjustizministerium nun 
auch einzelne Reiseleistungen 

mit Pauschalreisen gleichstellen. 
Dies hätte jedoch zur Folge, dass 
zukünftig fast alle Reiseleistun-
gen als Pauschalreise angesehen 
würden. Anbieter oder Vermittler 
solcher Einzelleistungen wären 
dann Reiseveranstalter mit erheb-
lichen Pflichten im Hinblick auf 
Information, Fürsorge und Insol-
venzabsicherung. Damit wäre die 
Zukunft von vielen kleinen und 
mittelständischen Reisebüros, 
Hotels und Pensionen gefährdet. 
Der DIHK plädiert dafür, dass 
sich der Gesetzgeber auf den ur-
sprünglichen Zweck der Regelung 
besinnt. ❙

STANDORTPOLITIK

DIHK-Forderung umgesetzt:  
3+2-Regelung ohne Altersgrenze 
Mit dem Integrationsgesetz ist 
Anfang August die vom DIHK ge-
forderte 3+2-Regelung in Kraft 
getreten. Asylbewerber und Gedul-
dete erhalten nun einen gesicherten 
Aufenthalt für die gesamte Dauer 
einer Ausbildung und einer anschlie-
ßenden zweijährigen Beschäftigung. 
Der Wegfall der Altersgrenze von 21 
Jahren für den Beginn einer Aus-
bildung ist dabei ebenfalls richtig. 
Denn aufgrund fehlender Sprach-

kenntnisse und geringer Qualifi-
kation können Flüchtlinge in den 
meisten Fällen nicht schon kurz 
nach ihrer Ankunft in Deutschland 
eine Ausbildung aufnehmen. Auch 
die dreijährige Aussetzung der Vor-
rangprüfung für Asylbewerber und 
Geduldete in 133 der 156 Arbeits-
agenturbezirke ist eine wichtige 
Erleichterung. In diesen Regionen 
ist nun auch eine Tätigkeit in der 
Zeitarbeit möglich. ❙
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INDUSTRIE 4.0

 DIE ZUKUNFT BEGINNT JETZT
Nach anfänglicher Euphorie sind in jüngster Zeit auch kritischere Stimmen zu hören, wenn es um die vierte industrielle 
Revolution – kurz Industrie 4.0 – geht. Dabei gibt es eine Reihe erfolgreicher digitaler Geschäftsmodelle.

Industrie 4.0 schreibt Erfolgsgeschichten, eine von vielen ist Cewe 
Color. Der Foto-Dienstleister hat den Wandel von der analogen 
zur digitalen Fotowelt geschafft. Cewe hat ein neues Geschäfts-

modell eingeführt, welches das Internet nutzt, um dem Kunden 
eine Dienstleistung anzubieten, die er gerne kauft: selbst gestaltete 
Fotoalben. Mit dem Angebot konnte sich das in Oldenburg ansässige 
Unternehmen vor der drohenden Pleite retten – ganz im Gegensatz 
zu Kodak, die die Digitalisierung nicht überstanden haben. 

Internetaffine Kunden
Cewe hat lange vor der Einführung des Begriffs Industrie 4.0 ein 
Produkt entwickelt, das der internetaffine und moderne Kunde 
gerne nutzt, weil es ihm Zeit- und Kostenersparnis und Spaß bringt. 
Auch Bankgeschäfte von zu Hause sind für viele Kunden seit Jahren 

Standard, weil sie die extrem begrenzten Öffnungszeiten der Banken 
umgehen helfen. Auch der Online-Flohmarkt Ebay, der zahlungsbereite 
Kunden für fast alles findet, ist eine der frühen Erfolgsgeschichten 
der digitalen Revolution. Bestellungen von genormten Produkten wie 
Büchern oder CDs werden auch sehr gut angenommen, weil es bequem 
ist, im Internet nach der neuesten Musik des Lieblingskünstlers zu 
suchen, diese vom Sessel aus zu kaufen und dabei unter Umständen 
sogar noch Geld zu sparen. 

Erinnert sei daran, dass der Begriff Industrie 4.0 von einigen 
Politikberatern aus Bitcom und Acatech vor zwei Jahren eingeführt 
wurde, um den weltweiten Techniktrend der Digitalisierung für die 
deutsche Industrie unter einem griffigen Namen zu etablieren. Der 
Hintergrund war ehrenwert: Nach Halbleitern, Hardware und Software, 
die schwerpunktmäßig in den USA erfunden, entwickelt und produziert 

FO
TO

: G
ET

TY
IM

AG
ES

 / 
FE

LI
X 

M
AC

KE
L

IHK WirtschaftsForum 10.168



wurden, sollte nicht erneut eine große technische Entwicklung an der 
deutschen Wirtschaft vorbeigehen. 

Die Politik hat deshalb fünf Kompetenzzentren Industrie 4.0 ein-
geführt, die für das Thema sensibilisieren und schulen sollen. Denn 
die Akteure in der Wirtschaft halten sich noch vielfach zurück bei 
der Digitalisierung. Die Klagen in der Presse, wie in der VDE-Umfrage 
„Wird Deutschland beim IoT (Internet der Dinge) abgehängt?“, sind 
vielfältig. Vielleicht sind die Unternehmen aber noch nicht so weit 
oder deren Leidensdruck ist noch nicht groß genug.

In anderen Zeiträumen denken
In der Rückschau zu den früheren industriellen Revolutionen müssen aber 
sicher auch andere Zeiträume eingeplant werden. Wie bei Einführung 
der Automatisierung (Roboter), die nach über 30 Jahren längst noch 
nicht abgeschlossen ist, wird auch die Vision der sich selbst steuernden, 
intelligenten Fabrik mit Sensoren, Aktoren, RFID-Markierung an den Werk-
stücken, mit selbstlernenden Maschinen und Robotern, welche direkt die 
Produktionsmaschinen nach Wünschen der Kunden steuern, noch auf sich 
warten lassen. Es gibt diese Beispiele in der Holzbearbeitung, beispiels-
weise bei Fertigküchen und -häusern, wo bereits flexible Zentimetermaße 
hergestellt werden können. Normbreite von Möbeln war gestern, heute 
kann sich die Fertigungsstraße an Kundenwünsche anpassen. Und bei 
der Automobilproduktion wird bereits seit Längerem mit derartig vielen 
Varianten gearbeitet, dass schon jetzt von Losgröße 1 gesprochen kann. 

Digitale Evolution
Was hier seit Jahren evolutionär wirkt, ist vielleicht gar nicht vollständig 
neu. Es sind die Ideen von Lean Production, kombiniert mit den Möglich-
keiten der Digitalisierung. Die Nähe von Lean und Industrie 4.0 wird sehr 
deutlich beim Mittelstand-4.0-Kompetenzzentrum Darmstadt (siehe 
S. 24 f.). Das ist am Fachgebiet Produktionsmanagement, Technologie 
und Werkzeugmaschinen im Fachbereich Maschinenbau angesiedelt, 
wo seit Jahrzehnten die Prinzipien von Lean in der Produktion gelehrt 
werden. Das Institut für angewandte Arbeitswissenschaft der Universität 
Düsseldorf (ifaa) geht davon aus, dass Industrie 4.0 nichts anderes ist 
als die digitalisierte, internetbasierte Lean Production.

Nur wenn Prozesse in der Produktion klar definiert und diese ohne 
Medienbrüche organisiert sind, können sie digitalisiert werden. Das ist 
fast trivial, denn nur immer gleich ablaufende Prozesse können mit 
einer Software automatisiert werden. Selbstverständlich können mit 

der heutigen Sensorik viel mehr Informationen digital erfasst werden 
als noch vor einigen Jahren. Hier kommt man in einen Bereich, der mit 
Big-Data-Auswertung umschrieben wird. Dieser kann teilweise nur mit 
Methoden der künstlichen Intelligenz – also selbstlernenden Maschi-
nen – angemessen ausgewertet werden. In einer sinnvollen Reihenfolge 
bei der Einführung von Industrie 4.0 käme laut Fraunhofer-Institut für 
Arbeitswirtschaft und Organisation zunächst die Informationsverarbei-
tung, dann die Vernetzung beziehungsweise Interaktion der Maschinen 
und Menschen und in einem dritten, heute noch sehr visionären Schritt 
die Intelligenz, womit die eigenständige Entscheidung von Maschinen 
(Robotern) gemeint ist. Die Unternehmen, die sich jetzt auf den Weg 
in Richtung Industrie 4.0 machen, müssen nicht zwangsläufig sofort 
alle Stufen der digitalen Evolution und die Digitalisierung auch nicht in 
allen Unternehmensbereichen in derselben Geschwindigkeit einführen. 

Vorsprung vor der Konkurrenz
Wenn die Produkte den Kontakt zum Hersteller halten und als cyber-
physische Systeme ihren Zustand über das Internet an den Hersteller 
melden, ist die höchste Stufe im Rahmen einer Industrie-4.0-Entwick-
lung erreicht. Dann kann ein Hersteller nicht nur sein Produkt, sondern 
eine Servicelösung im Rahmen eines ganz neuen Geschäftsmodells 
anbieten. Ein solchermaßen intelligent weiterentwickeltes Produkt 
kann beispielsweise ein Baustellenfahrzeug sein. Abgerechnet wird 
Leistung (zum Beispiel Kubikmeter Erdbewegung). Da der Hersteller von 
der Maschine informiert wird, wenn ein Teil Verschleiß zeigt, oder ein 
Füllstand (Öl) zu niedrig ist, kann er frühzeitig und maschinenschonend 
erforderliche Wartungsarbeiten veranlassen.

Der Satz der HP-Chefin Carly Fiorina, „alles, was digitalisiert werden 
kann, wird digitalisiert“, sollte Unternehmen ein Ansporn sein, jetzt 
mit dem Prozess der Digitalisierung zu beginnen, um einen Vorsprung 
vor der Konkurrenz zu behalten.  ❙

AUTOR
DR. KAI BLANCK
Referent, IHK-In-
novationsberatung 
Hessen, Frankfurt
k.blanck@frankfurt-
main.ihk.de

Lean-Konferenz 2017
Freitag, 24. Februar, 9 bis 19 Uhr, IHK Frankfurt

Lean Production und Industrie 
4.0 spielen für die Industrie eine 
bedeutende Rolle. So hat Lean 
wesentlich dazu beigetragen, 
dass die Industrie ihre Produktion 
und Prozesse stetig verbessert 
hat. Daher ist es entscheidend, 

sich intensiver mit dem Zusam-
mentreffen von Lean und Indus-
trie 4.0 zu beschäftigen. Auf der 
Lean-Konferenz werden Experten 
aus Industrie, Forschung und 
Beratung ihre Erfahrungen zu 
Lean Production im Kontext von 

Industrie 4.0 vorstellen. Leit-
thema ist die Einführung und 
Verankerung von Lean Production 
und Industrie 4.0 im Mittelstand. 
Die Teilnehmer haben zudem die 
Möglichkeit, an verschiedenen 
Fachforen teilzunehmen oder 

sich in der begleitenden Fachaus-
stellung über die neuesten Trends 
zu informieren. Die Teilnahme 
kostet 249 Euro. Weitere Infos 
und Anmeldung online unter 
www.ihk-hessen-innovativ.de 
(Veranstaltungen). ❙
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GESCHÄF TSMODELLE

 DIGITALE ZERSTÖRUNG
WhatsApp zerstört das klassische SMS-Geschäft, Spotify revolutioniert die Musikbranche  
und Airbnb bringt das Hotel- und Gastgewerbe in Bedrängnis. Derweil greifen Google und Apple  
mit selbstfahrenden Autos unsere – als sicher geglaubte – Kernindustrie Automotive an.

Natürlich bleibt abzuwarten, ob Google und Apple mit ihren Invest-
ments in selbstfahrende Autos erfolgreich sein werden. Schließlich 
sind Autos deutlich sicherheitskritischere Systeme als etwa die 

Musikplattform iTunes oder die Suchmaschine Google. Internet- versus 
Industrieunternehmen: Ein bisschen erinnert das an die Geschichte von 
Microsoft Windows: Das Betriebssystem stellte jahrelang die Hardware 
in den Schatten. Wie diesmal die Sache auch immer ausgehen wird – das 
Internet macht vor nichts und niemandem halt. Seit es mobil geworden 
ist und sich in immer mehr Alltagsgegenständen einnistet, verändert 
es unaufhaltsam Geschäftsprozesse und -modelle. Zugleich entstehen 
sogenannte disruptive Geschäftsmodelle (vergleiche „schöpferische 
Zerstörung“, Schumpeter), die Branche für Branche auf den Kopf stellen. 

„Ein nicht unerheblicher Teil der Unternehmen wird in den nächsten 
Jahren untergehen und aus ihrer Asche wird Neues entstehen“, prophe-
zeit Alain Veuve, Experte für digitale Transformation, AOE Switzerland. 

Unternehmen werden sich in Gewinner und Verlierer spalten. Erfolgreich 
werden nach wie vor jene Unternehmen sein, die sich am Kundennutzen 
ausrichten. Diesen unter Berücksichtigung der rechtlichen, technologischen 
und anderen Rahmenbedingungen zu maximieren, ist seit eh und je Ziel 
kundenorientierter Unternehmungen. 

Mit dem digitalen Wandel oder genauer mit dem mobilen Internet 
haben sich die Rahmenbedingungen für Unternehmen grundlegend 
verändert. Smartphones, Tablets und das Internet der Dinge – also die 
Vernetzung von Alltagsgegenständen wie Thermostaten, Zahnbürsten 
und Kühlschränken – erlauben neue Dienste und Nutzungsszenarien. Der 
Druck von Plattformen, Vernetzung und Mobile ist so groß, dass selbst 
einigen digitalen Geschäftsmodellen des stationären Webs – also ohne 
eine mobile Komponente – der Bedeutungsverlust droht.

Noch mal zurück zum Kundennutzen: Den digitalen Kunden zu ver-
stehen, ist für Prof. Klemens Skibicki, Cologne Business School, zentrale 
Voraussetzung, um überhaupt neue und bessere Services entwickeln zu 
können. Vielen Unternehmen fehle die strategische Denkweise, die den 
Kunden und seinen Nutzen in den Mittelpunkt der Betrachtung stellt, wie 
es beispielsweise im Business-Modell Canvas der Fall ist. Canvas hat den 
Anspruch, eine „gemeinsame Sprache zur Beschreibung, Visualisierung, 
Bewertung und Veränderung von Geschäftsmodellen zu sein“, erklärt 
Alexander Osterwalder, der die Methode 2004 konzipierte. 

Die Methode gilt mittlerweile weltweit als Mittel der Wahl, um 
innovative Geschäftsmodelle zu entwickeln. Laut Zukunftsforscher 

BIEG HESSEN

Neutral und kostenfrei unterstützt das BIEG Hessen seit mehr als 
15 Jahren kleine und mittelständische Unternehmen in ihrer Online-
strategie. Das Angebot erstreckt sich vom Website-Check über Fachver-
anstaltungen bis hin zu Leitfäden. Das BIEG Hessen ist eine Einrichtung 
der IHKs Frankfurt, Offenbach, Hanau-Gelnhausen-Schlüchtern und 
Fulda. Weitere Infos online unter www.bieg-hessen.de.

Mit dem digitalen Wandel ändern sich die Geschäftsmodelle. Mo-
bile Komponenten sind mittlerweile für viele Branchen ein Muss.

FO
TO

: G
ET

TY
IM

AG
ES

 / 
BE

N
 M

IN
ER

S

IHK WirtschaftsForum 10.1610



Joachim Graf, Hightext-Verlag, benötigen Unternehmen für ihre digi-
tale Transformation zum einen eine Vision, in der sie die Welt sehen 
können, wie sie sein wird: „Auf den Hasen wird auch nur mit Vorhalt 
geschossen.“ Und schließlich ein Ziel: „Wo soll mein Unternehmen in 
fünf Jahren stehen.“ Auch wenn mit so einem Zukunftsplan die digi-
tale Zukunft nicht vorhergesagt werden kann, sollten Unternehmen 
wenigstens versuchen, sie zu prognostizieren.

Für ein Unternehmen mit Tausenden Mitarbeitern und komplexer 
Organisationsstruktur ist es natürlich deutlich schwerer, agil zu sein 
und schnell auf Veränderungen am Markt zu reagieren. Für Thomas 
Ramge, Brand eins, handelt das Management gar rational, wenn es 
sich auf kontinuierliche Verbesserungen konzentriert. Auf schöpfe-
rische Zerstörung können nur Gründer setzen, die viel zu gewinnen 
und nichts zu verlieren haben. Zudem spielt die Unternehmenskultur 
eine entscheidende Rolle. Digitalisierung sei vor allem eine mentale 
Transformation und beginne in den Köpfen, meint Prof. Wolfgang 
Henseler, Sensory-Minds. 

Die aktuelle Gründergeneration denke fast immer in Plattformen 
und begreife Digitalisierung als Chance, Marktstrukturen grundlegend 
zu verändern. Beispielsweise besitzt der weltweit größte Anbieter von 
Übernachtungen, Airbnb, keinerlei Immobilien, der umsatzstärkste 
Großhändler der Welt, Alibaba, keinerlei Warenbestand und die welt-
größten Anbieter von Telefondienstleistungen, WhatsApp und WeChat, 
keine eigenen Telekommunikations-Infrastrukturen. Bei den etablierten 
Unternehmen herrsche hingegen die Wahrnehmung, es digitalisieren 
sich nur Verkaufskanäle und Produkte. 

Wie wichtig Plattformen und Ökosysteme in der digitalen Welt von 
heute sind, beschreibt Blogger Sascha Lobo mit seinem Begriff Plattform-
Kapitalismus. Er verweist dabei auf die Prognose von Star-Investor und 
Entwickler einer der ersten Webbrowser „Mosaic“ Marc Andreessen: 
„Software will eat the world.“ Für Lobo sind Plattformen „Meta-Händler“, 
vergleichbar mit klassischen Mittelsmännern. Sie bestimmen die Regeln 
im Spiel und verdienen Geld, indem sie Dritten ermöglichen, Geld zu 
verdienen. Klar, ohne Hardware geht gar nichts. Aber wenn die Her-
steller durch eine Plattform abgeschnitten sind von der Kundenschicht 
und somit auch von der neuen Währung „Kundendaten“ (vergleiche Big 
Data), verschiebt sich die Macht in Richtung Plattform. 

Laut Verena Gründel, HighText-Verlag, prallen bei vielen Traditi-
onsunternehmen auch in den Arbeitswelten digitale und analoge Welt 
hart aufeinander. Als Beispiel nennt sie interne Facebook-Sperren, 
Homeoffice-Verbote oder ein zehnstufiges Controlling, bevor die 
Social-Media-Abteilung einen Tweet absetzen darf. Solche Verbote sind 
natürlich für junge digitale Fachkräfte No-Gos. Wer Digitalexperten 
rekrutieren will, um die digitale Transformation voranzutreiben, muss 
die offene Firmenkultur schon heute leben.

Nun stellt sich die Frage, was Unternehmen tun können, um sich auf 
die digitale Transformation einzustellen. Zuerst einmal geht es darum, 
den digitalen Kunden zu verstehen. Analysieren Sie sein Nutzungsverhal-
ten: Was treibt er mit dem Smartphone? Wie kommuniziert er? Welche 
Dienste nutzt er wann und wo? So lassen sich leichter Wünsche und 
Bedürfnisse ableiten. Denken und entwickeln Sie für maximale Nutzen- 
und Lösungsorientierung mit der Kundenbrille: Was ist das elementare 
Bedürfnis meines Kunden? Braucht es dazu ein und insbesondere mein 
Produkt? Oder geht es eher in Richtung Services und Dienste? 

Digitalisierung beginnt in den Köpfen. Deshalb: Sorgen Sie für 
entsprechend (junge) Mitarbeiter, auch, um konkretes Fachwissen aus 
der Onlinewelt aufzubauen und die Anforderungen der Digitalbranche 
besser zu kennen. Onlinemarketing-Vordenker Dr. Torsten Schwarz, 
Absolit, spricht davon, „digitale Rampensau“ zu sein, und meint damit 
besonders internetaffine Menschen ab Generation Y (geboren zwischen 
1980 und 1999). Damit einhergehen muss auch ein Kulturwandel: 
abteilungsübergreifende Teams, individuelle Freiräume, agile Arbeits-
weisen. Als Vermittler zwischen beiden Welten (on- / offline) könnte 
ein sogenannter Digital Change Officer die Brücke schlagen, empfiehlt 
Gründel. Am besten sei dieser in einer Stabsstelle angesiedelt. Zu guter 
Letzt: Ist die Digitalisierung die Lösung aller Probleme? Sicherlich nicht. 
Denn wie schon Thorsten Dirks, Telefónica Deutschland, sagte: „Wenn 
Sie einen Scheißprozess digitalisieren, dann haben Sie einen scheiß 
digitalen Prozess.“ ❙

AUTOR
DANIEL WEICHERT
Fachlicher Leiter, 
BIEG Hessen, 
Frankfurt
daniel.weichert@
bieg-hessen.de

Beratung, Verkauf, 
Vor-Ort-Service – 
alles aus einer Hand!

HCS EDV-Service GmbH
Eschborner Landstr. 42-50
60489 Frankfurt
tel. 069-7530033
info@hcs-edv-service.de

www.hcs-edv-service.de

Wir sind der richtige Partner, 
wenn es um Drucker, 
Multifunktionsgeräte sowie 
Reparatur- und Wartungs-
service von Brother geht. 
Von einem einzelnen Gerät 
bis zum Geräte-Pool beste-
hend aus unterschiedlichen 
Modellen, wir bieten Ihnen 
bedarfsgerechte Komplett-
lösungen mit garantiertem  
Next-Business-Day Service, 
darauf können Sie sich 
verlassen.

HCS
EDV-Service
HCS
EDV-Service
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E-COMMERCE

 KUNDENDATEN, DIE NEUE WÄHRUNG
Die effiziente Auswertung von Kundendaten bietet Unternehmen enorme Chancen: mehr Umsatz durch passendere 
Produkte und bessere Kundenbindung. Bei aller Euphorie darf der Datenschutz darüber aber nicht vergessen werden.

Big Data – ein Buzzword im Marketing. Doch ist das Thema auch 
relevant für E-Commerce-Betreiber im Mittelstand? Ja. Denn im 
E-Commerce und Onlinemarketing haben Unternehmen heute die 

Chance, anhand des Klickverhaltens oder der Verweildauer auf einer Website 
oder in einem Onlineshop genau zu analysieren, welche Bereiche für den 
Besucher interessant sind, und dadurch im nächsten Schritt passgenaue 
Angebote zu erstellen. Früher war das nicht so einfach. Es fehlten die 
Möglichkeiten, spezifische Kundendaten zu erfassen und auszuwerten. 
Unternehmen kommunizierten ihre Produkte einfach mit dem Gießkan-
nenprinzip an alle Kunden. Botschaft und Kommunikation waren für alle 
Zielgruppen gleich und anhand des Umsatzes ließ sich der Erfolg ablesen. 
Das hat sich im digitalen Zeitalter grundlegend geändert. 

Die immer größer werdenden, oft unterschiedlich strukturierten 
Datenmengen, die ein Unternehmen täglich produziert, vereinen sich 
unter dem Begriff Big Data. Im E-Commerce kommen diese beispielsweise 
durch Website-, Social-Media- oder E-Mail-Marketing-Tracking (teils 
in Echtzeit) zustande und basieren unter anderem auf demografischen 
Daten, Klicks oder Käufen. Bisher waren die Kosten dafür enorm – was 
insbesondere an dem teuren Speicher für die gewonnenen Daten und 
seiner Verwaltung lag. Big Data wurde daher nur von größeren Unter-
nehmen genutzt. Doch digitale Entwicklungen wie beispielsweise Cloud 
Computing machen Big Data, auch aufgrund der gesunkenen Kosten für 
Speicherplatz, für kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) mit 
kleinerem IT-Budget erschwinglich. 

Die Nutzung von Big Data birgt einige Herausforderungen für 
Mittelständler, zum Beispiel die sinnvolle Auswertung von riesigen Da-
tenmengen, die einen wichtigen Wettbewerbsvorteil darstellen können. 

Durch Big-Data-Analysen gewinnt 
ein Unternehmen nicht nur wichtige 
Erkenntnisse über das vergangene 
Kundenverhalten, sondern kann mit-
hilfe sogenannter Forecasts oder 
Nowcasts Vorhersagen über zukünf-
tige Ereignisse oder Nutzerverhalten 
treffen. Es werden – wie einst im 
Tante-Emma-Laden – persönliche 
Kundenvorlieben erkannt und ins 
digitale Zeitalter übersetzt. 

So sind individuelle Angebote 
durch Segmentierung und Perso-
nalisierung innerhalb der Zielgruppe 
möglich. Unternehmen lernen ihre 
Kunden nun Schritt für Schritt besser 
kennen und verringern durch spe-
zifische Angebote Streuverlust und 

Werbekosten. Unternehmen sollten sich dabei unter anderem folgende 
Fragen stellen: Welche Marketingmaßnahmen hatten bisher den meisten 
Erfolg? Wie stelle ich meinen Kunden zufrieden (Thema Kundenbindung)? 
Und mit welchen Maßnahmen steigere ich meinen Umsatz?

Einen Bestandskunden zu binden, ist im Schnitt etwa fünfmal weniger 
kostenintensiv, als einen neuen Kunden zu gewinnen. Big Data bietet vor 
allem für KMU im E-Commerce die Möglichkeit, sich durch passgenaue 
Angebote von der Konkurrenz abzuheben und ihre Produkte noch ge-
zielter als bisher zu entwickeln und zu vermarkten. Aktuell sind deshalb 
schon zwei Drittel des deutschen Mittelstands der Auffassung, dass die 
Analyse und Nutzung von Big Data Wettbewerbsvorteile schaffe (2014 
waren rund ein Drittel der Unternehmen dieser Meinung).

Doch wie geht ein KMU mit Big Data am besten um? Wichtig ist 
eine Kombination aus flexiblem Kundenmanagementsystem (CRM) 
und modernen Analysetools, um den Datenwust in brauchbare Daten 
zu verwandeln. Noch wichtiger ist es, die gewonnenen Erkenntnisse 
anschließend in operative Entscheidungs- und Geschäftsprozesse zu 
integrieren. Ein Beispiel: Ein unbekannter User besucht einen Onlineshop, 
um Wein zu kaufen. Er sieht sich verschiedene Rotweine aus Italien an, 
wird fündig und schließt seinen Kauf ab. Anschließend gibt er seine 
personenbezogenen Daten (zum Beispiel E-Mail-Adresse) im Kaufpro-
zess ein und wird dadurch identifizierbar. Auch das nächste Mal kauft 
der Kunde im Onlineshop italienischen Rotwein der gleichen Marke. 

Durch die Auswertung seines Kaufverhaltens ist ein gezieltes Bespielen 
mit Werbemaßnahmen möglich, beispielsweise im E-Mail-Marketing. Das 
Unternehmen weiß nun, welche Art Wein (Rotwein) aus welchem Land 
(Italien) und sogar in welcher Preisklasse (sechs bis acht Euro) der Kunde 

Mithilfe von Big-Data-Analysen werden persönliche Kun-
denvorlieben identifiziert und ins digitale Zeitalter übersetzt.
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bevorzugt. Diese Informationen können zukünftig genutzt werden, um ihn 
beispielsweise mit einem Rabatt-Gutschein seines Lieblingsweins oder mit 
einem Kennenlern-Angebot anderer italienischer Rotweine anzusprechen. 
Das Unternehmen geht auf die Wünsche und Vorlieben seines Kunden 
ein. So wird durch personalisierte Inhalte aus einem vormals anonymen 
Kunden im besten Fall ein loyaler Bestandskunde.

Aufgrund dieser veränderten Möglichkeiten steht nicht mehr der rei-
ne Kaufabschluss im Fokus, sondern die gesamte Kundenreise (Customer 
Journey). Zudem betrifft diese Entwicklung aber auch alle beteiligten 
Abteilungen – von der IT / Business Analytics über den Vertrieb bis hin 
zum Marketing. Eine enge Zusammenarbeit der Abteilungen sowie ein 
ganzheitliches Kundendenken und der Austausch von Daten sind die 
Grundvoraussetzung. Einzelkämpfer- und klar getrenntes Abteilungs-
denken stehen dem Erfolg im Weg.

Bevor Unternehmen den Schritt in Richtung Big Data gehen, ist es 
sinnvoll, zuerst Schritt für Schritt zu analysieren, welche Daten innerhalb 
des Unternehmens schon vorliegen, sozusagen Small Data. Unternehmen 
nutzen aktuell noch nicht einmal alle vorhandenen Daten, um Marketing-
ziele zu erreichen. Oft bringt die Auswertung der Daten, die über Business-
Analytics-, Website- und Social-Media-Analyse-Tools gewonnen wurden, 
schon wichtige Erkenntnisse über bestehende Kunden, wie beispielsweise 
Einkaufsverhalten oder Besuchsfrequenz. Ziel sollte es sein, die vorhandenen 
Kundendaten (zum Beispiel aus dem Onlineshop) mit den gewonnenen 

Daten aus Google oder Facebook mit einer Datawarehouse-Lösung zu 
verknüpfen. So lassen sich die gewonnenen Daten in Relation zueinander 
stellen und es ist möglich, den Kunden mit passgenauen Inhalten anzuspre-
chen. Unternehmen sollten darauf achten, diese personalisierte Behandlung 
über alle Kanäle und alle verfügbaren Geräte hinweg zu gewährleisten.  

Der Kunde von heute erwartet von Unternehmen individuelle In-
halte und personalisierte Ansprachen. Gleichzeitig jedoch hinterfragt 
und fordert er immer kritischer die Einhaltung des Datenschutzes. Dies 
stellt Unternehmen mit Sicherheit vor eine Herausforderung, ist jedoch 
kein Ding der Unmöglichkeit. Die Verknüpfung von verschiedensten 
Daten, die an sich anonym und unproblematisch sind, ergeben durch 
Big Data für Unternehmen plötzlich ein persönliches Kundenprofil. 
Oft liegt aber genau dafür keine Einverständniserklärung des Kunden 
vor. Wie können Unternehmen also datenschutzkonform agieren und 
trotzdem Kundendaten effektiv einsetzen? 

Generell brauchen Unternehmen bei einer personenbezogenen 
Datenverarbeitung entweder eine Erlaubnis durch den Betroffenen 
(durch eine Einwilligung, vergleiche §§ 4a Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG), 13 Abs. 2 Telemediengesetz (TMG)) oder es muss eine gesetz-
liche Regelung gegeben sein (§ 4 Abs. 1 BDSG, § 12 Abs. 1 TMG, Art. 7 
EU-Datenschutzrichtlinie (DSRL)). Eine Einwilligung besteht dann, wenn 
der Betroffene über die verarbeitende Stelle, die Art der Verarbeitung, 
den Zweck und den Datenumfang informiert ist und hierzu ausdrücklich 
und freiwillig seine Zustimmung erteilt hat (§ 4a BDSG, Art. 2 lit. h EU-
DSRL). Konkret bedeutet dies, dass Big Data und Datenschutz nicht im 
Widerspruch stehen. Basis ist allerdings eine offene und transparente 
Kommunikation, in der dem Kunden erklärt wird, was mit seinen Daten 
passiert, wozu diese verwendet werden und welchen Mehrwert er durch 
die Nutzung seiner Daten erfährt. Dann steht der Freude durch passende 
Angebote nichts mehr im Wege. ❙

UMGANG MIT BIG DATA

❙❙  Bestandsaufnahme: Welche Daten liegen dem Unternehmen schon 
vor? Diese beinhalten wertvolle Informationen über die Kunden.

❙❙  Festlegung einer Datenstrategie: Welchem Zweck dienen die gesam-
melten Daten?

❙❙  Erhebung neuer Daten, zum Beispiel von Google Analytics oder Face-
book. Diese werden mit den vorhandenen Daten zusammengeführt. 

❙❙  Unternehmen sollten ein verantwortliches Team aus allen beteiligten 
Abteilungen (IT, Vertrieb und Marketing) bilden, das die entstehenden 
Daten untersuchen und einordnen kann.

❙❙  Aus den gewonnenen Daten sollten Unternehmen anschließend Maß-
nahmen für ihre strategischen und operativen Entscheidungs- und 
Geschäftsprozesse ableiten.

❙❙  Datenschutz nicht vergessen: Um personalisierte Daten zu erheben, 
benötigen Unternehmen eine ausdrückliche Einwilligung ihrer Kun-
den. Eine Opt-out-Möglichkeit reicht in diesem Fall nicht aus.

AUTORIN
CORINA HEINZ
Referentin,  
BIEG Hessen,  
c/o IHK Frankfurt
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Wir optimieren Ihre Konditionen!
  richtige Gestaltung der
Kautionsverträge

  aktives
Avalmanagement

  nachhaltige Reduzierung
Avalkosten / Kreditkosten

  Serviceleistungen
aus einer Hand

  Kredit- und Avalverfahrung
seit über 18 Jahren

CEO Projektentwicklungsgesellschaft, Berlin

„Durch die Einschaltung der SAV konnten 

  wir Kredit- und Avalprovisionen 

  im sechsstelligen Bereich einsparen“

Wiesenhüttenplatz 26, 60329 Frankfurt am Main, Tel.: +49 69 8740309-0, Fax: +49 69 8740309-10, Mail: steinwachs@avalvermittlung.com

www.avalvermittlung.com
Ansprechpartner: Torsten Steinwachs
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CYBERSICHERHEIT

 „AUF MITHILFE ANGEWIESEN“
Ein Gespräch mit Peter Beuth, hessischer Innenminister, über die besondere Attraktivität des Wirtschaftsstandorts 
Hessen für Cyberkriminelle, geeignete Präventionsmaßnahmen und die hessische Agenda für Cybersicherheit.

Herr Beuth, mit der Digitalisierung der Geschäftsprozesse steigt für 
Unternehmen auch die Bedrohung durch Cyberkriminalität. Was 
genau ist unter diesem Begriff aus polizeilicher Sicht zu verstehen?
BEUTH: Bei Cyberkriminellen handelt es sich um Straftäter, die übli-
cherweise den Computer als Tatmittel benutzen. Wir beobachten dieses 
Kriminalitätsphänomen mit großer Aufmerksamkeit. Das beginnt bei 
der Wirtschaftsspionage, geht über mögliche Angriffe auf kritische 
Infrastrukturen bis hin zu den klassischen Betrugsdelikten, die sich 
dann nun mal nicht in der realen, sondern der virtuellen Welt abspielen. 
Die Intensität der verschiedenen Bedrohungen ist sehr unterschiedlich, 
aber wir nehmen sie alle sehr ernst. 

Welche Konsequenzen hat das Land Hessen daraus gezogen?
BEUTH: Wir haben die hessischen Sicherheitsbehörden in diesem 
Bereich personell und technisch verstärkt. Gleichzeitig arbeiten wir 
mit Hochdruck an der Umsetzung des IT-Sicherheitsgesetzes und der 
hessischen Agenda für Cybersicherheit. Denn Cybersicherheit ist ein 
Grundpfeiler der öffentlichen Sicherheit in Deutschland, deshalb muss 
unsere Botschaft sein: Virtuelle Straftaten haben reale Konsequenzen.

Ganz konkret: Wie gefährdet ist die hessische Wirtschaft?
BEUTH: Hessen ist als zentraler Wirtschaftsstandort in Deutschland 
und Europa neben allgemeinen Formen von Cyberkriminalität be-

sonders durch Aktivitäten der Wirtschaftsspionage durch fremde 
Nachrichtendienste sowie durch Konkurrenzausspähung gefährdet. 
Hessen beherbergt viele Weltmarktführer und Hidden Champions. 
Diese Spitzenpositionen stehen bei Wirtschaftskriminellen besonders 
im Fokus. Das gilt insbesondere auch für kleine und mittelständische 
Unternehmen mit hoher Innovationskraft. 

Können Unternehmen die staatlichen Stellen in ihrer Arbeit unter - 
stützen?
BEUTH: Cybersicherheit kann nur als Gemeinschaftsleistung erfolgreich 
sein, von daher sind die Sicherheitsbehörden auf die Mithilfe der Wirtschaft 
angewiesen. Für uns ist besonders wichtig, dass wir erfahren, wie die Täter 
vorgehen. Auch das Landesamt für Verfassungsschutz Hessen beschäftigt 
sich mit dieser Problematik. Fremde Nachrichtendienste versuchen, die 
eigene Wirtschaft bei der Erschließung moderner Technologien illegal zu 
fördern. Werden Betriebsgeheimnisse ausgespäht, ist das eine Gefahr für 
die hessischen Unternehmen. Dies müssen wir entschieden verhindern.

Gibt es überhaupt Möglichkeiten für Unternehmen, um sich vor 
cyberkriminellen Angriffen zu schützen?
BEUTH: Ein vollständiger Schutz gegen Cyberkriminalität ist nur 
schwer umzusetzen. Nicht nur rein technisch, sondern auch, was die 
sehr hohen Kosten angeht. Doch es gibt Standardvorkehrungen, die 
das Sicherheitsniveau mit vergleichsweise kleinem Aufwand deutlich 

KONTAKTE

❙❙  Zentrale Ansprechstelle im Hessischen Landeskriminalamt:   
www.polizei.hessen.de (Suchbegriff „Landeskriminalamt“)

❙❙  Wirtschaftsschutz des Landesamts für Verfassungsschutz Hessen: 
www.lfv.hessen.de

❙❙  Computer-Emergency-Response-Team im hessischen Ministerium  
des Innern: www.hessen@hmdis.hessen.de

Peter Beuth, hessischer Innenminister: „Ein 
vollständiger Schutz gegen Cyberkriminali-
tät ist nur schwer umzusetzen. Doch es gibt 
Standardvorkehrungen, die das Sicherheits-
niveau mit vergleichsweise kleinem Aufwand 
deutlich anheben. Es gilt, bildlich gespro-
chen, offene Eingangstüren zu schließen.“FO
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anheben. Es gilt, bildlich gesprochen, offene Eingangstüren zu schließen. 
Jedes Unternehmen sollte individuell eine Risikoabwägung durchführen 
und sich für pragmatische und effiziente Maßnahmen entscheiden. Die 
hessischen Sicherheitsbehörden helfen Unternehmen, dieses Verbes-
serungspotenzial festzustellen und geeignete Maßnahmen zu treffen. 

Wichtig ist auch: Nur wenn Straftaten zur Anzeige gebracht werden, 
können die hessischen Sicherheitsbehörden handeln. 

Wie unterstützt das Land Hessen die Unternehmen?
BEUTH: Wir haben für den Haushalt 2017 beschlossen, den Bereich Cyber-
crime und organisierte Kriminalität mit zusätzlichen Stellen bei der Polizei zu 
stärken. Das ist eine bewusste Schwerpunktsetzung und wichtige Investition 
in die Sicherheit von Unternehmen und Bürgern. Es gilt, mit dieser Expertise 
der Sicherheitsbehörden auch kritische Infrastrukturen besser zu schützen. 
Wir haben auch zahlreiche Informationsangebote initiiert, die Unternehmen 
helfen können, sich gegen Cyberkriminalität zu schützen. Außerdem bringt 
das Land gemeinsam mit dem hessischen Forschungshotspot Cybersicherheit 
am Standort Darmstadt über den runden Tisch „Cybersicherheit Hessen“ 
praxisnahe und handhabbare Lösungen auf den Weg, die den Unternehmen, 
der Verwaltung und den Bürgern mehr Sicherheit bieten. ❙

INTERVIEW
MATTHIAS 
WERNER
Pressesprecher, 
IHK Limburg
m.werner@
limburg.ihk.de

Cyberkriminalität in Deutschland
Im Jahr 2015 wurden 45 793 Straftaten im Bereich Cybercrime erfasst. 
Davon:

Computerbetrug
Missbrauch von gestohlenen Daten
(z. B. beim Onlinebanking)

Diebstahl digitaler Zugangsdaten
und Identitäten (z. B. durch Phishing)

Vortäuschen einer Person bzw. Firma,
um an Daten oder Geld zu gelangen

Verbreitung von Schadsoftware
(Trojaner, Viren und Würmer)

Manipulation v. Telekommunikationsanlagen
(z. B. teure Auslandstelefonverbindungen
durch Zugri� auf Router)

Ausspähen/Abfangen von Daten

Fälschung urkundlicher Daten,
Täuschung im Rechtsverkehr

Datenveränderung,
Computersabotage

Betrug mit Zugangsberechtigungen

Entwicklung im
Vergleich zu
2014 in Prozent:

Quelle: Bundeskriminalamt (2016) © Globus 11172

23 562

9 629

7 187

3 537

1 878

+ 5,6 %

- 19,0

- 10,3

- 37,6

- 8,6

Für Sie, Ihr Unternehmen, Ihre Mitarbeiter und Ihre Kunden. R+V bietet Ihnen als 
verlässlicher Partner die Erfahrung und Finanzstärke eines soliden Firmenversicherers, 
der Sie ganzheitlich und bedarfsgerecht berät. Erfahren Sie mehr in den Volksbanken 
Raiffeisenbanken, R+V-Agenturen oder auf www.ruv.de/fi rmenkunden

IHR PLUS: PARTNERSCHAFT 
FÜR DEN ERFOLG.
Die Firmenversicherungen von R+V.
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TAILORING

 DIGITALISIERTE KOMMUNIKATION
Unaufhaltsam schreitet die Digitalisierung voran und stellt mittelständische Unternehmen vor ganz neue 
 Herausforderungen. Dies gilt insbesondere auch für den Bereich Marketing und Kommunikation. 

Die Zeiten singulärer Print- oder TV-Kampagnen sind längst 
vorbei. Infolge konsequenter Digitalisierung sind die Menschen 
reizüberflutet, Standardkampagnen reichen schon lange nicht 

mehr. Damit Unternehmen ihre Zielgruppen durch Werbung effizient 
erreichen, müssen die Botschaften auch über die zunehmende Anzahl 
neuer Medienkanäle transportiert werden. 

Es gilt also heutzutage, eine Kampagnenidee gezielt an die An-
sprüche der Kanäle, Zielgruppen und in Anbetracht der Globalisierung 

an ganz unterschiedliche Märkte und Kulturen anzupassen. Die Ka-
nalauswahl reicht dabei von der digitalen Welt (zum Beispiel Facebook, 
Online-Bannerwerbung, Native Advertising) über den Point of Sale, 
TV, Print, klassische Plakatwerbung bis hin zu außergewöhnlichen 
Vermarktungsaktionen (zum Beispiel Guerilla) und Below-the-Line-
Maßnahmen, bei denen die Zielgruppen persönlich angesprochen 
werden. Die Herausforderung: Jeder Kanal funktioniert anders, hat 
andere Formate, Darstellungsformen und Zielgruppen.

Damit sind mittelständische Unternehmen und deren Marketing-
abteilungen oftmals überfordert. Kommunikation in Zeiten der Digita-
lisierung kontrollierbar zu machen, alle Möglichkeiten zu überblicken 
und die Tools und Kanäle zielgerichtet einzusetzen: Hier kommen 
Spezialdienstleister mit ihrer Expertise ins Spiel. Vergleichbar mit der 
Modewelt, in der Designer wie Karl Lagerfeld kreative Mode für den 
Laufsteg, nicht aber für die Straße kreieren, benötigen Unternehmen 
auch in der Werbung Spezialisten, die Kommunikationsmaßnahmen 
oder Kampagnen auf die Straße bringen. 

Das Handwerk dieser Spezialisten nennt sich Tailoring und ist das 
gezielte Maßschneidern von Kampagnen – von der Entwicklung oder 
Adaption einer kreativen Idee bis zur kleinteiligen Produktion aller 
Werbemittel – egal ob Banner, Plakat, Printanzeige, TV-Spot, Social 
Content, Webseite oder Mobile App. Und dies auf Basis von schlanken, 
direkten Prozessen und modernen Technologien, um höchstmögliche 
Effizienz und Transparenz für den Kunden zu gewährleisten.

Tailoring-Spezialisten werden mittlerweile immer häufiger bereits 
von Beginn an in die Entwicklung von Kampagnen eingebunden. Die 
zunehmende Relevanz zeigt sich auch in den Zahlen des ZAW (Zen-
tralverband der deutschen Werbewirtschaft): Inzwischen fallen von 
den rund 45 Milliarden Euro, die die Werbebranche 2015 umgesetzt 
hat, rund zehn Prozent in genau diesen Bereich – Tendenz steigend.

Das wirtschaftliche Wachstum von Tailoring fußt auf der Bedeu-
tung, die es mittlerweile für die gesamte Werbebranche eingenom-
men hat. Ohne Tailoring verpufft die Kommunikationswirkung einer 
Kampagne – und das Invest ist verbrannt. Denn selbst die kreativste 
Kampagne ist wertlos, wenn sie die gewünschten Konsumenten 
nicht effektiv erreicht und anspricht.  ❙

AUTOR
KNUD 
 SCHLAUDRAFF
Managing 
 Director,  
H&O Germany, 
Frankfurt
knud.schlau-
draff@hogarth-
ogilvy.com

Werbung gehorcht im digitalen Zeitalter eigenen Gesetzen. 
Es geht darum, Kommunikation kontrollierbar zu machen, 
um mit Kampagnen möglichst viele Zielgruppen zu erreichen.
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LEAN MANAGEMENT

SCHLANK VERWALTEN
Bei der Vorbereitung und Durchführung von Vorstandssitzungen und Meetings gibt es für viele Unternehmen noch 
Optimierungspotenzial. Die Möglichkeiten der Digitalisierung sind in diesem Bereich noch lange nicht ausgeschöpft.

Unter Lean Management wird allgemein die effiziente Gestaltung 
der Wertschöpfungskette eines Unternehmens verstanden. Diese 
aus Japan bekannte Methode wurde zunächst hauptsächlich 

für die Produktion industrieller Güter eingeführt. Mittlerweile ist die 
Herangehensweise nicht mehr nur für die Optimierung von Produk-
tionsprozessen bekannt, sondern wird weltweit immer mehr auch in 
anderen Bereichen, wie der Lean Administration, angewandt. Ziel ist 
es, alle für die Wertschöpfung notwendigen Aktivitäten optimal aufei-
nander abzustimmen und alle überflüssigen Tätigkeiten zu vermeiden. 
Kerngedanke der Lean Administration ist, dass Mitarbeiter bestmöglich 
befähigt werden sollen, Ergebnisse zu erzeugen anstatt bloß beschäftigt 
zu sein, ohne dass hierfür ein Mehrwert entsteht. 

Das Thema Nachhaltigkeit allgemein und, auf Unternehmensebene 
bezogen, speziell Corporate Social Responsibility (CSR) ist bereits in 
vielen Unternehmen verankert. Nachholbedarf gibt es jedoch nach wie 
vor im Bereich Organisation und Vorbereitung von Vorstands-, Aufsichts-
rats- oder Ausschusssitzungen. Diese erfordern in vielen Firmen einen 
schlankeren und nachhaltigeren Ansatz, da hier oft noch eine Menge an 
Papier und auch Arbeitszeit verbraucht wird. Um die Sitzungsmappen 
fertigzustellen, verbringt ein ganzes Team des Vorstandssekretariats 
oft mehrere Tage nur mit Erstellen, Drucken, Kopieren, Sortieren der 
Unterlagen und Versenden der Mappen an alle Vorstandsmitglieder. 
Zudem werden meist alle Mitteilungen und Updates ebenfalls noch 
in Papierform per Post versendet. 

Der Finanzsektor ist momentan mit Abstand die führende Bran-
che im Bereich der digitalen Vorstandsarbeit. Aber auch immer mehr 

Unternehmen anderer Branchen 
setzen nun im Bereich der Füh-
rungsetage auf Lean Administrati-
on Tools als systematischen Ansatz, 
um nachhaltiger und effizienter 
zu arbeiten. Mithilfe von hoch-
sicheren Lösungen zum digitalen 
Erstellen, Versenden und Lesen 
der Sitzungsunterlagen werden 
Prozesse in der Administration 
deutlich schlanker gestaltet und 
der Vorbereitungsaufwand für 
Sitzungen maßgeblich reduziert. 
Durch die papierlose Anwendung 
arbeitet das Vorstandssekretariat 
wertschöpfungsorientiert im Sinne 
der Lean Administration, da der 
Zeitaufwand für die Vervielfälti-
gung der Mappen gänzlich entfällt. 

Ob on- oder offline, per iPad oder Laptop, im In- oder Ausland: Diese 
digitalen Unterlagen samt Anmerkungen und Protokollfunktion sind für 
Vorstand und Aufsichtsrat jederzeit verfügbar. Auch im Vergleich zu ma-
nuellem E-Mail-Versand, der Nutzung des Outlook-Kalenders oder eines 
gemeinsamen Laufwerks bietet eine eigene Sitzungsanwendung einige 
Vorteile im Sinne der Lean Administration. Jede Vorstandssekretärin kann 
sich auf wertschöpfende Aufgaben konzentrieren, da Dokumente, Mitteilun-
gen, Updates, Kalendereinträge und Anhänge automatisch an teilnehmende 
Vorstände per Mausklick versendet werden. Durch die Self-hosted-Option 
bleiben sensible Daten im Unternehmen und werden entsprechend interner 
Sicherheitsvorgaben verschlüsselt und durch Passwörter geschützt. 

Digitalisierung trägt maßgeblich dazu bei, Unternehmen zu befä-
higen, schneller, flexibler und effizienter zu agieren. Um bestehende 
Prozesse im Sinne der Lean Administration zu optimieren, gilt es, diese 
zu analysieren, Tätigkeiten zu hinterfragen und strukturelle Voraus-
setzungen für ein wertschöpfenderes Arbeiten im Unternehmen zu 
schaffen.  ❙

AUTORIN
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European 
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Lean Administration soll mehr Freiräume für wert-
schöpfenderes Arbeiten im Unternehmen schaffen.
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15. Mittelstandstag
FrankfurtRheinMain
3. November 2016  
Industrie- und Handelskammer Frankfurt am Main

 Mythos Innovation. Warum manche Ideen überleben 
    und manche nicht
 Daten – die Kronjuwelen von heute
 Erfolgreich in der Nische – Geschäftspotenziale abseits

    der Massenmärkte nutzen – Handlungsempfehlungen 
    aus der mittelständischen Praxis
 Wie die Cloud Ihnen hilft, Risiken zu minimieren 

    und Effizienz zu steigern
 Aktuelles zur Gesetzgebung der Erbschaftsteuerreform 2016
 Erfolgreiche crossmediale Kommunikation für Mittelständler 

THEMEN (AUSZUG):

PARTNER:

Informationen und Anmeldung: 
www.ihk-mittelstandstag.de
oder telefonisch 0 69 / 79 40 95 65
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CONSULTING 4.0

TRANSFORMATION DER BRANCHE
Auch vor Beratungsunternehmen macht die Digitalisierung keinen Halt. Intelligent genutzt, kann sie ein  
Baustein sein, um wirkungsvolles Wachstum zu generieren und die Wettbewerbsfähigkeit zu sichern.

In Zeiten von Big Data stehen viele Berater vor einer Heraus-
forderung: Einerseits erwarten ihre Kunden die perfekte Lösung 
für ihr spezifisches Problem. Andererseits sind sie nicht bereit, 

für die nötige Grundlagenarbeit Geld zu zahlen. Die Branche muss 
deshalb neue Geschäftsmodelle entwickeln. Wie andere Industrien 
auch, passt sich die Beraterbranche permanent an wechselnde 
Rahmenbedingungen an. Derzeit treibt die fortschreitende Digita-
lisierung die Transformation der Branche zu Consulting 4.0 voran. 

Beim Consulting 1.0 – der strategischen Unternehmensbera-
tung – stand die Ausarbeitung von Konzepten auf Basis umfang-
reicher Analysen und Studien im Vordergrund. Das Fullfillment 
war mit der Übergabe von Foliensammlungen und Empfehlungen 

am Ende des Beratungsprojekts abgeschlossen. Mitunter fehlte 
den Beratungsergebnissen jedoch die praktische Relevanz. Dieses 
Defizit führte zu Consulting 2.0, dem Changemanagement: Die 
Branche ging dazu über, die entwickelten Konzepte im Rahmen eines 
Changemanagement-Prozesses durch Projektteams aus Beratern 
und Mitarbeitern des Kunden implementieren zu lassen. 

Doch häufig ging das aufwendig erarbeitete Wissen nach der 
Projektumsetzung wieder verloren. Dies brachte Consulting 3.0 – 
das Inhouse-Consulting – hervor. Hierbei wurde das für die Ver-
änderung nötige Fachwissen in unternehmensinternen Workshops 
mit den Fachabteilungen erarbeitet. So sollte sich die Bereitschaft 
der Mitarbeiter des Kunden erhöhen, die Ergebnisse konsequent 

Die Digitalisierung macht auch vor der Beraterbranche keinen Halt.
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umzusetzen. Consulting 4.0 ist die Digitalisierung der Beratung 
mit dem Zweck, kostenintensive Analysearbeiten zu eliminieren.

Der Trend zu einer hohen Spezialisierung von Wissen ist in vol-
lem Gange, während die Halbwertzeit von Know-how sich immer 
weiter verringert. Wissen wird immer mehr zum Massengut, die 
Beratungswirtschaft zu einer Wissensaustauschwirtschaft. Umfang-
reiche Analysen und Studien – früher selbstverständlicher Teil der 
Beratung – werden durch Big-Data-Anbieter überflüssig. Denn diese 
verfügen über exzellente Daten und können auf Mausklick präzise 
Prognosen bereitstellen. Vom Berater wird deshalb erwartet, dass 
er nur einzelne Teilleistungen einer Beratung erbringt – natürlich 
ohne Abstriche in der Qualität. 

Das Dilemma dabei ist, dass der Berater sich in der Regel erst 
Wissen zur Arbeitsweise und den individuellen unternehmensin-
ternen Gegebenheiten und Prozessen des Kunden aneignen muss, 
um gut beraten zu können. Andernfalls ist mit Reklamationen und 
Leistungsnachforderungen zu rechnen. Denn er geht das Risiko ein, 
dass seine Beratungsleistung nicht zu 100 Prozent den Bedürfnissen 
und Wünschen des Kunden entspricht. Seine Kunden haben mit 
einem anderen Dilemma zu kämpfen: Wenn spezialisierte Experten 
in einem Beratungsprojekt interdisziplinär zusammenarbeiten, ist 
es ein nicht zu unterschätzender Kostenfaktor, dass alle Beteiligten 
immer wieder auf denselben Wissensstand gebracht werden müssen.

Doch die digitale Revolution bringt nicht nur Probleme, sondern 
auch ihre Lösungen – sofern es gelingt, ihre Stärken zu nutzen. In 
anderen Branchen hat sich gezeigt, dass neue Geschäftsmodelle 
quasi über Nacht lange etablierte Strukturen außer Kraft setzen 
können. Die neuen Modelle beruhen auf neuartigen Technologien, 
die disruptive Innovationen genannt werden, weil sie auf einen 
Schlag alles Bisherige über den Haufen werfen. 

Es gibt nun eine disruptive Technologie, die es Beratern ermög-
licht, ihre wissensintensiven Beratungsleistungen gewinnbringend 
online zu verkaufen. Die Rede ist von Productized-Consulting-
Plattformen, worunter Onlineplattformen zu verstehen sind, auf 
denen sich Beratungsleistungen ganz einfach mit nur wenigen Klicks 
digitalisieren lassen, um modulare Beratungsprodukte für einzelne 
Glieder der Beratungswertschöpfungskette digital zu liefern. So kön-
nen Berater ihr Know-how und ihre Expertise mehreren relevanten 
Kunden gleichzeitig anbieten. Es ist nicht mehr notwendig, für jeden 
einzelnen Kunden ganz grundsätzlich zu recherchieren. Vielmehr 
kann der Berater verschieden zugeschnittene Beratungspakete 
anbieten: sowohl Standardwerke auf der Basis von allgemeinen 
Grundlageninformationen als auch individuelle Beratungsleistungen 
nach Bedarf und auf Abruf.

Auf einer Productized-Consulting-Plattform können Berater 
und Kunden hochkomplexes Wissen im Beratungsdialog online 
austauschen, um individuelle Kundenprobleme zu lösen. Der Infor-
mationsaustausch erfolgt über interaktive Medienformate, die ein 
Gesprächspartner erstellt und auf die alle anderen ebenfalls Zugriff 
haben. Auch der Kunde kann den ersten Lösungsentwurf, den der 
Berater zur Verfügung stellt, mit wenigen Klicks verändern und 
anpassen. Dabei kann der Kundeninput als Briefing für den Berater 
dienen. So wird aus einem Standardmodul eine individuelle Lösung 
für das spezifische Kundenproblem. 

Kostenintensive Analysearbeiten des Beraters zu Kundenpro-
zessen, denen kein unmittelbar nutzbares Ergebnis gegenübersteht, 
werden überflüssig. Denn die präzise Analyse der individuellen 
Situation erfolgt gemeinsam on the road und stellt sicher, dass die 
grundlegenden Fakten kundenspezifisch weiterverarbeitet werden. 
Der Berater kann also auf einer Productized-Consulting-Plattform 
ein individuelles Beratungsmodul für das kundenspezifische Problem 
generieren und dem Kunden eine maßgeschneiderte Gesamtlösung 
liefern.

Kunden profitieren dabei insbesondere durch die Reduktion von 
Opportunitätskosten. Sie können zunächst mit einem Beratungs-
produkt starten und sich seniores Expertenwissen für ihr Problem 
abrufen – und zwar genau dann, wenn sie es brauchen. Sobald ein 
spezifisches Problem Beratungsleistungen erfordert, die nicht über 
die Plattform erbracht werden können, erscheint der Berater vor 
Ort. Nach der Problemlösung steht er wieder virtuell zur Verfügung. 
Gleichzeitig gehen die Ergebnisse aus Beratungsprojekten nicht 
mehr verloren, sondern stehen in einem Wissenspool validiert zur 
Verfügung. Kundeninterne Fachabteilungen sind so immer auf dem 
aktuellsten Wissensstand, werden durch den Kompetenztransfer zur 
selbstständigen Umsetzung von speziellen Lösungen befähigt und 
können eine signifikant bessere Implementierung von kosteneffi-
zienten Lösungen gewährleisten.

Die eingangs geschilderten Schwierigkeiten, mit denen die 
meisten Berater heute zu kämpfen haben, werden durch die Trans-
formation des Beratungsgeschäftsmodells auf Consulting 4.0 gelöst. 
Der Einsatz von Productized-Consulting-Plattformen lässt sich in 
jedes beliebige Beratungsgeschäftsmodell integrieren und wird dazu 
führen, dass virtuelle Beratungsunternehmen heranwachsen. Auf 
diese Weise können Berater monetarisierte Kundennetzwerke auf-
bauen, bei denen jeder Kunde jeweils nur für die von ihm gewünschte 
Leistung zahlt. Das Kernproblem von Beratungsunternehmen – die 
Zeit von Beratern nur einmal verkaufen zu können – wird ausgehe-
belt. Sicher ist der Einsatz einer Productized-Consulting-Plattform 
nicht die einzige Option hierfür. Jedoch ist es eine einfache und 
wirkungsvolle Möglichkeit, um in der Wissenswirtschaft hochwer-
tige Beratungsleistungen zu allgemein akzeptierten Konditionen 
anzubieten.

Viele Berater werden besonders schätzen, dass sie sich mit einer 
eigenen Plattform unabhängig vom Lärm der sozialen Netzwerke 
machen, in denen auch viele unqualifizierte Stimmen um Aufmerk-
samkeit konkurrieren. In der digitalen Ära können Productized-
Consulting-Plattformen den Beratungsunternehmen helfen, die 
Geschäfte der Zukunft zu sichern und etablierte Kunden genauso 
wie neue, kleine Märkte gewinnbringend zu bedienen. ❙
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FINTECH-START-UPS

 HERAUSRAGENDES ÖKOSYSTEM
Fintech-Start-ups verändern die klassischen Geschäftsmodelle etablierter Banken. Nun entsteht  
am Finanzplatz Frankfurt ein neues Ökosystem für Unternehmensgründer. So entwickeln sich  
außerhalb von Banken zunehmend innovative Produktangebote. 

Der Begriff Fintech steht für die Verbindung der Finanz- und 
Technologieindustrie. Konkret verändern junge Start-ups mit 
Lösungen und Produkten rund um Banking und Finance die 

Finanzindustrie. Dabei setzen sie neue IT-Technologien ein. Natürlich 
nutzen Banken seit jeher IT-Technologien. Neu jedoch ist, dass Start-
ups und IT-Konzerne, die gar nicht zur eigentlichen Finanzindustrie 
gehören, jetzt mit IT-Technologien Bank- und Finanzdienstleistungen 
anbieten oder auf den Weg bringen. So treten unter dem Label Fin-
tech neue unbekannte Unternehmen in die Finanzindustrie ein und 
verändern nicht nur Produkte und Dienstleistungen, sondern auch 
die Branche selber.

Üblicherweise werden unter Fintech-Unternehmen Start-ups 
verstanden. In Deutschland gibt es derzeit etwa 500 Fintech-Start-
ups, in Frankfurt sind es ungefähr 60. Das Forbes-Magazin schätzt 
die Anzahl der Fintech-Start-ups weltweit auf 5 000 bis 6 000. Ein 
bekanntes Beispiel ist Paypal, dessen Service heute fast überall 
im Internet zum Bezahlen genutzt werden kann. Mittlerweile ist 
Paypal kein Start-up mehr, es wird dennoch regelmäßig als Fintech-
Unternehmen bezeichnet.

In Berlin, dem Start-up-Mittelpunkt Deutschlands, ist N26 (vormals 
Number26) ein bekanntes Beispiel der Fintech-Szene. N26 bietet ein 
kostenloses Konto auf dem Smartphone an; inklusive Kreditkarte für 

Barabhebungen. Dabei kooperiert das Start-up mit einer Bank, der 
Wirecard-Bank. Ein persönlicher Offlinekontakt mit Kunden in Bank-
filialen ist nicht vorgesehen. Das Angebot von N26 ist ausschließlich 
auf das Smartphone fokussiert. Auch in Frankfurt gibt es inzwischen 
sehr bekannte Beispiele für Fintech-Start-ups. Eines davon ist Kesh – 
eine App, mit der man bargeldlos bezahlen kann. 

In der Regel fokussieren sich Fintech-Start-ups auf einen abge-
grenzten Prozess oder Prozessschritt wie den Kontowechsel oder den 
Bezahlvorgang; mit innovativen Ideen perfektionieren sie ihn. Oft 
adressieren Fintechs Aspekte des Bankings, die direkt den Endkunden 
betreffen. An dieser Stelle sollten etablierte Banken nachziehen – 
überlassen sie das Feld den neuen Playern im Markt, laufen sie Gefahr, 
den Kontakt zu den Kunden (und das Geschäft mit ihnen) zu verlieren.

Frankfurt ist für Fintechs von großer Bedeutung: Es ist der größte 
Finanzplatz Kontinentaleuropas, hier haben EZB und Bafin ihren Sitz. 
Unternehmen können vor Ort auf die Absolventen verschiedener 
renommierter Hochschulen wie Goethe-Universität, Frankfurt School 
of Finance & Management, Frankfurt University of Applied Sciences 
oder Technische Universität Darmstadt zurückgreifen. Zum Frankfur-
ter Ökosystem gehören auch sogenannte Inkubatoren. Ein Inkubator 
stellt Start-ups eine fruchtbare Umgebung zur schnellen Entwicklung 
bereit. Wird ein Start-up durch einen Inkubator unterstützt, so erhöht 
sich die Überlebenswahrscheinlichkeit auf 85 Prozent, denn generell 
haben Start-ups nur eine Überlebenswahrscheinlichkeit von zehn bis 
20 Prozent. Einer der bekanntesten Inkubatoren in Frankfurt ist der 
Main Incubator, initiiert von der Commerzbank. Er bietet Start-ups 
Beteiligungskapital, Büroräume, Infrastruktur, Experten-Know-how und 
Zugang zu etablierten Unternehmen sowie das monatliche Gesprächs- 
und Netzwerkforum Between the Towers für Start-ups, Investoren und 
andere Fintech-Akteure aus Wirtschaft und Wissenschaft.

Auch zentrale Fintech-Zentren, in denen verschiedene Start-ups 
ansässig sind und sich die Infrastruktur teilen, befördern das Inno-
vationsklima. Sie sind wichtige Treffpunkte, an denen sich Gründer 
und Vertreter der Banken, Wissenschaften sowie Vertreter aus Politik, 
Verbänden, Stadtgesellschaft und Medien austauschen und gemein-
same Geschäftsmodelle angehen. Auf Initiative der Landesregierung 
und mit Unterstützung der Stadt Frankfurt soll nun ein weiteres 
Fintech-Zentrum in der Mainmetropole entstehen. Auch die Frank-
furt School wird auf ihrem neuen Campus an der Adickesallee ein 
Gründerzentrum für Fintechs und andere Start-ups einrichten. Diese 
und weitere Initiativen werden den Finanzplatz, seine intellektuelle 
Infrastruktur und Innovationskraft stärken. 

Die Geschäftsmodelle der Banken haben sich in den vergangenen 
Jahren kaum verändert. Doch mit dem Einzug von Smartphones, 

Am Finanzplatz Frankfurt gibt es derzeit rund  
60 Fintech-Start-ups, bundesweit sind es etwa 500.
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Apps und anderen Phänomenen des digitalen Zeitalters stellen 
Kunden andere Anforderungen an Banken. Dies hat die aktuelle 
Innovationswelle in der Finanzindustrie befördert. Bankkunden 
erwarten beispielsweise umfangreiche und perfekt funktionierende 
Smartphone-Apps, an die manche Onlinebanking-Anwendungen 
heute nicht heranreichen. Natürlich haben sich Finanzindustrie und 
Banken mit dem Einzug der IT gewandelt. Allerdings waren bisher 
überwiegend ihre internen Prozesse betroffen. Neue, disruptive 
Technologien beziehungsweise darauf basierende Geschäftsmodelle 
erlauben es nun, den Kunden innovative Dienstleistungen und 
Produkte bereitzustellen. 

Mit ihren schnellen, kurzen Entwicklungszyklen sind Fintech-
Start-ups eine interessante Innovationsquelle – gerade für etab-
lierte Banken: Sie können kreatives Potenzial, bereits umgesetzte 
Ideen und eine schnelle Produktentwicklung vorweisen. Banken 
bieten andere Mehrwerte auf, die sich komplementär zu denen der 
Fintechs verhalten: etablierte Marken, gewachsene Kundenstämme 
und weitreichende Distributionskanäle. Banken haben Regulierung 
und Risikomanagement verinnerlicht, besitzen zumeist eine interna-
tionale Infrastruktur und können neue Produkte schnell in die Breite 
bringen. Eine Kombination klassischer Banken und Start-ups ist daher 
für beide Seiten von Vorteil, da so jeder seine Stärken einbringen 
kann. Dafür müssen Banken sich jedoch öffnen. Ein Ansatz dafür ist 
Open Innovation. Hierbei geht es um die Öffnung der Grenzen eines 

Unternehmens nach außen: Kooperationen eingehen, Know-how 
austauschen und Investitionen in Start-ups tätigen.

Ein Banking ohne Banken wird es allerdings auch mit starken 
Fintech-Start-ups nicht geben. Banking als Massengeschäft benötigt 
fast immer etablierte Banken. Damit Banken ihre Position sichern kön-
nen, müssen sie sich heute richtig positionieren und die Digitalisierung 
ihrer Branche aktiv voranbringen. Mit Open Innovation könnten sie 
sich in verschiedene Richtungen öffnen – zu den Kunden und ihren 
Wünschen, zu Start-ups, IT-Konzernen und neuen Technologien. Auf 
der anderen Seite entsteht für Fintech-Start-ups in Frankfurt derzeit 
ein herausragendes Ökosystem. Ziel ist es, Unternehmensgründungen 
in der Mainmetropole zu initiieren und zu befördern. Entscheidend 
dabei ist, dass es nicht vieler, sondern vieler guter Geschäftsmodelle 
bedarf, damit das entstehende Fintech-Ökosystem sich auch nach-
haltig am Finanzplatz entwickeln kann. ❙
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WOLF SYSTEM – IHR SPEZIALIST 
IM HALLEN- UND BÜROBAU

WOLF SYSTEM GMBH
Am Stadtwald 20
D-94486 Osterhofen

Telefon +49 (0) 9932 37-0
Telefax +49 (0) 9932 2893

gbi@wolfsystem.de
www.wolfsystem.de

HOCHWERTIGE ARCHITEKTUR KOMBINIERT MIT WIRTSCHAFTLICHER BAUWEISE!

Von der einfachen Lagerhalle bis zu architekto-
nisch anspruchsvollen Sonderkonstruktionen, 
von kleinen Produktionshallen bis zu Großpro-
jekten mit Bürobauten – WOLF System plant, 
produziert und montiert ihr individuelles Gewer-
beobjekt. Alles aus einer Hand!

Mit den Werkstoffen Stahl – Holz – Beton können 
verschiedene Tragsysteme individuell kombiniert wer-
den. Somit ist WOLF System in der Lage, die gesam-
te Palette des industriellen und gewerblichen Bauens 

nach spezifi schen Kunden-
wünschen zu fertigen. 

Die individuelle Architektur 
unserer erstellten Industrie- 
bzw. Gewerbehallen spiegelt 
die Identität eines Unterneh-
mens wider. Mit vielfältigen 
Gestaltungsvarianten machen 
wir jedes Gebäude zum un-
verwechselbaren Unikat und 
geben Ihrem Gebäude eine 
persönliche Note. Die Gestal-
tung eines Gebäudes ist ein wirksames strategisches 
Instrument zur eigenen Positionierung. Nutzen Sie Ihre 
Chance!

Mit mehr als 45 Jahren Erfahrung hat sich die WOLF 
Gruppe zu einem international erfolgreichen Unter-
nehmen entwickelt und ist der verlässliche Partner für 
den Industrie- und Gewerbebau. Innovationen und 
Investitionen sind der Schlüssel zum Erfolg unseres 
Unternehmens.

Digitale Wirtschaft



DIGITALISIERUNG

 DEN MITTELSTAND FIT MACHEN
Das Digitalisierungswissen ist noch nicht in allen Unternehmen auf dem aktuellsten Stand.  
Damit insbesondere auch KMU die Chancen der Digitalisierung besser nutzen können, wurde das  
Mittelstand-4.0-Kompetenzzentrum Darmstadt eingerichtet.

Die Digitalisierung der Wirtschaft ist in vollem Gange, ihre Auswir-
kungen sind in vielen Branchen bereits spürbar. Dabei geht der 
digitale Wandel mit einer Zunahme an Komplexität einher. Um 

Chancen und Herausforderungen realistisch einschätzen zu können, ist 
entsprechendes Digitalisierungswissen in den Unternehmen unerlässlich. 
Vor diesem Hintergrund unterstützt das Mittelstand-4.0-Kompetenzzentrum 
Darmstadt kleine und mittlere Unternehmen (KMU) mit seinen Angeboten 
bei der Digitalisierung und Vernetzung ihrer Geschäftsprozesse.

Das Kompetenzzentrum ist Teil des Förderschwerpunkts „Mittel-
stand-Digital – Strategien zur digitalen Transformation der Unterneh-
mensprozesse“ des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
(BMWi). Zehn Mittelstand-4.0-Kompetenzzentren, ein Handwerks-
Kompetenzzentrum und vier Mittelstand-4.0-Agenturen sind Teil 
der Förderinitiative. Der Förderschwerpunkt unterstützt gezielt KMU 
und Handwerksbetriebe bei der digitalen Transformation sowie der 
Entwicklung und Nutzung moderner Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (IKT). Mittelstand-Digital setzt sich zusammen 

aus den Förderinitiativen Mittelstand 4.0 – Digitale Produktions- und 
Arbeitsprozesse, E-Standards: Geschäftsprozesse standardisieren, Erfolg 
sichern und Einfach intuitiv – Usability für den Mittelstand. Es ging im 
März an den Start, die Förderung läuft über drei Jahre.

Insgesamt bündeln acht Partner aus Wissenschaft und Praxis 
ihr Digitalisierungs-Know-how im Kompetenzzentrum. Vertreten 
sind vier Institute der Technischen Universität Darmstadt, zwei 
Fraunhofer-Institute sowie die IHK Darmstadt Rhein Main Neckar 
und die Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main. Die kostenlosen, 
praxisorientierten Bildungsangebote decken vom Einstieg in das Thema 
Digitalisierung über Weiterbildung bis hin zur Umsetzung konkreter 
Lösungen ein breites Spektrum ab. Der Fokus liegt dabei auf den fünf 
Themenfeldern Arbeit 4.0, neue Geschäftsmodelle, Energieeffizienz, 
effiziente Wertschöpfungsprozesse und IT-Sicherheit.

Arbeit 4.0 zeigt, wie der digitale Wandel die Arbeitswelt verändert. Im 
Mittelpunkt stehen die Themen Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter, 
Datenverarbeitung und Ergonomie. Effiziente Wertschöpfungsprozesse 

Im Mittelstand-4.0-Kompetenzzentrum wird Digita-
lisierung in realen Produktionsumfeldern erlebbar.
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thematisieren den Einsatz von digitalen Technologien zur Optimierung 
von Prozessen in bestehenden Produktionsumfeldern. Energiemanage-
ment veranschaulicht die Möglichkeiten, welche die Digitalisierung und 
Vernetzung von Anlagen zur Einrichtung und Steuerung energieeffizienter 
Prozesse bieten. Neue Geschäftsmodelle liefern Strategien und Methoden 
zur Entwicklung innovativer Unternehmenskonzepte. Als Grundlage 
dafür dienen Best-Practice- und Umsetzungs-Beispiele. IT-Sicherheit 
adressiert die mit Digitalisierung und Vernetzung verbundenen Risiken 
in Bezug auf IT und zeigt Möglichkeiten, diesen effizient zu begegnen.

Ziel des Kompetenzzentrums ist es, über die unterschiedlichen 
Funktions- und Hierarchieebenen in den Unternehmen hinweg ein 
Bewusstsein für das Thema zu schaffen, Methoden zur Analyse und 
Wissen zur Umsetzung bereitzustellen. Zum Einstieg in das Thema zei-
gen Experten und Praktiker, welche Mehrwerte digitale Anwendungen 
bieten. In den Lernfabriken der TU Darmstadt oder bei Vorortterminen 
in den Betrieben lernen Unternehmer die Digitalisierung in der Praxis 
kennen. Zur Qualifizierung vermitteln Schulungen das Wissen, um die 
digitale Herausforderung zu meistern – etwa zur Analyse von Digitalisie-
rungspotenzialen oder zur Umsetzung von Digitalisierungsmaßnahmen. 

Entscheidend für eine erfolgreiche Wissensvermittlung ist da-
rüber hinaus die Abkehr von dem aktuellen Technologiefokus hin zu 
einem lösungs- beziehungsweise nutzenorientierten Ansatz. Dazu 
zeigt das Kompetenzzentrum praktische Anwendungsfelder und 
macht Digitalisierung im realen Produktionsumfeld erlebbar. Kern des 
Kompetenzzentrums bilden die zwei Lernfabriken CiP – Center für 
industrielle Produktion und ETA – Energieeffizienz Technologie- und 
Anwendungszentrum. Dort haben die Teilnehmer die Möglichkeit, 
Prozesse an realen Wertschöpfungsketten eigenständig umzugestalten 
und zu optimieren. ❙

IHK-Sicherheitstag 2016
Chefsache Cyberkriminalität / Mittwoch, 23. November, 13.30 bis 19 Uhr, IHK Hanau

Die Situation in der IT-Sicher-
heit spitzt sich weiter zu: An-
griffsmittel und -methoden 
der Cyberkriminellen werden 
professionalisiert, um Unter-
nehmen zu erpressen, wichtige 
Daten zu entwenden oder gar 
ganze IT-Systeme lahmzule-
gen. Reine Abschottungsstra-

tegien mit der Firewall reichen 
bei Weitem nicht mehr aus, um 
ein Unternehmen zu schüt-
zen. Denn die Grenze zwi-
schen innen und außen ver-
schwimmt mit der Cloud und 
ihren zahlreichen Diensten. 
Hinzu kommt der vermehrte 
Einsatz mobiler Endgeräte in 

Unternehmen, potenziell ge-
fährlicher Apps und die private 
Nutzung von Firmenhandys. 
Auf der Veranstaltung wird 
ein umfassendes Bild von der 
aktuellen Bedrohungslage ge-
geben. Experten von der Polizei 
und dem Verfassungsschutz 
geben praktische Tipps für 

einen effektiven Schutz. Zu-
dem erfahren die Teilnehmer, 
was zu tun ist, wenn es trotz 
aller Vorsicht zu einem Sicher-
heitsvorfall gekommen ist. Die 
Teilnahme kostet 49 Euro (plus 
Mehrwertsteuer). Anmeldung 
online unter www.hanau.ihk.
de (Veranstaltung). ❙

LERNFABRIKEN DER TU DARMSTADT 

ETA-Fabrik
Die vielfältigen Möglichkeiten der Energieeffizienz in der Produk-
tion soll die ETA-Fabrik (Energieeffizienz Technologie- und An-
wendungszentrum) aufzeigen. Bisher fehlte in den Ingenieurwis-
senschaften eine durchgängige Verankerung des Themas in der 
Ausbildung. Speziell fachdisziplinübergreifende Aspekte der Ener-
gieeffizienz fanden bisher kaum Berücksichtigung in Forschung 
und Lehre. Ein Ziel der ETA-Fabrik ist, den ingenieurwissenschaftli-
chen Nachwuchs und Kompetenzträger in der Industrie zu befähi-
gen, vielfältige Einsparpotenziale in den Unternehmen eigenstän-
dig zu realisieren und umzusetzen. Die in dem Projekt entwickelten 
Innovationen auf dem Gebiet der Energieeffizienz sollen darüber 
hinaus zum Transfer in die Industrie beitragen. Sowohl im Zusam-
menhang der Erreichung der Klimaziele durch umweltfreundlichere 
Produktion am Standort Deutschland als auch bei der Entwicklung 
von Wettbewerbsvorteilen durch innovative Fertigungsverfahren 
(Industrie 4.0) und effiziente Produkte „Made in Germany“ werden 
mit der ETA-Fabrik neue Wege beschritten. 

Prozesslernfabrik CiP
In vielen Unternehmen hat sich durch Prozessorientierung und 
die Anwendung von Lean-Methoden der eigene Wert für Kun-
den und Mitarbeiter deutlich gesteigert. Die Prozesslernfabrik CiP 
(Center für industrielle Produktion) bildet als Bildungs- und For-
schungsinitiative des Instituts für Produktionsmanagement, Tech-
nologie und Werkzeugmaschinen an der TU Darmstadt ein geeig-
netes Umfeld, um die Methodik zu erlernen und die Produktivität 
des Unternehmens zu steigern. Der Aufbau einer praxisnahen Pro-
duktionsumgebung mit realen Produkten gewährleistet, dass Un-
ternehmer in der simulierten Prozesskette die Methoden des Lean 
Manufacturings erlernen und direkt anwenden können, wodurch 
ein nachhaltiger Wissenstransfer gewährleistet ist.
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WEITERE INFOS

Auf der Homepage des Mittelstand-4.0-Kompetenzzentrums Darm-
stadt finden Unternehmen unter www.mit40.de weitere Infos zum 
Kompetenzzentrum und dessen kostenlosen Angeboten sowie zu den 
Themen Digitalisierung und Netzwerke.
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VOICE-OVER-IP

 DAS ENDE DER ISDN-ÄRA NAHT
Die Telekom will 2018 das analoge Telefonnetz abschalten – mit erheblichen Auswirkungen für alle  
Unternehmen, die heute noch auf ISDN setzen. Die Zukunft der Telefonie heißt Voice-over-IP (VoIP).

Telefonieren gehört in der Geschäftswelt zum Alltag, unabhängig 
von Art und Größe des Unternehmens. Ob in einer Arztpraxis, 
in einem Handwerksbetrieb oder bei einem Dienstleistungsun-

ternehmen – die meisten mittelständischen Firmen setzen bei ihrer 
Telefonanlage auf ISDN. Damit lagen sie auch lange richtig. Doch die 
Telekom hat angekündigt, in zwei Jahren das alte analoge Telefonnetz 
abzuschalten und startet derzeit mit der Umstellung von Anlagen-
anschlüssen. Das bedeutet das Ende von ISDN. Was kommt danach? 

Wie in vielen Bereichen liegt die Zukunft auch hier im Internet. 
Digitale Telefonie, die sogenannte Voice-over-IP-Technologie (VoIP), hat 
die Kommunikation seit ihrer Einführung stark gewandelt. Immer mehr 
Unternehmen sind auf die neue datenbasierte Technologie umgestiegen. 
Allein bei der Telekom ist die Anzahl der analogen Telefonanschlüsse 
in den vergangenen drei Jahren um die Hälfte zurückgegangen. Die 
Abschaltung des analogen Telefonnetzes, die unter dem Aktionsna-
men „All-IP“ läuft, sorgt dafür, dass die Telekom künftig nur noch 

ein Netz betreiben muss – und zwar das IP-Netz. Bisher unterhält sie 
mehrere Netze mit unterschiedlichen Technologien für Sprach- und 
Datenübertragung. 

Viele Nutzer – vor allem im Geschäftskundenbereich – möchten 
lieber bei ISDN bleiben. Die alte Technik hat sich bewährt, sie ist zu-
verlässig, man kennt sich aus. Ob man der neuen Technik trauen kann? 
Da sind sich einige nicht sicher. Dabei zeigt sich beim Blick auf die 
Privatanschlüsse, dass viele Nutzer zu Hause zum Teil schon seit mehr 
als zehn Jahren per VoIP-Technik telefonieren, nahezu unbemerkt, da das 
Kabel trotzdem in der Telefondose verschwindet. Allerdings überträgt 
dieses Telefonkabel die Sprache in Form von Datenpaketen über ein 
Datennetz wie das Internet, sodass kein zusätzlicher Sprachanschluss 
benötigt wird. Diese Umstellung kommt jetzt auf alle Nutzer analoger 
Anschlüsse zu – geschäftlich wie privat. 

Die Ablösung von ISDN heißt SIP. SIP steht für „Session Initiation 
Protocol“, das ist ein VoIP-Sprachprotokoll, das die Funktionen des 

Unternehmen werden nicht umhin kommen, sich mit dem Thema digitale Telefonie zu befassen.
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ISDN-Anschlusses übernimmt. Damit das klappt, brauchen Unternehmen 
eine VoIP-fähige Telefonanlage mit entsprechenden IP-Endgeräten. 
Das bedeutet: In vielen Fällen muss zunächst in Infrastruktur und neue 
Hardware investiert werden. Wie hoch diese Investitionen ausfallen, 
hängt ganz von Größe und aktueller Situation des Unternehmens ab. 

Technisch wird für die Umstellung auf VoIP ein sogenannter SIP-
Anschluss – auch SIP-Trunk genannt – benötigt. Dieser ersetzt einen 
oder mehrere ISDN-Anschlüsse. Der Vorteil dabei: Ein ISDN-Anschluss 
verfügt über zwei Sprachkanäle, kann also gleichzeitig zwei Gespräche 
abbilden. Möchte der Nutzer ein drittes Gespräch führen, muss ein 
zweiter ISDN-Anschluss gelegt und bezahlt werden. SIP-Anschlüsse 
hingegen sind flexibel skalierbar, ganz egal, ob ein Unternehmen zwei 
Kanäle braucht oder hundert, nach der Einführung von VoIP sind keine 
weiteren Installationen oder technischen Eingriffe mehr nötig. 

Auch mit Blick auf die Kosten lohnt sich ein Wechsel: Während 
allein die Grundgebühr eines ISDN-Anschlusses zwischen 20 und 30 Euro 
im Monat kostet, zahlt man bei VoIP pro Sprachkanal meist zwischen 
50 Cent und zwei Euro. Bei sechs benötigten Sprachkanälen steht eine 
monatliche Grundgebühr von maximal zwölf Euro bei SIP einer Summe 
von bis zu 90 Euro bei ISDN gegenüber. Zudem sind die Minutenpreise 
der neuen Technologie bis zu 70 Prozent günstiger als bei ISDN. 

Gerade für Unternehmen, deren Mitarbeiter viel im Außendienst 
unterwegs sind oder auch mal im Home Office arbeiten, ist es von Vorteil, 
dass VoIP-Telefonie kein spezielles Netz erfordert. Es funktioniert überall 
da, wo Internet verfügbar ist. Dazu muss lediglich ein Software-Telefon 
auf dem Laptop, Tablet oder Smartphone des Mitarbeiters installiert 
sein und schon kann er überall mit seiner Dienstnummer telefonieren. 
Egal ob von zu Hause aus oder über das WLAN der Hotelbar. 

Trotz vielfältiger Vorteile bringt die Umstellung auch Herausforde-
rungen mit sich. Da Telefonie künftig ausschließlich über eine Daten-
leitung abgebildet wird (meistens das öffentliche Internet), steigt der 
Bandbreitenbedarf der Unternehmen. Als Faustregel gilt: Pro Gespräch 
werden 100 Kilobit / Sekunde symmetrischer Bandbreite benötigt, um 
eine Gesprächsqualität auf ISDN-Niveau zu ermöglichen. Das bedeutet, 
werden gleichzeitig 20 Gespräche geführt, belegt die Telefonie zwei 
Megabit / Sekunde der vorhandenen Datenleitung. 

Diese Bandbreite sollte der Telefonie fest zugeteilt werden, um 
keine Einbußen bei Gesprächsqualität oder gar Gesprächsabbrüche zu 
riskieren. Was in einer Stadt wie Frankfurt keine Hürde darstellt, kann 
in ländlicheren Regionen – auch im RheinMain-Gebiet – schnell zum 
Problem werden. Eine mögliche Lösung wäre, eine separate Datenleitung 

nur für Telefonie zu beauftragen. Grundsätzlich sollten Unternehmen 
darauf achten, dass in ihrem LAN-Netz Sprache vor Daten priorisiert 
wird, damit ein Telefongespräch nicht zugunsten eines Youtube-Videos 
abgebrochen wird.

Neben der Telekom, die das analoge Netz 2018 abschalten möchte, 
gibt es einige Netzbetreiber, die damit werben, ISDN noch länger zu 
erhalten. Dies können Kunden allerdings nur in Anspruch nehmen, wenn 
sie auch tatsächlich das eigene Netz des Anbieters nutzen. Hat der 
Kunde einen Vertrag mit einem solchen Anbieter, kann es sein, dass die 
Anbindung dennoch über einen Zugang der Telekom (die sogenannte 
letzte Meile) realisiert ist, die der Anbieter nur mietet. In diesen Fällen 
wird auch dieser Anschluss 2018 abgeschaltet. 

Wird zu VoIP gewechselt, bedeutet das aber nicht, dass eine Firma 
sofort ihre vorhandenen Geräte auf neue VoIP-Hardware umstellen 
muss. Es gibt Migrationskonzepte, die es ermöglichen, diesen Wechsel 
schrittweise vorzunehmen. Bei vielen Telefonanlagen kann etwa ein 
sogenanntes IP-Gateway zwischengeschaltet werden. Dieses macht 
es möglich, ISDN-Anlagen an einem SIP-Anschluss zu betreiben. 
IP-Gateways können als Zwischenlösung maximal ein bis zwei Jahre 
eingesetzt werden. Danach sollte das Unternehmen in neue Hardware 
investieren.

Wer in den kommenden zwei Jahren sowieso neue Telefontechnik 
beziehen muss, sollte keine analogen Geräte mehr kaufen, sondern direkt 
auf VoIP- oder Cloud-Telefonanlagen setzen. Diese entsprechen dem 
aktuellen Stand der Technik und sind bestens für die Zukunft gerüstet. 
Denn auch wenn ein Unternehmen nicht von Telekom-Leitungen ab-
hängt, wird es sich in den nächsten Jahren mit VoIP auseinandersetzen 
müssen. Analoge Telefonie ist ein Auslaufmodell. Internettelefonie ist 
die Zukunft. Und dabei bleibt eines unbestritten: Telefonieren wird in 
der Geschäftswelt auch weiterhin zum Alltag gehören, unabhängig 
davon, über welche Leitungen und mit welcher Technologie die Sprache 
transportiert wird. ❙
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CHECKLISTE: UMSTELLUNG ISDN ZU VOIP

❙❙ Ist die vorhandene LAN-Infrastruktur VoIP-fähig?
❙❙ Sind Firewalls und Quality of Service eingerichtet?
❙❙ Werden Analog- / Digital-Adapter für alte Fax-Geräte benötigt?
❙❙ Sind die vorhandenen Telefone VoIP-fähig?
❙❙  Verfügen alle Standorte über genügend Bandbreite für Daten und 
Sprache?

❙❙ Sind eventuelle Neuanschaffungen im Budget eingeplant?
❙❙  Soll bei einer Neuanschaffung eine Telefonanlage vor Ort installiert 
oder eine Cloud-Lösung eingesetzt werden? 

❙❙  Besteht bereits ein VoIP-Telefonanschluss? Wenn nicht, welche An-
forderungen soll ein neues Produkt erfüllen?

❙❙ Laufen die Verträge für die derzeitige Anlage aus? Wenn ja, wann? Telefonieren anno 1920.
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NEUE EU-GRUNDVERORDNUNG

 DEN DATENSCHUTZ HARMONISIEREN
Mitte April hat das Europäische Parlament die EU-Datenschutz-Grundverordnung verabschiedet. Diese ist in  
den Mitgliedsstaaten bis spätestens 25. Mai 2018 umzusetzen. Anbei ein Überblick über die Neuerungen.

Das europäische Datenschutzrecht kann inzwischen auf eine mehr 
als 20-jährige Geschichte zurückblicken. Es findet seinen Ursprung in 
der EG-Datenschutzrichtlinie von 1995. Als Richtlinie galt sie nicht 
unmittelbar, sondern erforderte zunächst die Umsetzung durch die EU-
Mitgliedsstaaten. Diese erfolgte durch nationale Rechtsakte der einzelnen 
Mitgliedsstaaten und endete in 28 teilweise voneinander abweichenden 
Datenschutzgesetzen. Die unterschiedlich hohen Datenschutzniveaus 
hatten zur Folge, was unter der Bezeichnung Forum-Shopping bekannt 
wurde: Unternehmen, die über einen europäischen Sitz verfügten, wählten 
ihren Unternehmenssitz – neben wirtschaftlichen Aspekten – auch nach 
dem für sie günstigsten nationalen Datenschutzrecht aus. 

Die uneinheitliche Umsetzung sowie eine unterschiedliche mit-
gliedsstaatliche Auslegungspraxis der Richtlinie führten schließlich 
zur Unterbreitung des ersten Entwurfs der Kommission für ein harmo-
nisiertes europäisches Datenschutzrecht. Ziel war es sicher auch, den 
Datenschutz an die zwischenzeitliche technische Weiterentwicklung 
des Internets sowie die fortschreitende wirtschaftliche Globalisierung 
anzupassen. 

Seitdem sind vier Jahre vergangen. Nach zahlreichen Verhandlun-
gen verabschiedete das EU-Parlament am 14. April die sogenannte 
EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO). Sie besteht aus 99 Ar-
tikeln und annähernd doppelt so vielen Erwägungsgründen, die der 

Unternehmen sollten die Übergangszeit bis zum Inkrafttreten der neuen Verordnung nutzen, um 
die internen Datenverarbeitungsprozesse zu überprüfen und – falls erforderlich – anzupassen.
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Erläuterung dienen sollen. Allein der Umfang an Erläuterungen lässt 
bereits erahnen, dass es sich bei der DS-GVO nicht um ein einfach zu 
verstehendes Regelwerk handelt. 

Die sich der Verabschiedung nun anschließende zweijährige Über-
gangsfrist gestattet den nationalen Gesetzgebern und Unternehmen 
die Umsetzung der Verordnung. Ab dem 25. Mai 2018 wird die DS-GVO 
die bisherige Richtlinie und die nationalen Vorschriften der Mitglieds-
staaten, wie zum Beispiel in Deutschland das Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG), in weiten Teilen ablösen und ersetzen, um dann europaweit 
verbindlich zu gelten. Im Kern schreibt die DS-GVO die Grundprinzipi-
en des Datenschutzes fort: Datenvermeidung und Datensparsamkeit, 
Zweckbindung, Verbot mit Erlaubnisvorbehalt und Transparenz bilden 
auch weiterhin die wesentlichen Grundsätze jeder Datenverarbeitung.

Zu den wesentlichen Neuerungen der DS-GVO zählt unter anderem 
die Einführung des Marktortprinzips; dieses ersetzt das bisher geltende 
Territorialitätsprinzip. Das europäische Datenschutzrecht wird nun für 
alle Unternehmen mit Sitz beziehungsweise Niederlassung in der EU 
sowie für solche Anbieter, die ihre Angebote an Bürger der EU richten, 
gelten. Der Ort der Datenverarbeitung wird keine Rolle mehr spielen. 
Zukünftig werden sich daher auch Unternehmen wie Google oder Face-
book nach den europäischen Datenschutzregelungen richten müssen 
und der jeweiligen nationalen Datenschutzaufsicht unterliegen. Nach 
dem sogenannten One-Stop-Shop-Prinzip erhalten internationale 
Unternehmen außerdem einen einheitlichen Ansprechpartner, nämlich 
die Aufsichtsbehörde der „europäischen Hauptniederlassung“. 

Waren bisher die Auftraggeber einer Verarbeitung von Daten im 
Auftrag Verantwortliche im datenschutzrechtlichen Sinne, nimmt die 
DS-GVO nun auch die Auftragsdatenverarbeitungsnehmer stärker in die 
datenschutzrechtliche Verantwortung und somit in die Haftung. Was seit 
der Google-Spain-Entscheidung des EuGH bereits für Aufmerksamkeit 
in den Medien sorgte, regelt nun die DS-GVO als sogenanntes Recht auf 
Vergessen (Löschung) ausdrücklich. Hergeleitet aus den allgemeinen 
Datenschutzgrundsätzen, insbesondere den Regeln zur Datenlöschung, 
werden Verantwortliche gesetzlich zur Löschung von Daten verpflichtet. 

Obwohl diesem Recht vor allem im Bereich des Internets große 
Bedeutung zukommt, darf nicht außer Acht gelassen werden, dass sich 
diese Vorschrift auf sämtliche Datenverarbeitungsvorgänge erstreckt. 
Das Recht auf den Einsatz des „digitalen Radiergummis“ besteht immer 
dann, wenn der Zweck weggefallen ist, der Betroffene seine Einwilli-
gung widerruft oder die Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. So 
weit nichts Neues. 

Neu ist allerdings, dass der Verantwortliche, sofern er die Daten ver-
öffentlicht hat, künftig sämtliche angemessenen Maßnahmen ergreifen 
muss, um auch Dritte darüber zu informieren, dass die Löschung aller 
Links oder Kopien verlangt wurde. Bereits heute bereitet die Umsetzung 
der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) Probleme. Zwar 
verhindert Geoblocking, dass Nutzern in Europa gelöschte Suchergeb-
nisse angezeigt werden. Diese werden allerdings weiterhin Nutzern 
außerhalb Europas angezeigt. Von einem unwiderruflichen Löschen 
kann daher nicht die Rede sein. Mit Spannung darf deshalb die Um-
setzung des Rechts auf Löschung nach der DS-GVO erwartet werden.

Außerdem erhöht sich der Bußgeldrahmen durch die DS-GVO merk-
lich. Sah das BDSG bisher ein maximales Bußgeld von 300 000 Euro – nur 
in wenigen Ausnahmefällen darüber hinaus – vor, kann ein Daten-

schutzverstoß nun im Extremfall mit einem Bußgeld bis zu 20 Millionen 
Euro oder bis zu vier Prozent des weltweiten Jahresumsatzes eines 
Unternehmens belegt werden. 

An einigen Stellen sieht die DS-GVO Öffnungsklauseln vor. Sie 
bieten den Mitgliedsstaaten die Möglichkeit, durch nationales Recht 
abweichende Sonderregelungen zu schaffen. Diese Regelungen werden 
voraussichtlich eher zu einem höheren Datenschutz führen, als in der 
DS-GVO vorgesehen. So besteht beispielsweise eine Erweiterungsmög-
lichkeit bei der Pflicht zur Bestellung eines Datenschutzbeauftragten. 

Die DS-GVO sieht vor, dass datengetriebene Unternehmen zu 
einer Bestellung verpflichtet werden. Nationale Regelungen können 
zusätzliche Bestellpflichten konstituieren. Es wird erwartet, dass 
der deutsche Gesetzgeber an den bisher geltenden Bestimmungen 
festhält und somit eine weitergehende Pflicht zur Beststellung eines 
Datenschutzbeauftragten in Deutschland gilt. Außerdem dürfen die 
Mitgliedsstaaten nationale Sonderregelungen im Beschäftigtenda-
tenschutz treffen. 

Eine neue Regelung in der DS-GVO findet sich außerdem zum 
Minderjährigendatenschutz. Aus den Erwägungsgründen erschließt 
sich, dass Kinder insbesondere bei der Verwendung ihrer personen-
bezogenen Daten durch Dienste der sozialen Medien Schutz erfahren 
sollen. Die Einwilligungsfähigkeit wurde deshalb bis zur Vollendung des 
16. Lebensjahrs eingeschränkt. Nationale Regelungen können hiervon 
abweichen, dürfen allerdings keine niedrigere Altersgrenze als das 
vollendete 13. Lebensjahr vorsehen. Außerdem werden Verantwortliche 
zukünftig angehalten, angemessene Maßnahmen zur Identifikation 
des Alters zu treffen. Von welchen Öffnungsklauseln der deutsche 
Gesetzgeber wie Gebrauch machen wird, bleibt abzuwarten. Es wird 
sich aber wohl in den nächsten Wochen zeigen.

Der Europäische Datenschutzausschuss wurde als eine neue Ein-
richtung der EU geschaffen, um die einheitliche Anwendung der DS-
GVO sicherzustellen. Leitlinien des Ausschusses sollen gewährleisten, 
dass auch die Anwendung von Maßnahmen bei Verstößen und die 
Verhängung von Bußgeldern durch die nationalen Datenschutzauf-
sichtsbehörden europaweit harmonisiert werden. Trotz homogener 
Regelungen verbleiben mit Hinblick auf die Öffnungsklauseln in einigen 
Bereichen weite Gestaltungsmöglichkeiten bei den Mitgliedsstaaten. 
Die DS-GVO wird daher das europäische Datenschutzrecht wohl nicht 
vollständig vereinheitlichen können. 

Unternehmen sind jedenfalls gehalten, die Übergangszeit bis zum 
Inkrafttreten der Verordnung zu nutzen, um die internen Datenver-
arbeitungsprozesse auf Anpassungsbedarf zu überprüfen. Außerdem 
sollte bei Neuanschaffungen von Datensystemen darauf geachtet 
werden, dass diese, soweit zum jetzigen Zeitpunkt möglich, die neuen 
Datenschutzregelungen bereits berücksichtigen. ❙
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SERIE EXISTENZGRÜNDUNG

WASSER DES LEBENS
Der Frankfurter Frank Jerger hat seine Leidenschaft zum Beruf gemacht: Mit einer besonderen Auswahl  
hat er sich im Herzen von Frankfurt mit seinem Geschäft „Whisky for Life“ selbstständig gemacht.

Wer den Laden von Frank Jerger 
betritt, wird überwältigt von ei-
nem Verkaufsraum, der bis an die 
Decke mit Whiskyflaschen ausge-
stattet ist. Die Begeisterung für 
sein Produkt merkt der Kunde dem 
gebürtigen Frankfurter gleich an. 
Und sie reicht weit zurück: Bereits 
vor 20 Jahren hat Jerger seine 
Leidenschaft für das Lebenswas-
ser entdeckt. Herangetastet hat 
er sich über Bourbon, dann kam 
er mit schottischen Maltwhiskys 
endgültig auf den Geschmack. Ge-
trieben haben ihn die Faszination 
des Getränks und das Bestreben, 
mehr darüber zu lernen. 

Die große Liebe zum Whisky 
lässt sich auch in seinem Laden 
erkennen: Auf dem obersten Re-
galbrett reihen sich besondere 
Whiskyflaschen, die aus Jergers 
privater Sammlung stammen und 
unverkäuflich sind. Ebenso vielfäl-
tig wie seine Sammlung waren die 
beruflichen Stationen vor der Er-
öffnung des Whiskygeschäfts. Als 
Berater in Werbeagenturen und 
später beim Vermögensverwalter 
BlackRock konnte Jerger sein aus-
geprägtes Kommunikationstalent 
ausleben. „Aber ich wusste schon, 
dass ich diesen Job keine 20 Jahre 
weitermachen würde“, so Jer-

ger. Als er im Frühjahr 2014 bei 
BlackRock aufhörte, hatte er noch 
keinen konkreten Plan für den 
Whiskyladen. Die Überlegungen 
gingen aber schon in die Richtung, 
etwas zu finden, das weniger von 
den Schwankungen des Marktes 
abhängt als beispielsweise das 
Anlagegeschäft. Erst im Sommer 
2014 reifte die Idee, dass Whisky 
ideal für so ein Geschäftsmodell 
wäre.

Jerger suchte Rat bei einem 
Freund, der bereits Erfahrung im 
Handel hat. Erst dann war die 
konkrete Idee geboren. Es folgte 
eine gute Vorbereitung mit Markt-

analyse und Businessplan. Für 
den Businessplan hat sich Jerger 
Hilfe geholt von einem Existenz-
gründungsberater, und auch die 
Einrichtung des Ladens hat er 
Profis überlassen. Auch finanziell 
stand der Frankfurter nicht alleine 
da, er hat Zuschüsse und Bera-
tungen in Anspruch genommen. 
„Es gibt genügend Angebote an 
Unterstützung, man kann hier das 
Beste für sich rausholen“, rät er 
anderen Gründern. Noch bevor die 
Lokalität feststand, ging es bereits 
auf Einkaufstour. Vor knapp einem 
Jahr feierte der Laden dann seine 
Eröffnung.

Begeisterung für das Produkt: Frank Jerger in seinem Geschäft „Whisky for Life“.
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Sein Steckenpferd sind in-
zwischen unabhängige Abfüller. 
Sie kaufen von verschiedenen 
Unternehmen Fässer, entweder 
direkt über die Brennerei oder 
über Broker, und füllen diese un-
ter eigenem Label ab. Unter den 
Whisky-Geschäften in Frankfurt 
nimmt Jerger deswegen eine 
Sonderstellung ein. Seine Kun-
den schätzen aber auch seine 
Leidenschaft für das Getränk 
und die große Sachkenntnis. Au-
ßerdem konzentriert er sich auf 
Whiskys im Preissegment von 
50 bis 180 Euro. „Das kommt 
der Kundschaft entgegen, da 
50 Prozent der Kunden ein Ge-
schenk suchen“, sagt er. Auf das 

Preis-Leistungs-Verhältnis legt er 
großen Wert, einen guten Whisky 
bekomme der Kunde aber auch 
schon für 30 oder 40 Euro: „Ein 
teurer Whisky schmeckt nicht 
immer besser.“ Doch Jerger ver-
kauft nicht nur Whisky, sondern 
auch Calvados, Cognac und 
Fruchtwässer. Viel größer soll 
das Sortiment aber nicht werden, 
denn er legt Wert auf langsame 
Genussgetränke.

Bekannt gemacht hat sich 
Jerger vor allem durch die Ver-
marktung von Tastings. Dies war 
wohl die wichtigste Erkenntnis 
aus seinen Vorbereitungen auf 
die Selbstständigkeit: „Man muss 
sich auf mehreren Standbeinen 
aufstellen.“ Nur ein Whiskyladen 
reiche nicht, man brauche auch 
noch Zusatzangebote wie Tas-
tings. Dabei geht es Jerger vor al-
lem um das Erlebnis. Das Angebot 
hat er inzwischen ausgeweitet, so 
dass nicht nur im Laden probiert 
wird, sondern auch bei Firmen-
events oder zu privaten Anlässen. 
Sogar bei Junggesellenabschieden 
kommt das Format inzwischen 
gut an. 

Auch in den sozialen Netz-
werken ist Jerger aktiv, er be-
treibt Suchmaschinenoptimie-
rung, ist auf Messen präsent und 
war im Magazin „Frankfurt kauft 
ein“ als eine der zehn spannends-

ten Neueröffnungen genannt. Die 
Kunden kommen aus den unter-
schiedlichsten Gründen. Viele 
sind echte Kenner, manche aber 
auch Laien. Inzwischen hat sich 
bereits eine Stammkundschaft 
etabliert. „Die Zahl muss sich 
aber noch verdreifachen“, sagt 
Jerger. Sein Ziel ist es, Kundschaft 
auch außerhalb von Frankfurt 
zu haben. Helfen soll dabei vor 
allem in Zukunft ein eigener 
Onlineshop.

Das Geschäft liegt zwischen 
Konstablerwache und Main in der 
Fahrgasse. „Die Lage ist ideal“, 
sagt er. Ihn begeistert vor allem 
die Kombination aus Galerien und 
Gastronomie und die Nähe zum 
Main, zum Dom und zur neuen 
Altstadt. Wenn diese Ende 2017 
fertiggestellt wird, hofft Jerger auf 
weitere Laufkundschaft, da sie die 
Gegend südlich der Zeil aufwertet.

Für die Zukunft hat der Un-
ternehmer einige Pläne. Noch ist 
im Tagesgeschäft vieles Learning 
by doing und es gibt adminis-
trative Baustellen. Erst im Laufe 
der Zeit hat Jerger beispielswei-
se erkannt, dass er wohl besser 
von Anfang an ein Kassensystem 
eingeführt hätte. Auch die Er-
kenntnis, dass es ohne Online-
shop nicht geht, kam erst nach 
Eröffnung des Ladens. Da die 
Fülle der Aufgaben von einer 

Person kaum gestemmt werden 
kann, beschäftigt Jerger inzwi-
schen auch einen Mitarbeiter, der 
ihn unterstützt. „So bleibt auch 
noch ein bisschen Zeit für die 
Familie“, sagt der dreifache Vater. 
Er arbeite zwar nicht weniger als 
früher, könne sich jedoch die Zeit 
besser einteilen und Freiräume 
eher für die Familie nutzen. 

Noch trägt sich der Laden fi-
nanziell nicht, aber er hofft, dass 
das in ein bis zwei Jahren der 
Fall sein wird. An weiteren Ideen 
mangelt es nicht. Jerger nennt als 
Stichwort ein Whiskytasting to 
go. Auch gibt es Überlegungen, 
andere Nischen zu besetzen und 
sich noch breiter aufzustellen. Die 
Flexibilität dafür ist da. Nur der 
Schwerpunkt Whisky wird sich 
nicht verändern. Der Name Whisky 
leitet sich übrigens von dem gäli-
schen Wort uisge beatha ab, was 
übersetzt Lebenswasser bedeutet. 
Passend für die Lebensfreude und 
Begeisterung, die Jerger in diesem 
Laden ausstrahlt. ❙
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KONTAKT

Whisky for Life
Fahrgasse 6
60311 Frankfurt
Telefon 0 69 / 92 03 86 87
E-Mail frank.jerger@whisky-
forlife.de
Internet www.whiskyforlife.de

Weitere Kontaktadressen und 
Infos zum Thema Existenz-
gründung bei der IHK Frank-
furt, Team Finanzplatz, Unter-
nehmensförderung, Starthilfe, 
Börsenplatz 4, 60313 Frank-
furt, Telefon 0 69 / 21 97-
20 10, E-Mail unternehmens-
foerderung@frankfurt-main.
ihk.de.
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IHK-SOMMEREMPFANG

 DIALOG ALS ERFOLGSGARANT
Rund 230 Gäste kamen Ende August zum IHK-Sommerempfang „Wirtschaft trifft Politik“ in das Bad Homburger 
Schloss. Im Fokus: Die Gründung des IHK-Ausschusses Hochtaunus / Main-Taunus vor 50 Jahren.

Die Besonderheiten des IHK-
Ausschusses Hochtaunus / Main-
Taunus, der vor einem halben 
Jahrhundert gegründet wurde, 
hob IHK-Präsident Prof. Mathias 
Müller in seiner Begrüßungsre-
de hervor. Im Gegensatz zu den 
anderen IHK-Ausschüssen sei er 
der einzige, der branchenüber-
greifend und nach geografischen 
Grenzen organisiert sei. Anlass 
für die Gründung vor 50 Jahren 
war seinerzeit die Erkenntnis, 
dass zwei extrem erfolgreiche 
Gebietskreise des IHK-Bezirks 
Frankfurt in ständigem Dialog mit 
der Metropole Frankfurt stehen 
sollten. Daran habe sich bis heute 
nichts geändert, so Müller. 

Gerade der intensive Austausch 
zwischen Unternehmern, IHK und 
Politik sei ein Erfolgsgarant, um 
gemeinsam Aufgaben in den Land-
kreisen anzugehen, von denen es 

nach wie vor genug gebe. Die Aus-
weisung von Wohnbaugebieten und 
Finanzierung der Verkehrsinfra-
struktur bezeichnete Müller als die 
dringendsten Anliegen in den Land-
kreisen. Als Beispiele nannte er den 
notwendigen Ausbau der Regional-
tangente West, die Verlängerung 
der U2 bis zum Bad Homburger 
Bahnhof und Lösungsfindung an der 
Bad Homburger PPR-Kreuzung. Nur 
wenn bezahlbarer Wohnraum für 
Fachkräfte angeboten werde, habe 
die Metropolregion FrankfurtRhein-
Main eine Chance auf qualitativ 
richtiges Wachstum, so der IHK-
Präsident. Demgegenüber werde der 
kommunale Finanzausgleich von 
der Industrie- und Handelskammer 
als wettbewerbsfeindlich abgelehnt.

Ulrich Krebs, Landrat, Hoch-
taunuskreis, begrüßte die Gäste 
auch im Namen von Michael Cy-
riax, seinem Amtskollegen aus dem 

Main-Taunus-Kreis. Gerade der 
Rückblick auf 50 Jahre Ausschuss-
arbeit in den Landkreisen verdeut-
liche die rasante Entwicklung nach 
dem Zweiten Weltkrieg bis zu ihrer 
heutigen hohen Bedeutung als 
Wirtschaftsstandort vor den Toren 
Frankfurts, so Krebs. Die ökonomi-
sche Kraft und der Wohlstand des 
RheinMain-Gebiets basierten nicht 
zuletzt auf regionalen Strukturen, 
wo ein gewachsener Branchenmix 
aus Weltkonzernen und mittel-
ständischen Betrieben, Produktion 
und Dienstleistung nebeneinander 
existieren. 

Im Gegensatz zu den meisten 
Metropolregionen biete Frank-
furtRheinMain eine Vielfalt der 
polyzentralen Region mit allen 
wirtschaftlichen Chancen, erläu-
terte Krebs. Mit der Integration 
von Asylanten und Flüchtlingen 
seien neben Wohnen, Verkehr, 

Infrastruktur und Schulen nun 
neue Aufgaben für die Kreise 
hinzugekommen. Für die Zukunft 
hält Krebs den konstruktiven 
Dialog zwischen Wirtschaft und 
Politik im Sinne der regiona-
len Entwicklung weiterhin für 
unverzichtbar.

Gastredner war der frühere 
hessische Ministerpräsident Ro-
land Koch. Er sprach zum Thema 
„Die Welt außer Rand und Band - 
können wir dennoch optimistisch 
sein?“ Er ermunterte die Gäste, 
optimistisch nach vorne zu schau-
en. Wenn Wirtschaft und Politik 
gemeinsam ihre Hausaufgaben 
machten, gebe es gute Gründe 
dafür, so Koch.

Die Gedanken von Koch sei-
en „nicht gerade schonkostver-
dächtig“, resümierte Müller im 
Anschluss. Doch gerade Kochs 
Forderung, optimistisch nach vor-
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Wirtschaft trifft Politik: Einmal im Jahr lädt die IHK Frankfurt Unter-
nehmer und Politiker aus den Landkreisen Hochtaunus und Main-Taunus 
ein, um über Perspektiven des Wirtschaftsstandorts zu diskutieren.
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ne zu schauen und den Menschen 
politische und wirtschaftliche 
Zusammenhänge zu erklären und 
gemeinsam die Zukunft angstfrei 
zu gestalten, seien wichtige Im-
pulse, um von Wirtschaft und Po-
litik aufgenommen und diskutiert 
zu werden, so der IHK-Präsident.

Dass wir in unruhigen Zeiten 
leben, sei eine Untertreibung, 
bemerkte Koch. Ursache dafür 
sei die Tatsache, dass 99 Prozent 
der Menschen keine politischen 
und ökonomischen Kenntnisse 
hätten, die es ihnen ermöglichten, 
Zusammenhänge zu erkennen. 
Gleichzeitig hätten sie Zugang zu 

einer Flut von Informationen, die 
sie nicht einordnen können. Dieses 
Unverständnis hat dramatische 
Folgen, denn alles Fremde wird 
als Bedrohung gesehen und jede 
Veränderung als Gefährdung der 
eigenen Existenz wahrgenom-
men, so Koch. Aufgrund dieses 
Ungleichgewichts kämen populis-
tische Parolen gut an, wie man am 
Beispiel des US-amerikanischen 
Präsidentschaftskandidaten Do-
nald Trump sehen könne. 

Allerdings sieht Koch Deutsch-
land in einer privilegierten Lage. 
So habe es durch einen gewach-
senen politischen und wirt-

schaftlichen Sachverstand die 
Finanzkrise besser gemeistert als 
andere Staaten. Auch die über 
Jahrhunderte gewachsene Kul-
tur mit christlicher Prägung, 
bei der das Individuum im Vor-
dergrund steht, helfe dabei, die 
anstehenden Herausforderungen 
zu meistern. Kurzarbeitergeld, 
Mitbestimmungsrecht von Mit-
arbeitern bei Unternehmen und 
ein gesunder Mittelstand mit 
Standorttreue seien nur einige 
positive Beispiele, sagte er. 

Ebenso gelte es, das hervor-
ragende deutsche Bildungssystem 
anzuerkennen und in der Globa-

lisierung, gerade auch für das 
RheinMain-Gebiet, eine Chance 
zu sehen. Dies gelinge nur, wenn 
Probleme beherzt angegangen 
würden. Dafür muss überzeugt 
und vor allem zusammengear-
beitet werden, appellierte der 
ehemalige Ministerpräsident. ❙
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1 Michael Cyriax, Landrat, Main-
Taunus-Kreis, Prof. Mathias Müller, 
Präsident, IHK Frankfurt, und Ulrich 
Krebs, Landrat, Hochtaunuskreis (v. l.).

2 Matthias Gräßle, Hauptgeschäfts-
führer, IHK Frankfurt, Steffen Wernard, 
Bürgermeister, Usingen, und Horst 
Platz, Vorsitzender, IHK-Ausschuss 
Hochtaunus / Main-Taunus (v. l.).

3 Festredner Roland Koch, ehema-
liger hessischer Ministerpräsident.

4 Andreas Knoche, Stadtver-
ordnetenvorsteher, Kronberg, 
Dr. Joachim-Dietrich Reinking, 
Geschäftsführer, Syna, und 
Hans-Georg Friedrich Wagner, 
Geschäftsführer, Kronenhof  
Bad Homburg (v. l.).

5 Walter Gernhard (r.), Kreishand-
werkerschaft für den Hochtau-
nuskreis, und Frank Metlicar (r.), 
Geschäftsführer, Mövenpick 
Oberursel.

6 Dirk Metz (l.), Inhaber, Dirk Metz 
Kommunikation, und Oliver Schwe-
bel (r.), Geschäftsführer, Wirtschafts-
förderung Frankfurt.

7  Valentina Scheu, Leiterin, IHK-
Geschäftsstellen Bad Homburg 
und Hofheim, und Michael Pauly, 
geschäftsführender Gesellschafter, 
Paulybus.

8  Andreas Bloching (l.), Wirtschafts-
förderung Kronberg, und Stefan 
Wolf (r.), Wirtschaftsförderung  
Bad Homburg.
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IHK-MIT TELSTANDSBERICHT

MITTELSTAND WEITER AUF KURS
Der Mittelstandsbericht 2016 gibt Einblicke in die Lage der kleinen und mittleren Unternehmen im 
IHK-Bezirk Frankfurt. Danach ist die große Mehrheit derzeit mit ihrer Geschäftslage zufrieden.

Im IHK-Bezirk Frankfurt haben 
mehr als 99 Prozent der Betrie-
be weniger als 500 Mitarbeiter 
und zählen damit zum Mittel-
stand. Mehr als 80 Prozent der 
Auszubildenden sind in kleinen 
und mittleren Unternehmen be-
schäftigt. Sie sichern damit nicht 
nur Wachstum und Wohlstand 
der Region, sondern vor allem 

auch die dringend benötigten 
Fachkräfte. 

Eine IHK-Umfrage, an der 
etwa 650 Unternehmen mit we-
niger als 500 Mitarbeitern teilge-
nommen haben, zeigt: Mit ihrer 
Geschäftslage ist die große Mehr-
heit des Mittelstands aktuell zu-
mindest zufrieden: 42 Prozent be-
richten von guten, 49 Prozent von 

befriedigenden Geschäften. Nicht 
einmal jedes zehnte Unternehmen 
vermeldet schlechte Geschäfte. 
Der Lageindikator, der sich aus 
der Differenz von positiven und 
negativen Antworten berechnet, 
erreicht mit 33 Punkten bei den 
kleinen und mittelständischen 
Unternehmen ein ähnlich gutes 
Niveau wie im Vorjahr. 

Bei den Großbetrieben mit 
500 oder mehr Mitarbeitern 
gibt der Indikator im Vergleich 
zum Vorjahr hingegen um satte 
13 Punkte nach. Für die kommen-
den Monate erwarten die Unter-
nehmen im IHK-Bezirk Frankfurt 
nur wenig Veränderung. Sowohl 
bei den Großunternehmen als 
auch bei den Mittelständlern er-
warten 63 Prozent, dass sich ihre 
Geschäfte in den kommenden 
Monaten in etwa gleich entwi-
ckeln werden. 

Beschäftigungsimpulse wer-
den in der nächsten Zeit vor al-
lem aus dem Mittelstand kom-
men. Bei den Großunternehmen 
halten sich der geplante Auf- und 
Abbau der Beschäftigtenzahlen 
die Waage. Dagegen will jedes 
fünfte Unternehmen im Mittel-
stand Personal aufbauen und nur 
neun Prozent abbauen. Die Suche 
nach geeigneten Fachkräften 
wird jedoch immer schwieriger. 
39 Prozent der mittelständischen 
Unternehmen nennen den Fach-
kräftemangel als Risiko für ihre 
weitere wirtschaftliche Entwick-

IHK-AUSSCHUSS KLEINE UND MITTLERE UNTERNEHMEN

Um die Position der mittelständischen Unternehmen in der Region 
FrankfurtRheinMain zu stärken, bündelt die IHK Frankfurt die Stimme 
des Mittelstands im IHK-Ausschuss Kleine und Mittlere Unternehmen. 
In drei Ausschusssitzungen pro Jahr berichten Experten über aktuelle 
Themen. Unternehmen, die Interesse an einer Teilnahme haben, melden 
sich bei Dr. Ralf Geruschkat, Geschäftsführer, Wirtschaftspolitik und 
Metropolenentwicklung, E-Mail r.geruschkat@frankfurt-main.ihk.de.

BESTELLUNG

Der Mittelstandsbericht 2016 wertet die Ergebnisse der Konjunkturum-
frage im Frühsommer nach Größenklassen aus. Etwa 650 Unternehmen 
mit weniger als 500 Mitarbeitern haben sich an der Umfrage beteiligt. 
Der komplette Bericht kann online unter www.frankfurt-main.ihk.de/
mittelstandsbericht abgerufen und bestellt werden.
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lung. Kleine und mittlere Unter-
nehmen sind davon noch stärker 
betroffen als Großunternehmen 
(31 Prozent). Gerade kleine Un-
ternehmen müssen mehr Auf-
wand betreiben, um überregional 
als Arbeitgeber wahrgenommen 
zu werden.

Die Investitionsbereitschaft 
der Unternehmen im IHK-Bezirk 
kommt nicht in Fahrt. Auf niedri-
gem Niveau gibt der Investitions-
indikator des Mittelstands weiter 
nach und liegt mit drei Punkten 
gerade noch im positiven Bereich. 
18 Prozent wollen mehr, aber 
15 Prozent weniger investieren. 
Bei den Großunternehmen zeigt 
sich ein positiveres Bild: 34 Pro-
zent der Unternehmen planen, 
ihre Investitionsbudgets auszu-
weiten, nur zehn Prozent wollen 
sie zurückfahren. 

Die Erwartungen der Ex-
porteure im IHK-Bezirk geben 
im Vorjahresvergleich deutlich 
nach. Zwei Drittel der hessischen 
Exporte gehen ins europäische 
Ausland: Die unsichere Zukunft 
der Europäischen Union und in-
nereuropäische Grenzkontrollen 
sind Sand im Getriebe der Expor-
teure. Auch der offene Ausgang 
der TTIP-Verhandlungen und die 
nachlassende Nachfrage aus den 
Schwellenländern verunsichern 
die exportierenden Unternehmen. 
Der Exportindikator für den Mit-
telstand verliert 21 Punkte und 
liegt aktuell bei sechs Punkten. 
Auch bei den Großunternehmen 
gibt der Indikator um zehn Punkte 
nach, liegt aber aktuell bei guten 
38 Punkten. 

Das größte Risiko für die wei-
tere wirtschaftliche Entwicklung 

sieht der Mittelstand im IHK-Be-
zirk Frankfurt in der Inlandsnach-
frage: 52 Prozent nennen diesen 
Punkt. Die gute konjunkturelle 
Lage wird maßgeblich von der 
hohen Nachfrage aus dem Inland 
getrieben, ein Rückgang würde 
sich deutlich bemerkbar machen. 
Auch die wirtschaftspolitischen 
Rahmenbedingungen sind für 
42 Prozent der Mittelständler und 
68 Prozent der Großunternehmen 
ein Problem. Hoher Bürokratie-
aufwand und -kosten, die den 

Mittelstand tendenziell stärker 
belasten als Großunternehmen, 
und der hohe Regulierungsdruck 
bei Leiharbeit- und Werkverträgen 
sind nur zwei Beispiele, wie wirt-
schaftspolitische Entscheidungen 
die Unternehmen in ihrer tägli-
chen Arbeit herausfordern. Umso 
wichtiger ist ein verlässliches 
wirtschaftspolitisches Umfeld, 
das einen weiteren Beschäfti-
gungsaufbau, Investitionen und 
Innovationen gerade im Mittel-
stand fördert.  ❙
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ELEKTROMOBILITÄT

 „EIN MUTIGES ZIEL“
Ein Gespräch mit Jürgen Karpinski, Präsident, Zentralverband Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe,  
und Mitglied, IHK-Vollversammlung, über die Bedeutung von E-Mobilität in der Kfz-Branche und  
Gründe für die bisherige Kaufzurückhaltung der Kunden.

Herr Karpinski, die automobile 
Welt befindet sich im Umbruch. 
Deutschland soll Leitmarkt für 
automatisierte und vernetzte 
Fahrzeuge werden, neue Mo-
bilitätsdienste entstehen und 
alternative Antriebsformen er-
obern den Markt. Welche Rolle 
spielt Elektromobilität derzeit in 
diesem Markt?
KARPINSKI: Der deutsche Auto-
markt ist gesättigt. Jährlich werden 
mit leichten Schwankungen um die 
drei Millionen Fahrzeuge neu zuge-
lassen. Dabei spielte Elektromobi-
lität bisher eine eher bescheidene 

Rolle: Im ersten Halbjahr lag der 
Neuzulassungsanteil der hybriden 
Antriebe bei 1,2 Prozent, der reiner 
Elektrofahrzeuge bei 0,3 Prozent. 

Wird es künftig zu einer Umver-
teilung von den konventionellen 
Pkw hin zu den Elektrofahrzeugen 
kommen?
KARPINSKI: Staatliche Förderpro-
gramme, der Ausbau der Ladeinfra-
struktur, Batteriepreise, die Akzep-
tanz der Kunden und nicht zuletzt 
die technologischen Entwicklungen 
weiterer Antriebsformen wie die 
Brennstoffzelle sind Faktoren, die 

darauf wesentlich Einfluss nehmen 
könnten. Nehmen wir das mutige 
Ziel der Bundesregierung, in 14 Jah-
ren fünf Millionen Elektrofahrzeuge 
auf die Straßen zu bringen, dann 
wird im Jahr 2030 mehr als jedes 
zehnte Fahrzeug ein Elektromobil 
sein. Auch wenn dieses Ziel noch 
sehr ehrgeizig erscheint, muss sich 
der Kfz-Handel als erster Ansprech-
partner der Autofahrer in jedem Fall 
rechtzeitig darauf einstellen. 

Um diesem Ziel näherzukommen, 
haben Bund und Industrie ein 
finanzielles Paket aufgelegt. Das 
Programm ist inzwischen gestar-
tet. Gibt es schon einen ersten 
Ansturm auf die Autohäuser? 
KARPINSKI: Das Interesse an der 
Kaufprämie läuft langsam an, und 
die Autohäuser haben einen rei-
bungslosen Start hingelegt. Sie hal-
ten die notwendigen Informationen 
für potenzielle Autokäufer bereit: 
Die Kundenberater wissen, wer die 
Förderung beantragen kann, wel-
che Autos wie hoch gefördert wer-
den, wo die Anträge angefordert 
werden können, welche Unterlagen 
nötig sind, wie lange gefördert wird 
und welche Fristen zu beachten 
sind. So gibt es den sogenannten 
Umweltbonus nach Angaben des 
Bundesamtes für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle rückwirkend für 
Kauf- oder Leasingverträge, die 
ab oder am 18. Mai abgeschlossen 
wurden. Die Förderung läuft so lan-
ge, bis die Bundesmittel erschöpft 
sind, längstens bis 30. Juni 2019. 
Der Bund rechnet mit mindestens 
300 000 E-Autos, die dank der 
Prämie gekauft werden.

Wird die Bundesregierung 
ihre Ziele mit der Kaufprämie 
erreichen?
KARPINSKI: Wichtig ist, dass Politik 
und Wirtschaft die Notwendigkeit 
erkannt haben, mehr für die Förde-
rung alternativer Antriebe zu tun. 
Und zwar sowohl aus ökologischen 
als auch aus industriepolitischen 
Gründen. Als Autonation par excel-
lence brauchen wir einen starken 
Leitmarkt für E-Mobilität. Doch 
eine Kaufprämie für Elektrofahr-
zeuge halte ich nicht für den ziel-
führenden Weg. Sicherlich wird sie 
das Geschäft zunächst ankurbeln, 
letztendlich aber kann sie nur ein 
Strohfeuer entfachen. Die bisherige 
Kaufzurückhaltung liegt ja nicht 
nur im Preis begründet. Die Vor-
behalte der Kunden sind vielmehr 
durch Produktverbesserungen und 
einen Ausbau der Ladeinfrastruktur 
auszuräumen. Sobald die Indus-
trie ihre angekündigten massiven 
Fortschritte bei Gewicht und Leis-
tungsfähigkeit der Batterien sowie 
Ladedauer und Fahrzeugreichweite 
tatsächlich erzielt, macht das Elek-
troauto seinen Weg – und zwar 
ohne direkte Kaufanreize. 

Der Handel ist gut vorbereitet, 
wie sieht es mit dem Service in 
den Werkstätten aus? 
KARPINSKI: Bereits vor Jahren 
hat die Branche hierzu die ers-
ten Schritte unternommen. Es 
wurden Schulungskonzepte für 
Kfz-Meister und Gesellen ent-
wickelt und umgesetzt, die Aus-
bildungsinhalte des Berufsbilds 
Kfz-Mechatroniker wurden über-
arbeitet und seit 1. August 2014 

IHK-ARBEITSKREIS KFZ-HANDEL

Im März 2011 gründete die IHK Frankfurt den Arbeitskreis Kfz-Handel. 
In dem üblicherweise zweimal im Jahr tagenden Arbeitskreis diskutie-
ren die Geschäftsführer der Autohäuser aus dem IHK-Bezirk Frankfurt, 
die Mitglieder des Arbeitskreises sind, die aktuellen Themen der Bran-
che. Mitglieder des Arbeitskreises sind insbesondere auch die Repräsen-
tanten des Zentralverbands Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe, des Lan-
desverbands Hessen des Kraftfahrzeuggewerbes sowie der Innung des 
Kfz-Gewerbes Frankfurt / Main und Main-Taunus-Kreis. Vorsitzender des 
Arbeitskreises ist Burkhard Wagner, Direktor der Mercedes-Benz-Nie-
derlassung Frankfurt / Offenbach. Kontakt: Hanns-Peter Laux, Telefon 
0 69 / 21 97-12 62, E-Mail h.laux@frankfurt-main.ihk.de.
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um den Schwerpunkt Hochvolt- 
und Systemtechnik erweitert. 
Etwa 340 geschulte Trainer der 
beruflichen Bildungszentren des 
Handwerks haben inzwischen 
rund 8 800 Mitarbeiter aus Kfz-
Werkstätten dazu qualifiziert, 
auch an Hochvoltfahrzeugen zu 
arbeiten. Viele Meisterbetriebe der 
Kfz-Innungen haben also bereits 
in die Schulung ihrer Mitarbeiter 
investiert oder wollen dies in 
naher Zukunft tun. 

Im Handel ist kurzfristig mit 
zusätzlichen Umsätzen durch 
die Kaufprämie zu rechnen. 
Wie werden sich aber auf lange 
Sicht die Umsätze im Service 
entwickeln? 
KARPINSKI: Bei batteriebetriebe-
nen Autos fallen weniger War-
tungsarbeiten an. Andererseits 
aber wird dieser Ausfall durch 
einen Mehraufwand bei den Hyb-
ridfahrzeugen kompensiert. Hinzu 
kommt, dass der vermutete Anteil 

an reinen Elektroautos kleiner 
ausfallen wird als der von Plug-in-
Hybriden und Batteriefahrzeugen 
mit Range Extender. Laut einer 
aktuellen Studie des Zentralver-
bands Deutsches Kraftfahrzeug-
gewerbe wird Elektromobilität 
daher kaum Auswirkungen auf 
den Serviceumsatz haben. Selbst 
bei den angestrebten Zulassun-
gen von E-Fahrzeugen bis zum 
Jahr 2030 muss E-Mobilität die 
Kfz-Werkstätten also nicht be-
unruhigen. Wie sich der War-
tungsumsatz der Autohäuser in 
Bezug auf die Elektromobilität in 
den nächsten Jahren tatsächlich 
entwickeln wird, hängt natürlich 
von den Verkaufszahlen ab. 

In Kürze: Welche drei Maßnah-
men wären sinnvoll, um die Zu-
lassungszahlen von E-Fahrzeugen 
deutlich zu steigern?

KARPINSKI: Wichtig ist in erster 
Linie der Aufbau einer öffentlichen 
und flächendeckenden Ladeinfra-
struktur. Nachhaltigen Schwung 
könnte das Geschäft zudem durch 
eine Sonderabschreibung bei ge-
werblich genutzten Fahrzeugen in 
Höhe von 50 Prozent der Anschaf-
fungskosten im ersten Jahr der 
Nutzung bekommen. Schließlich 
sind die Kommunen aufgefordert, 
das Elektromobilitätsgesetz umzu-
setzen, das heißt etwa freies Parken 
für E-Mobile und die Öffnung der 
Busspuren.  ❙

INTERVIEW
HANNS-PETER 
LAUX
Stellvertretender 
Geschäftsführer, 
Standortpolitik,  
IHK Frankfurt
h.laux@frankfurt-
main.ihk.de

Jürgen Karpinski, Präsident, Zentralverband 
Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe: „Eine 
Kaufprämie für Elektrofahrzeuge halte ich 
nicht für den zielführenden Weg. Sicherlich 
wird sie das Geschäft zunächst ankurbeln, 
letztendlich aber kann sie nur ein Strohfeuer 
entfachen. Die bisherige Kaufzurückhal-
tung der Kunden liegt ja nicht nur im Preis 
begründet.“
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CORPORATE SOCIAL RESPONSIBILIT Y

DER BERICHT WIRD PFLICHT
Betroffene Unternehmen müssen erstmals für das Geschäftsjahr 2017 einen CSR-Bericht veröffentlichen. Hintergrund 
der EU-Richtlinie: Mit der Berichtspflicht will die EU die nachhaltige Entwicklung in den Unternehmen fördern.

Mit der EU-Richtlinie 2014/ 
95/EU werden große Unter-
nehmen von öffentlichem In-
teresse mit mehr als 500 Mit-
arbeitern verpflichtet, ihre 
Finanzberichterstattung mit 
einem sogenannten CSR-
Bericht (Corporate Social 

Responsibility) zu ergänzen. 
Die EU-Richtlinie ist bis zum 
6. Dezember in deutsches 
Recht umzusetzen. 

Die Gruppe der unmittel-
bar betroffenen Unterneh-
men umfasst kapitalmarkt-
orientierte Unternehmen, 

Kreditinstitute und Versiche-
rungsunternehmen, die selbst 
beziehungsweise im Konzern 
mehr als 500 Arbeitnehmer 
beschäftigen. Ein Unterneh-
men gilt als großes Unter-
nehmen, wenn es zwei der 
drei Schwellenwerte in zwei 

aufeinanderfolgenden Ge-
schäftsjahren überschreitet: 
20 Millionen Euro Bilanzsum-
me, 40 Millionen Euro Um-
satzerlöse, 250 Arbeitnehmer. 

Zwar sind kleine und mit-
telständische Unternehmen 
(KMU) nicht unmittelbar von 
der Richtlinie berührt. Doch 
auch kleinere Betriebe, Liefe-
ranten und Dienstleister sind 
schon jetzt auch indirekt be-
troffen, weil immer mehr be-
richtspflichtige Unternehmen 
diese Auskünfte vorbereitend 
entlang der gesamten Liefer-
kette einholen oder zukünftig 
einfordern werden. 

Offenlegung
Mit der Umsetzung beauftragt 
ist das Bundesjustizministeri-
um, das am 11. März den Re- 
ferentenentwurf zum CSR-
Richtlinie-Umsetzungsgesetz 
veröffentlichte. Die betroffenen 
Unternehmen müssen in ihrem 
Lagebericht oder einem sepa-
raten Nachhaltigkeitsbericht 
unter anderem nichtfinanzielle 
Informationen zu den Themen 
Umwelt-, Sozial- und Arbeit-
nehmerbelange, Achtung der 
Menschenrechte, Bekämpfung 
von Korruption und Bestechung, 
Diversitätskonzept für die Zu-
sammensetzung der Unterneh-
mensführung, der Kontrollgre-
mien und des Aufsichtsrats 
offenlegen.

Laut der Berichtspflicht müs-
sen betroffene Unternehmen eine 
Erklärung abgeben, die alle Anga-
ben enthält, die für das Verständ-
nis des Geschäftsverlaufs, des 
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Geschäftsergebnisses, der Lage 
der Kapitalgesellschaft sowie 
der Auswirkungen ihrer Tätigkeit 
auf die oben genannten themati-
schen Aspekte erforderlich sind. 
Dies umfasst die Erläuterung des 
Geschäftsmodells, die Beschrei-
bung der verfolgten Konzepte in-
klusive der angewandten Due-Di-
ligence-Prozesse, die Ergebnisse 
dieser Konzepte und wesentliche 
Risiken, die mit der Geschäftstä-
tigkeit (falls relevant, auch mit 
den Geschäftsbeziehungen, den 
Produkten und Dienstleistungen) 
verknüpft sind, sowie die Hand-
habung dieser Risiken. Darüber 
hinaus müssen die wichtigsten 
nichtfinanziellen Leistungsin-
dikatoren genannt werden, die 
für die Geschäftstätigkeit von 
Bedeutung sind.

Transparenz
Die Richtlinie verfolgt den Ansatz 
Comply or Explain. Das heißt: 
Sollte ein betroffenes Unterneh-
men keine klare Strategie, bezo-
gen auf einen oder mehrere der 
genannten Belange, verfolgen, so 
muss es erläutern, warum dies so 
ist. Der Referentenentwurf sieht 
zudem vor, dass in Ausnahme-
situationen nicht alles berich-
tet werden muss. Unternehmen 
können davon absehen, interne 
Informationen, zum Beispiel aus 
Gründen des Wettbewerbs, zu 
veröffentlichen. Eine Erklärung 
der Umstände muss allerdings 
erfolgen.  

Mit der Berichtspflicht soll 
ein nachhaltigeres und verant-
wortungsbewussteres Handeln 
in der Wirtschaft unterstützt 

und gefördert werden. Trans-
parent die ökologischen und 
sozialen Auswirkungen der 
Geschäftstätigkeit gegenüber 
den verschiedenen Anspruchs-
gruppen (Kunden, Lieferanten, 
Politik, Kapitalmarkt) darstellen 
zu müssen, soll als Hebel für 
die nachhaltige Entwicklung im 
Unternehmen dienen. 

Hilfestellung
Der Gesetzesentwurf sieht kein 
starres Format für die Bericht-
erstattung vor. Die betroffe-
nen Unternehmen können die 
nichtfinanziellen Informatio-
nen im (Konzern-)Lagebericht 
oder auch in einem separa-
ten Nachhaltigkeitsbericht 
offenlegen. Zur Orientierung 
verweist die Richtlinie auf be-
stehende Rahmenwerke (siehe 
Infokasten). Besondere Hilfe-
stellung bei der Berichtser-
stellung bieten der Deutsche 
Nachhaltigkeitskodex und die 
Global Reporting Initiative, da 
sie alle von der Berichtspflicht 
verlangten Aspekte abdecken. 
Aller Voraussicht nach werden 
sie den Bedingungen der Be-

richtspflicht genügen. Zurzeit 
arbeitet die EU-Kommission 
zudem Berichtskriterien aus, 
die spätestens zum Zeitpunkt 
der nationalen Umsetzung zur 
Verfügung stehen sollen. 

Der aktuelle Entwurf des 
Gesetzes schreibt eine Prüfung 
des Berichts vor. Geprüft wird 
aber nur, ob eine Erklärung vor-
liegt. Eine inhaltliche Prüfung 
ist weder von der EU-Richtlinie 
vorgesehen, noch ist dies im 
deutschen Referentenentwurf 
erwähnt. Falls ein Unternehmen 
der Berichtspflicht nicht nach-
kommt, muss es mit Bußgeld-
strafen rechnen. Diese können 
sich auf bis zu zehn Millionen 
Euro belaufen. Berechnet wer-
den die Bußgelder aufgrund von 
Umsatz und Gewinn des Unter-
nehmens.  ❙

AUTORIN
EVA MARIEL 
BERGAUER
Stellvertretende 
Leiterin, Unterneh-
mensentwicklung, 
IHK Frankfurt
e.bergauer@frank-
furt-main.ihk.de

LINKS ZUM THEMA

Weitere Infos zum Thema CSR-Berichtspflicht online unter www.frank-
furt-main.ihk.de/csr_berichtspflicht.
Eine Orientierung geben Rahmenwerke wie der UN Global Compact 
(www.globalcompact.de), ISO 26000 (www.iso.org), Emas (Eco-Ma-
nagement und Audit Scheme, www.emas.de), Deutscher Nachhaltig-
keitskodex (www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de) und Global Re-
porting Initiative (www.globalreporting.org).
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BL AUE PL AKET TE

VERSORGUNGSSICHERHEIT GEFÄHRDET
Die IHK-Arbeitsgemeinschaft Hessen und die Arbeitsgemeinschaft der hessischen Handwerkskammern haben im 
 Rahmen einer Unternehmerbefragung ermittelt, dass die schnelle Einführung einer Blauen Plakette die Versorgungs-
sicherheit der hessischen Städte gefährden würde. 

Hintergrund der Diskus-
sionen um die Einfüh-
rung der Blauen Plakette 
ist die Nichteinhaltung 
der Stickstoffdioxid-
Grenzwerte in vielen 
deutschen Städten, so 
auch in Frankfurt. Nur 
knapp zwölf Prozent der 
Dieselautos erfüllen in 
Südhessen den Euro-
6-Standard und würden 
somit eine Blaue Plaket-
te erhalten und dürften 
folglich in eine Umwelt-
zone einfahren. 

Noch deutlicher stellt 
sich die Situation für die 
Unternehmen dar: Denn 
weniger als vier Prozent 
ihrer Diesel-Lkw und 
Busse sind mit einem 
Euro-6-Motor ausgerüs-
tet. Dabei ist eine Aufrüstung 
auf die Abgasnorm Euro 6 nicht 
möglich. Die Bestandsfahrzeuge 
müssten komplett ersetzt wer-
den. Ein Wiederverkauf der noch 
nicht gar so alten Altfahrzeuge 
wird schwierig, wenn nicht sogar 
unmöglich. 

Die Abgastechnik der Eu-
ro-6-Norm ist zudem deutlich 
schwerer als die bisherige Tech-
nik. Dadurch steigt das Gesamt-
gewicht der Fahrzeuge und die 
Nutzlast senkt sich. Die Un-
ternehmen müssten daher auf 
ein größeres Fahrzeugmodell 
umsteigen, um weiterhin das 
benötigte Warenvolumen trans-
portieren zu können. Daraus 
ergeben sich nicht nur höhere 
Anschaffungskosten, sondern 

auch ein höherer Energiever-
brauch. Die Fahrzeuge sind näm-
lich insgesamt schwerer und 
auch höher und haben so einen 
höheren Strömungswiderstand.

Wie teuer eine übereilte 
Einführung der Blauen Plakette 
wäre, zeigen die ermittelten 
Kosten von durchschnittlich 
rund 20 000 Euro pro Fahrzeug 
und rund 375 000 Euro pro Un-
ternehmen durch Wertverlust 

und Neuanschaffung von 
Fahrzeugen. Dies würde 
insbesondere kleine und 
mittlere Unternehmen 
treffen, da sie aufgrund 
ihres kleineren Fuhrparks 
nicht einfach auf Ersatz-
fahrzeuge für die Einfahrt 
in Umweltzonen auswei-
chen könnten.

B l iebe  noch das 
Problem der geringen 
Verfügbarkeit von Fahr-
zeugen der Schadstoff-
klasse Euro 6 im Bereich 
der leichten Nutzfahr-
zeuge zwischen 2,8 und 
3,5 Tonnen. Hier werden 
die modernen Motoren 
erst seit September ver-
gangenen Jahres ange-
boten. So sind gerade in 
diesem Segment beson-

ders viele junge Fahrzeuge mit 
Euro-5-Norm unterwegs.

Aber nicht nur die Wirt-
schaft wäre direkt betroffen, 
auch beim ÖPNV müssten die 
Busflotten ausgetauscht werden. 
Denn die meisten Linienbus-
se fahren mit Diesel und viele 
haben noch nicht den Euro-
6-Standard. Gleiches gilt für die 
meisten Taxis in Hessen. Dass 
die Taxis mehrheitlich mit Die-

sel angetrieben werden, liegt 
schlichtweg daran, dass alter-
native Treibstoffe wie Gas oder 
Elektrizität an den Tankstellen 
fehlen, beziehungsweise das 
Ladestellennetz zu dünn ist.

Bevor der Gesetzgeber die 
Blaue Plakette einführt, sollten 
andere Konzepte zur Reduzie-
rung der Luftschadstoffe umge-
setzt werden, die längst nicht so 
folgenschwer und teuer für die 
Wirtschaft wären. Beispielsweise 
bietet die IHK Frankfurt das Be-
ratungsprogramm Betriebliches 
Mobilitätsmanagement an. Es 
hilft Unternehmen dabei, die 
Dienst- und Arbeitswege ihrer 
Mitarbeiter sowie die Erreich-
barkeit des Unternehmens zu 
optimieren und so einen Beitrag 
zur Luftreinhaltung zu leisten.

Darüber hinaus sind Job-
ticket, Routenkonzepte und grü-
ne Wellen weitere Maßnahmen, 
den Verkehr flüssig zu halten, 
was wiederum die Schadstoff-
ausstöße senkt. Im gewerblichen 
Bereich, vor allem bei der Wa-
renanlieferung, gibt es längst 
zukunftsweisende Konzepte wie 
Mikrodepots oder die Feinver-
teilung mit E-Fahrzeugen oder 
Lastenfahrrädern. Dies muss die 
Stadt Frankfurt nur wollen. ❙

LINK ZUM THEMA

Weitere Infos zur Unterneh-
merbefragung und zum Thema 
Blaue Plakette online unter 
www.ihk-hessen.de/blaue_
plakette.

AUTOREN
DR. ALEXANDER 
THEISS (l.)
Geschäftsführer, 
Standortpolitik, 
IHK Frankfurt
a.theiss@frankfurt-
main.ihk.de

SVEN SÄNGER (r.)
Stellvertretender 
Leiter, Standortpo-
litik, IHK Frankfurt
s.saenger@frankfurt-
main.ihk.de
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Laufen für einen guten Zweck
Es gibt viele Laufevents in 
Frankfurt – aber nur einer 
wird ehrenamtlich und nach 
Feierabend durch eine Betriebs-

sportgruppe organisiert: der 
Bürostadtlauf in Niederrad. 
Die Cargo Bulls, ein Fußball-
team im Lufthansa-Sportverein, 

organisierten diesen Lauf als 
Abend- und Benefizlauf bereits 
zum zweiten Mal. Ende August 
freuten sich die Macher über 

guten Zuspruch, zufriedene 
Teilnehmer und einen Erlös von 
über 14 000 Euro. Dieser wird 
an die ehrenamtliche Frank-
furter Hilfsorganisation Cargo 
Human Care gespendet. Der 
Verein betreibt in Armutsge-
bieten in Kenia ein Waisenhaus 
und eine Krankenstation. „Fast 
600 Teilnehmer und 100 Helfer 
konnten wir begrüßen – viele 
vom Flughafen und aus der Bü-
rostadt“, so Christopher Biaesch 
und Uwe Schnier von den Cargo 
Bulls. Stadtrat Markus Frank 
formulierte den Wunsch, dass 
die Veranstaltung sich fest im 
Sportkalender der Stadt Frank-
furt etabliert. ❙
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COMMERZBANK-ARENA

 „WIR SEHEN UNS ALS VORREITER“
Ein Gespräch mit Otto Kajetan Weixler, Vorsitzender der Geschäftsführung, Bilfinger HSG Facility  
Management, und Henning Enste, Geschäftsführer, Stadion-Frankfurt-Management, über die  
nachhaltige Bewirtschaftung der Commerzbank-Arena.

Herr Enste, das Frankfurter 
Waldstadion hat mit der Neu-
konzeption und dem Umbau im 
Vorfeld der Fußball-Weltmeis-
terschaft 2006 in Deutschland 
nicht nur seinen traditionellen 
Namen geändert, sondern es hat 
sich auch zur modernen Fuß-
ball- und Multifunktionsarena 
gewandelt. War Nachhaltigkeit 
seinerzeit überhaupt ein Thema?
ENSTE: In der Planungsphase hat 
Nachhaltigkeit noch nicht die 
Bedeutung gehabt wie heute, zehn 
Jahre später. Der Grundstein zum 
schonenden Umgang mit der Res-
source Wasser wurde aber schon 
damals gelegt. In die Katakomben 
der Arena wurden zwei jeweils 
200 000 Liter umfassende Zister-
nen eingebaut, deren Fassungsver-
mögen inzwischen noch erweitert 
wurde. Etwa die Hälfte des vom 
Dach abfließenden Regenwassers 

wird in die Behälter geleitet und 
für das Wässern des Rasens und 
die Toilettenspülung verwendet. 
Die filigrane Dachkonstruktion 
setzt als weltweit größtes Stahl-
Seil-Membran-Innendach ein ar-
chitektonisches Ausrufezeichen. 
Dadurch bedingt ist es aber in 
Frankfurt – anders als in Bremen, 
Dortmund oder Freiburg – aus 
statischen Gründen nicht möglich, 
auf dem Stadiondach großflächige 
Solaranlagen zu installieren.

Herr Weixler, als Bilfinger HSG 
Facility Management vor über 
zehn Jahren den Betrieb der 
Commerzbank-Arena über-
nahm, waren die baulichen 
Tatsachen bereits geschaffen. 
War das im Nachhinein ein 
Problem?
WEIXLER: Natürlich wäre es von 
Vorteil gewesen, wenn wir als 

Betreiber nicht erst kurz vor der 
Einweihung der Arena, sondern 
deutlich früher in den Prozess 
einbezogen worden wären. Dann 
hätten wir noch an der einen 
oder anderen Betriebskosten-
Stellschraube drehen können. 
Aber 80 Prozent der Lebenszyklus-
Kosten einer Immobilie entstehen 
in der Betriebsphase nach deren 
Fertigstellung. In der Energie-
optimierung und der Ressour-
ceneinsparung liegen dann die 
entscheidenden Hebel. Gebäude, 
die ohne Nachhaltigkeitsfokus 
errichtet wurden, können grund-
sätzlich auch durch intelligente 
Bewirtschaftung zu Greenbuil-
dings werden. 

Die Rasen auf den Spielfeldern 
der ersten Bundesliga sind ma-
kellos und saftig grün. Sie sind 
aber nicht unbedingt Muster-

beispiele für Nachhaltigkeit: 
Heizung, Bewässerung, Dün-
gung im Sommer wie im Winter. 
Welche Ansätze gibt es in der 
Commerzbank-Arena, um die 
Umweltbilanz bei der Rasenpfle-
ge des rund 7 100 Quadratmeter 
großen Spielfelds zu verbessern?
WEIXLER: Greenkeeping ist eine 
Wissenschaft für sich, bestehend 
aus einem Drittel Wissen, einem 
Drittel Kunst und einem Drittel 
Mensch. Plus dem unberechenba-
ren Faktor Natur. Unsere Green-
keeper müssen all diese Punkte 
bei der Pflege berücksichtigen. Für 
ein optimales Wachstum benötigt 
der Rasen zwölf Grad. Da wir die 
Temperatur nicht mehr an der 
Rasenoberfläche messen, sondern 
direkt an der Wurzel, konnten 
wir bei der Rasenheizung rund 
40 Prozent der Energiekosten ein-
sparen. Allerdings haben wir kaum 
Spielräume, um mit einzelnen 
Parametern zu viel zu experimen-
tieren. Eintracht Frankfurt spielt 
in der ersten Bundesliga – und wir 
werden dafür bezahlt, dass wir die 
geforderte Rasenqualität punkt-
genau zum Spieltag realisieren.
ENSTE: Üblicherweise wird ein 
Rollrasen pro Bundesliga-Saison 
zweimal ausgetauscht. Durch die 
perfekt aufeinander abgestimmten 
Maßnahmen benötigen wir meist 
nur einen Rasenwechsel. Das ist 
nicht nur ein beachtlicher ökolo-
gischer Faktor, sondern auch ein 
wirtschaftlicher – denn jeder Aus-
tausch kostet etwa 100 000 Euro.

Welche Umweltprojekte haben 
Sie außerdem angestoßen?

Von links: Henning Enste, Geschäftsführer, Stadion Frankfurt Management, Annelie Casper, 
Auditorin, Gefma, Sebastian Tuch, Technischer Leiter, Stadion Frankfurt Management, und 
Otto Kajetan Weixler, Vorsitzender der Geschäftsführung, Bilfinger HSG Facility Management.
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WEIXLER: In den Treppenhäusern 
und der Tiefgarage sind wir von 
normalen Leuchtmitteln auf LED-
Leuchten umgestiegen. Zudem 
brennen – außer an Spieltagen – 
in der Tiefgarage mit Platz für 
1800 Autos nur ein Drittel der 
insgesamt rund 5 600 Lampen. 
Unser Stadionpartner Mainova 
versorgt die Commerzbank-Arena 
mit Ökostrom, die komplette Ener-
giebelieferung ist CO2-neutral 
und in der Tiefgarage befinden 
sich zwei Stromtankstellen für 
E-Autos. Diese Beispiele zeigen, 
dass durch eine Vielzahl kleiner 
Maßnahmen große Einsparungen 
erzielt werden können.

Die Fans interessieren sich beim 
Stadionbesuch vor allem dafür, 
dass die Eintracht drei Punkte 
holt, und weniger dafür, wie der 
Abfall von 51 000 Besuchern bei 
ausverkauften Partien entsorgt 
wird. Ist der normale Fußballfan 
überhaupt umweltbewusst?
ENSTE: Wir bemühen uns darum, 
dass sich der Umweltschutzge-
danke auch bei den Fans festigt. 
Aber es ist nicht leicht, die Be-
sucher zur sauberen Trennung 
ihrer Abfälle zu bewegen. Meist 
nimmt der Fan das Müllvermei-
dungskonzept nur unbewusst 
wahr, wenn er beispielsweise den 
Mehrwegbecher zurückbringt. 

Bei ausverkauftem Stadion sind 
das pro Spiel immerhin über 
50 000 Becher, die nicht im Müll 
landen. Worüber kaum noch je-
mand spricht, weil es längst so 
selbstverständlich ist, dass es 
gar nicht mehr als nachhaltiges 
Tun bewertet wird: Mit ihren 
Tickets können die Fans in der 
RheinMain-Region, anders als 
beispielsweise die FC-Bayern-
München-Fans, kostenlos und 
umweltfreundlich mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln zu den 
Heimspielen anreisen. 

Die Commerzbank-Arena verfügt 
über bekannte Umweltzertifika-
te, wie Ökoprofit und Breeam-
DE-Bestand. Im März kam die 
Gefma-160-Zertifizierung hinzu. 
Warum hat die German Facility 
Management Association, kurz 
Gefma, deren Vorstandsvorsit-
zender Sie sind, das neue Zer-
tifikat auf den Markt gebracht?
WEIXLER: Die gängigen Umwelt-
zertifikate klammerten bisher 
den entscheidenden Aspekt aus, 
nämlich die Bewirtschaftung der 
Immobilie. Bildlich gesprochen: 
Die anderen Zertifikate haben die 
Hardware, sprich Gebäudehülle, 
im Fokus. Gefma 160 konzentriert 
sich hingegen auf die Software, 
sprich die betrieblichen Prozesse, 
und damit die Betriebskosten. Ich 

bin sicher, dass sich unser Zertifi-
kat langfristig durchsetzt, weil es 
das Richtige zertifiziert – nämlich 
die Nachhaltigkeit im Facility Ma-
nagement, dem täglichen Betrieb 
von Gebäuden. Wir sehen uns mit 
diesem Zertifikat als internationa-
ler Vorreiter.

Neben den Zwillingstürmen der 
Deutschen Bank und der Alten 
Oper, die derzeit in der Auditie-
rungsphase ist, war die Commerz-
bank-Arena eines der Gefma-
160-Pilotprojekte in Frankfurt. 
Warum haben Sie gerade diese 
Immobilie ausgewählt?
WEIXLER: Das Zertifikat Gef-
ma 160 haben wir zunächst für 
Büro- und Verwaltungsgebäude 
erarbeitet. Künftig soll es aber 
auch bei Spezialimmobilien, wie 
Sportstadien oder Theatern, und 
Industrieliegenschaften einge-
setzt werden. Hier sind Pilotpro-
jekte hilfreich, um zu überprüfen, 
ob für solche Spezialimmobilien 
der Kriterienkatalog noch ange-
passt werden muss. Wir haben 24 
Nachhaltigkeitskriterien definiert, 
die den Kategorien Ökologie, Öko-
nomie, Sozio-Kulturelles, Facility-
Management-Organisation und 
Details der Services zugeordnet 
sind. Durch diese strukturierte 
und objektive Beurteilung werden 
Facility-Management-Prozesse 

unabhängig vom Gebäudetyp 
vergleichbar und steuerbarer.

Der Deutsche Fußball-Bund 
hat das Thema Nachhaltigkeit 
in seiner Satzung verankert, 
einige Erstligisten veröffentli-
chen Nachhaltigkeitsberichte 
oder haben Umweltleitlinien 
erarbeitet. Der Nachbarclub FSV 
Mainz 05 hat sogar seinen CO2-
Fußabdruck ermitteln lassen und 
positioniert sich als „Erster kli-
maneutraler Verein der Fußball-
Bundesliga“. Während andere 
Clubs das Thema Nachhaltigkeit 
somit als Imagefaktor erkannt 
und offensiv in ihre Marke-
tingstrategien eingebaut haben, 
gibt sich Eintracht Frankfurt in 
diesem Punkt eher zurückhal-
tend. Forcieren Sie als Stadi-
onbetreiber dieses Thema beim 
Vorstand des Bundesligisten?
ENSTE: Formulieren wir es anders: 
Wir haben Ökostrom. Wir haben 
klimaneutrales Glas. Wir bewäs-
sern den Rasen soweit wie mög-
lich mit Regenwasser. Wir setzen 
auf Recycling. Wir haben eine 
hochmoderne Heizzentrale. Wir 
sind mehrfach umweltzertifiziert. 
Und, und, und. Als Stadionbetrei-
ber haben wir den Boden dafür 
bereitet, dass Eintracht Frankfurt 
das Thema Nachhaltigkeit promi-
nent für sich besetzen könnte.
WEIXLER: Wenn wir als Betreiber 
gemeinsam mit Eintracht Frankfurt 
das Thema Nachhaltigkeit inten-
siver und öffentlichkeitswirksamer 
als bisher kommunizieren, kann 
etwas Gutes daraus entstehen. 
Denn was die Mainzer können, 
können wir allemal. (lacht) ❙

INTERVIEW
PETRA MENKE
Chefredakteurin, 
IHK Wirtschafts- 
Forum, Unterneh- 
mermagazin der  
IHK Frankfurt
p.menke@frank- 
furt-main.ihk.de

Otto Kajetan Weixler (l.), Vorsitzender der Geschäftsführung, Bilfinger HSG Facility 
Management, und Henning Enste, Geschäftsführer, Stadion Frankfurt Management (r.).
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NACHHALTIGKEIT IN STADIEN

VON ANKERMIETERN ABHÄNGIG
In der Immobilienwirtschaft hat das Thema Nachhaltigkeit an Bedeutung gewonnen. Das betrifft nicht nur  
Wohn- und Gewerbebauten, sondern auch Spezialimmobilien wie Fußballstadien und Multifunktionsarenen.

Als Negativbeispiele gelten leer 
stehende Stadien vergangener 
Fußball-Weltmeisterschaften oder 
überdimensionierte Bauten Olym-
pischer Spiele, die oftmals keiner 
Nachnutzung zugeführt werden 
konnten. Während die Nachhal-
tigkeit bei Olympischen Spielen 
zuletzt stärker in den Fokus rückte, 
beispielsweise mit der Nachhaltig-
keitsstrategie von London 2012, 
spielt dieser Aspekt bei der Vergabe 
von Fußball-Weltmeisterschaften 
noch immer eine untergeordnete 
Rolle. So werden für die Fußball-
Weltmeisterschaften 2018 und 
2022 in Russland und Katar Stadi-
en errichtet, die im Ausrichterland 
nicht benötigt werden (Katar) 
oder deren Größenordnung die 
Bedürfnisse lokaler Vereine häufig 
sprengt (Russland). 

Ein Beispiel hierfür ist das 
Stadion in St. Petersburg, das ein-
mal mehr als 60 000 Zuschauern 
Platz bieten wird. Damit erfüllt es 
zwar die Vorgaben für ein WM-
Halbfinale, ist für den lokalen 
Verein Zenit St. Petersburg mit ei-

nen Zuschauerschnitt von zuletzt 
etwa 17 000 Zuschauern jedoch 
völlig überdimensioniert. Dement-
sprechend ist das Prestige objekt, 
dessen Kosten auf mehr als eine 
Milliarde Euro steigen könnten, 
für den Verein im Anschluss kaum 
nutzbar. Derartige Stadien sind 
für die Eigentümer in der Regel 
defizitär und müssen bezuschusst 
werden.

Die Frage, wie eine nachhalti-
ge Nutzung von Stadien und Are-
nen gewährleistet werden kann, 
wurde Anfang Juni beim Immo-
bilien-Jour-Fixe der IHK Frankfurt 
diskutiert. Eine Frage, die auch für 
den Standort Frankfurt von Inter-
esse ist, schließlich plant die Stadt 
Frankfurt nach dem Umbau des 
Waldstadions beziehungsweise 
der heutigen Commerzbank-Arena 
für die Fußball-Weltmeisterschaft 
2006 und der Modernisierung des 
Volksbank-Stadions am Bornhei-
mer Hang den Bau einer moder-
nen Multifunktionsarena.

Eine nachhaltige Nutzungs-
strategie, hier waren sich die Re-

ferenten des Immobilien-Jour-Fixe 
einig, besteht aus zwei Komponen-
ten: Zunächst werden Ankermieter 
benötigt. In einem Fußballstadion 
ist dies üblicherweise ein regiona-
ler Verein, dessen Zuschauerschnitt 
mit der Kapazität des Stadions kor-
reliert. In einer Multifunktionsare-
na sind es im besten Fall mehrere 
Ankermieter, beispielsweise ein 
Basketball-, ein Eishockey- und 
ein Handballverein. 

So können in einer Multi-
funktionsarena durch zwei An-
kermieter bis zu 75, durch drei 
Ankermieter sogar bis zu 100 Ver-
anstaltungen pro Jahr erzielt wer-
den. In der übrigen Zeit müssen 
Konzerte, Shows, Ausstellungen 
oder Kongresse für die weitere 
Nutzung sorgen. Der nachhaltige 
Betrieb von Stadien und Arenen 
ist damit aber sehr vom sportli-
chen Erfolg der lokalen Vereine 
abhängig. Am Standort Hamburg, 
dieses Beispiel wurde während des 
Immobilien-Jour-Fixes mehrfach 
angesprochen, verdeutlicht die 
Insolvenz von zuletzt gleich zwei 

Sportvereinen, dass diese Rech-
nung nicht immer aufgeht. 

Um die Abhängigkeit von 
etwaigen Ankermietern ein we-
nig abzufedern, liegt die zweite 
Komponente einer nachhaltigen 
Nutzungsstrategie daher in der 
sogenannten Mantelbebauung 
beziehungsweise -nutzung. Die 
Art der potenziellen Mantelnut-
zung ist vielfältig und reicht von 
Einkaufszentren über Hotels, 
Ärzte- und Gesundheitszentren, 
Diskotheken, gastronomische An-
gebote, Fitnessstudios und Büro-
gebäuden bis hin zu integrierten 
Tagungs- und Kongresszentren. 

Durch den baulichen Anschluss 
solcher Mantelnutzungen an Stadi-
en und Arenen lassen sich zusätzli-
che Nutzungsmöglichkeiten für die 
Sportkomplexe generieren, ein Teil 
der Baukosten refinanzieren und bis 
zu 80 Prozent der erforderlichen 
Deckungsbeiträge erwirtschaften. 
Auf diese Weise können Sportkom-
plexe sogar einen positiven Beitrag 
zur Entwicklung ganzer Stadtteile 
leisten. Als gelungene Beispiele für 
derartige Mantelnutzungen wur-
den beim Immobilien-Jour-Fixe das 
Wankdorf-Center am Schweizer 
Nationalstadion Stade de Suisse 
in Bern, der St.-Jakob-Park in Basel 
und die Ricoh Arena in Coventry 
genannt.  ❙

AUTOR
SEBASTIAN  
TRIPPEN
Referent, Wirt-
schaftspolitik  
und Metro po- 
 len entwicklung,  
IHK Frankfurt
s.trippen@frank- 
furt-main.ihk.de

Baustelle des neuen WM-Stadions in St. Petersburg.
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KOMMUNIKATION

 MILLIONEN FÜR MEETINGS
Manch ein Manager hastet von Meeting zu Meeting und kommt dadurch fast nicht mehr  
zu seiner eigentlichen Arbeit. Dabei sollen die Zusammenkünfte genau das Gegenteil bewirken:  
nämlich im gegenseitigen Austausch die Kreativität der Mitarbeiter freisetzen.

Mal ehrlich: Wann sind Sie das 
letzte Mal aus einem Firmen-
meeting gekommen und haben 
voller Energie die Ärmel hochge-
krempelt? Im Idealfall sollte jeder 
Teilnehmer nach einer Bespre-
chung wissen, wie die große Linie 
verläuft, welche nächsten Schritte 
anstehen und wer diese maßgeb-
lich auf den Weg bringen wird. 
Doch die Realität sieht oft anders 
aus: Da ruht der Blick auf trocke-
nen Keksen. Routine, Langeweile, 
ja sogar Frust. Viele Mitarbeiter 
bezeichnen Meetings als störend. 
Zehn-Uhr-Meeting-muss-eben-

sein ist allzu oft die ernüchterte 
Haltung der Belegschaft. 

Die wenig überraschende Er-
kenntnis daraus ist: Es klafft eine 
große Diskrepanz zwischen dem 
beschriebenen Idealfall und der 
Wirklichkeit in bundesdeutschen 
Unternehmen. Das wiederum ist 
mittlerweile Gegenstand wis-
senschaftlicher Beobachtungen. 
Schließlich kosten ergebnislo-
se Meetings viel Zeit, Geld und 
Nerven. 

Wikipedia definiert Meeting 
wie folgt: „Eine Besprechung ist 
unter anderem ein ausführliches 

Gespräch über eine bestimmte 
Sache, Angelegenheit und bezieht 
sich als Begriff im Verbund mit ei-
nem Verb wie anberaumen, durch-
führen oder abhalten zumeist auf 
die Arbeitswelt.“ Doch die hier 
zitierte Arbeitswelt hat längst 
ihre eigenen Gesetze entwickelt. 
Aus jener bestimmten Angelegen-
heit, die es zu erarbeiten gälte, 
wird regelmäßig ein Meinungs-
austausch, an dessen Ende zwar 
klar ist, wer gerade oben oder 
unten im Ranking steht. Aber an 
dessen Ende es vor allem unklar 
bleibt, was eigentlich beschlossen 

wurde, ob es überhaupt etwas zu 
beschließen gab.

Soziologen und Psychologen 
beschäftigen sich inzwischen 
intensiv damit, wie viel Kapital 
auf diese Weise unproduktiv ver-
schwendet wird. Demnach inves-
tieren Unternehmen im besten 
Glauben in wahre Zeitfallen. Mehr 
noch: Mitarbeiter empfinden ihren 
Anteil an Gruppengesprächen 
zunehmend als ineffektiv, wenig 
motivierend und steigern sich in 
gegenseitigen Frust. 

Ein Unternehmen lebt von der 
Vitalität seiner Entscheidungspro-

Effiziente Meetings sind kein Zufall – die richtigen Instrumente können Manager und Mitarbeiter in Trainings erlernen.
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zesse und der kommunikativen 
Überzeugungskraft seiner Füh-
rungs- und Nachwuchskräfte. Es 
liegt auf der Hand, dass grund-
sätzlich die Idee von gemeinsa-
men Besprechungen eine gute 
Investition sein soll. Wobei Kekse 
und Kaffee noch der geringste 
Kostenfaktor am Konferenztisch 
sind. Viel schwerer wiegt die Ad-
dition der Arbeitsstunden vor, 
während und nach Meetings für 
jeden Einzelnen. Für die deutsche 
Wirtschaft geraten Kostenschät-
zungen schnell in Millionenhöhe. 

Mehr als viermal pro Wo-
che sitzen deutsche Mitarbeiter 
durchschnittlich in Besprechun-
gen. Sie verbringen also sechs 
bis zehn Stunden der Wochenar-
beitszeit mit Gruppengesprächen. 
Bitter ist deshalb die Erkenntnis, 
dass die Effizienz von Teilnehmern 
zu 48 Prozent als unproduktiv 
eingeschätzt wird (Rausch 2009). 
Die Managementberatung Bain & 
Company hat jüngst einen Zeit-
aufwand von zwei kompletten 
Arbeitstagen in der Woche für 

Führungskräfte aufaddiert. Es wird 
dort geschätzt, dass Manager 
jährlich rund 7 000 Stunden in 
Sitzungen verbringen. 

Zwei amerikanische Forscher, 
Alexandra Luong und Steven Ro-
gelberg, haben bereits im Jahr 
2005 den dramatischen Anstieg 
von Meetingzeiten amerikani-
scher Führungskräfte aus psy-
chologischer Sicht betrachtet. 
Dabei wird vor allem der Effekt 
der Unterbrechung und damit 
der Aufschub eigener Arbeit als 
besonders negativ beurteilt. So-
gar von einer gesundheitlichen 
Belastung der Mitarbeiter durch 
Meetings ist die Rede. Die klas-
sischen Verhaltensmuster weisen 
darauf hin, dass Teilnehmer sich 
meistens als fremdgesteuert emp-
finden. Dass sich ihre Rolle in der 
Gruppe, gerade bei regelmäßigen 
Zusammenkünften, zementiert 
und sie sich damit auch gedank-
lich festgesetzt fühlen. Das frus-
triert den Einzelnen und entzieht 
nicht zuletzt dem Unternehmen 
die Kreativität seiner Belegschaft. 

Unternehmen beginnen, 
das Problem der festgefahrenen 
Konferenzkultur zu erkennen. So 
sind schnelle Meetings im Stehen, 
Jours fixes mit festen Tagesord-
nungspunkten erste Versuche, 
über eine veränderte Struktur alle 
Teilnehmer besser zu erreichen. 
Auch Wissenschaftler in Univer-
sitäten befassen sich zunehmend 
damit, wie Belegschaften über 
neue Meetingdesigns motiviert 
werden können. 

Denn effiziente Meetings sind 
kein Zufall, sondern Führungs-
kräfte und Mitarbeiter können in 
Trainings die richtigen Instrumen-
tarien erlernen. So kann mit Vi-
deoprotokollen an der Wahrneh-
mung jedes Einzelnen gearbeitet 
werden. Neben dem Training eines 
souveränen Kommunikationsver-
haltens geht es darum, die vielen 
geheimen Mechanismen am Kon-
ferenztisch kennenzulernen. So 
spielen beispielsweise scheinbare 
Nebensächlichkeiten wie der ei-
gene Sitzplatz eine große Rolle 
für den Ausgang von Gesprächen. 

Nahezu jeder ist überrascht, 
welche nonverbalen Botschaften 
er am Konferenztisch aussendet, 
wie er selbst wahrnimmt und wie 
menschliche Urinstinkte heimlich 
die Regie an Verhandlungstischen 
übernehmen. Oft genug erklären 
sich damit Reaktionen, die deren 
oder dessen beruflichen Weg bis 
dahin begleitet hatten. So lassen 
sich durch die Analyse der Vi-
deoprotokolle Reibungsverluste 
verhindern, Lösungsansätze ziel-
gerichteter umsetzen und nicht 
zuletzt Zeit und Geld sparen. 
Konferenzen als Gruppenerleb-
nis, Argumentieren als Teamsport. 
Jedes Unternehmen lebt von der 
Vitalität seiner Entscheidungspro-
zesse. ❙
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IHK-SEMINARE
DER WEG IN DIE SELBSTSTÄNDIGKEIT 150 Euro
ab 5. Oktober 2016 / 20 UE / 5-Abende-Seminar 
ab 9. November 2016 / 20 UE / 5-Abende-Seminar Telefon -14 15

SOCIAL MEDIA IN DER UNTERNEHMENSKOMMUNIKATION 475 Euro
6. / 7. Oktober 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -12 95

ERFOLGREICHER VERKAUF 335 Euro
6. / 7. Oktober 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -12 32

TYPISCHE SCHWACHSTELLEN AN GEBÄUDEN 495 Euro
11. / 12. Oktober 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -12 99

KONFLIKTE ALS CHANCE NUTZEN 335 Euro
12. / 13. Oktober 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon - 1206

KNALLHART KALKULIERT 195 Euro
14. Oktober 2016 / 8 UE / eintägiges Seminar Telefon -12 06

GRUNDLAGEN DER BAUTECHNIK FÜR NICHTBUCHHALTER 495 Euro
17. / 18. Oktober 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -12 99

EINFÜHRUNG IN DIE ERSTELLUNG VON  
BETRIEBSKOSTENABRECHNUNGEN 495 Euro
20. / 21. Oktober 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -12 99

INTERVIEW- UND FRAGETECHNIKEN BEI  
EINSTELLUNGSGESPRÄCHEN, TEIL I 335 Euro
1. / 2. November 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -14 15

PERSONALENTWICKLUNG – SYSTEM UND PRAXIS 335 Euro
1. / 2. November 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -12 06

TELEFONTRAINING, TEIL I 335 Euro
3. / 4. November 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -12 32

KUNDENORIENTIERTE KOMMUNIKATION 335 Euro
3. / 4. November 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -12 32

ARBEITSRECHT KOMPAKT 335 Euro
3. / 4. November 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -12 06

WORKSHOP CONTROLLING II 395 Euro
ab 4. November 2016 / 24 UE / jeweils an zwei Wochenenden Telefon -12 06

HAUSVERWALTUNG MIETE 495 Euro
7. / 8. November 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -12 99

MODERATIONS- UND PRÄSENTATIONSTECHNIK, TEIL II 335 Euro
15. / 16. November 2016 / 16 UE / zweitägiges Seminar Telefon -14 15

BERUFSBEGLEITENDE ZERTIFIKATSLEHRGÄNGE
BUCHFÜHRUNG II – SYSTEM UND PRAXIS 875 Euro
ab 11. Oktober 2016 / 120 UE / ca. 7 Monate Telefon -14 05

BUCHFÜHRUNG III – NATIONALER UND  
INTERNATIONALER JAHRESABSCHLUSS 875 Euro
ab 29. Oktober 2016 / 120 UE / ca. 7 Monate Telefon -14 05

IMMOBILIENMAKLER / -IN (IHK) 1950 Euro
ab 1. November 2016 / ca. 120 UE / 5 Monate Telefon -12 99

BERUFSBEGLEITENDE LEHRGÄNGE MIT IHK-PRÜFUNG
GEPRÜFTE /-R PERSONALFACHKAUFMANN / -FRAU 2 795 Euro
ab 7. November 2016 / ca. 500 UE / ca. 18 Monate  Telefon -12 95

GEPRÜFTE /-R WIRTSCHAFTSFACHWIRT / -IN 3195 Euro
ab 8. November 2016 / ca. 640 UE / 2 Jahre  Telefon -12 99

Preise zuzüglich Prüfungsgebühr nach der jeweilig gültigen Gebührenordnung.

Lehrgänge, die auf IHK-Prüfungen vorbereiten, werden auch von verschiedenen privaten 
Anbietern durchgeführt. Anschriften solcher Anbieter können im Internet über die Seite 
www.wis.ihk.de/ihk-pruefungen/anbieterliste abgerufen oder bei der IHK Frankfurt telefo-
nisch unter 0 69 / 21 97-12 32 erfragt werden. Änderungen vorbehalten.

IHK-BILDUNGSZENTRUM
Nähere Informationen zu den nachfolgenden Bildungsangeboten erhalten Sie unter der Rufnummer 0 69 / 21 97 +  
Durchwahl sowie unter www.frankfurt-main.ihk.de/ihk-bildungszentrum oder bildungszentrum@frankfurt-main.ihk.de.

36381 Schlüchtern • Gartenstraße 44 • Tel. 0 66 61 - 84 540 • Fax 0 66 61 - 84 549 • www.joekel.de • sf-bau@joekel.de

Ihr 1 A - Partner 
vom optimalen Architektenentwurf
bis zur schlüsselfertigen Ausführung

· Produktion und Logistik
· Wohn- und Geschäftshäuser 
· Büro und Handel
· Planung und Entwicklung
· Schlüsselfertige Neubauten 
  und Sanierung
· Termin- und Festpreisgarantie

... seit über 125 Jahren
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AUSL ÄNDISCHE BERUFSABSCHLÜSSE

WICHTIGER SCHRITT ZUR INTEGRATION
Oftmals arbeiten zugewanderte Menschen in Deutschland in Bereichen, für die sie eigentlich überqualifiziert sind. Die 
IHK-Fosa hilft Arbeitgebern und Mitarbeitern dabei, im Ausland erworbene Berufsabschlüsse formal anzuerkennen.

Viele Migranten haben in ihrem 
jeweiligen Herkunftsland eine 
Berufsqualifikation erworben, die 
hierzulande dringend gebraucht 
wird. Um diesen Schatz zu heben, 
wurde das Anerkennungsgesetz 
geschaffen, das am 1. April 2012 
in Kraft getreten ist. Daraufhin 
hat die IHK-Organisation zur 
Feststellung der Gleichwertigkeit 
ausländischer Berufsabschlüsse 
mit dualen Berufsabschlüssen der 
gewerblichen Wirtschaft eine An-
erkennungsstelle eingerichtet, die 
IHK-Fosa (Foreign Skills Approval). 

Mit der Anerkennung auslän-
discher Berufsabschlüsse erhalten 
die Unternehmen ein Instrument, 
um Qualifikationen und Berufs-
erfahrungen von Bewerbern mit 

ausländischen Abschlüssen besser 
beurteilen zu können. Ein wichti-
ger Schritt, um den demografisch 
bedingten Fachkräftemangel ab-
zufedern und einen Beitrag zur 
Fachkräftesicherung zu leisten. 

Gleichzeitig ist die Aner-
kennung der Berufsqualifikation 
für zugewanderte Menschen ein 
wichtiger Schritt zur Integrati-
on. Denn die Anerkennung der 
Qualifikation erleichtert den Zu-
gang zum deutschen Arbeitsmarkt 
und zu einer der Berufserfahrung 
entsprechenden Tätigkeit und Be-
zahlung. Der Brasilianer Gustavo 
Bett Nagel ist die 200. Person aus 
dem IHK-Bezirk Frankfurt, deren 
Berufsabschluss von der Anerken-
nungsstelle der IHKs mit einem 

deutschen Abschluss gleichge-
setzt wurde. Er ist Elektroniker 
für Betriebstechnik bei MBF-Film-
technik, Frankfurt-Rödelheim, und 
lebt seit 2011 in Deutschland. Die 
IHK Frankfurt hat Bett Nagels 
Leistungen stellvertretend für 
andere Antragsteller mit einer 
Urkundenübergabe gewürdigt.

„Wir wollen dazu aufrufen, 
dass Unternehmen sich über diese 
Möglichkeit der Anerkennung 
informieren und ausländische 
Arbeitskräfte dabei unterstüt-
zen, hierzulande Fuß zu fassen“, 
sagte Thomas Reichert, IHK-Vi-
zepräsident, bei der Übergabe der 
Urkunde. „Mir wurde von Herrn 
Bett Nagels Situation berichtet, 
und das persönliche Gespräch 

mit ihm hat mich dann endgültig 
überzeugt, dass dieser Mann hier 
ankommen und arbeiten möchte“, 
sagte Uwe Heller, Ausbilder bei 
MBF. Bett Nagel habe viel Vorwis-
sen mitgebracht, „darauf konnten 
wir problemlos aufbauen“. Die 
in Brasilien fehlende praktische 
Tätigkeit während der Ausbildung 
konnte Bett Nagel bei seinem 
Arbeitgeber nachholen.

Für das Unternehmen aus 
Frankfurt-Rödelheim war es eine 
Premiere, in Kooperation mit der 
IHK diese Anerkennungszeit durch-
zuführen. MBF ist aber schon seit 
vielen Jahren Ausbildungsbetrieb 
und somit auch mit der IHK seit 
Langem in Kontakt. Die MBF hat 
die Voraussetzungen für die Pra-

Von links: Thomas Reichert, Vizepräsident, IHK Frankfurt, Gustavo Bett Nagel, 
Elektroniker für Betriebstechnik, und Uwe Heller, Ausbilder, MBF-Filmtechnik. FO
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Anmeldungen zu den Zwischenprüfungen und Abschlussprüfungen Teil 1 / 
Technische Ausbildungsberufe und IT-Berufe, Frühjahr 2017
Die hessischen Industrie- und Handelskammern füh-
ren im Frühjahr 2017 Zwischenprüfungen in den 
technischen Ausbildungsberufen sowie IT-Berufen 
vom 20. Februar bis 21. April 2017 durch. Die Teil-
nahme an der Zwischenprüfung ist gemäß § 43 Be-
rufsbildungsgesetz Zulassungsvoraussetzung zur Ab-
schlussprüfung.
Die Anmeldungen zu den Zwischenprüfungen der In-
dustrie- und Handelskammer Frankfurt am Main sind 
bis spätestens 15. November 2016 im Geschäftsfeld 
Aus- und Weiterbildung der Industrie- und Handels-
kammer Frankfurt am Main einzureichen. Anmel-
dungen, die nach dem o. g. Termin eingehen, kön-
nen nicht mehr berücksichtigt werden.

Folgende Auszubildende werden aufgefordert:
- Auszubildende in drei- und dreieinhalbjährigen Aus-
bildungsberufen (außer Isolierer / -in, Textil- und Be-
kleidungsberufe), deren Ausbildung in der Zeit vom 
1. April 2015 bis 31. März 2016 begonnen hat.
- Auszubildende in drei- und dreieinhalbjährigen 
Ausbildungsberufen (außer Isolierer / -in, Textil und 
Bekleidungsberufe), die unter Berücksichtigung der 
Berufsausbildungsjahr- und Berufsfachschul-An-
rechnungsverordnung ihre Ausbildung in der Zeit 
vom 1.  Oktober 2015 bis 1. Oktober 2016 begon-
nen haben.

Prüfungstermine

Die schriftlichen Zwischenprüfungen finden voraus-
sichtlich wie folgt statt:

8. März 2017 
Fachinformatiker / -in, Informatikkaufmann / -frau, IT-
Systemelektroniker / -in, IT-Systemkaufmann / -frau
23. März 2017
Alle Ausbildungsberufe, ausgenommen:
Bauzeichner / -in, IT-Berufe

Praktische und schriftliche Zwischenprüfung
23. März 2017 Bauzeichner / -in 

Praktische Zwischenprüfungen
Die praktischen Prüfungen in den technischen Be-
rufen finden voraussichtlich vom 20. Februar bis 
21. April 2017 statt.

Schriftliche Abschlussprüfung Teil 1
25. April 2017 Mechatroniker / -in
21. März 2017 Metallberufe
22. März 2017 Elektroberufe, Karosserie- und Fahr-
zeugbaumechaniker / -in, Kfz-Mechatroniker / -in

Praktische und schriftliche Abschlussprüfungen 
Teil 1
21. März 2017 Techn. Produktdesigner / -in
22. März 2017 Techn. Systemplaner / -in

Praktische Abschlussprüfungen Teil 1
6. März bis 21. März 2017
Elektroniker / -in für Geräte und Systeme, Elektroni-
ker / -in für Informations- und Systemtechnik, Elek-
troniker / -in für Maschinen- und Antriebstechnik, 
Elektroniker / -in für Betriebstechnik, Fluggerätelek-
troniker / -in

25. April bis 26. Mai 2017
Mechatroniker / -in
22. März bis 21. April 2017
Anlagenmechaniker / -in, Fachpraktiker / -in Zerspa-
nungsmechanik, Fertigungsmechaniker / -in, Flugge-
rätmechaniker / -in, Gießereimechaniker / -in, Indus-
triemechaniker / -in, Konstruktionsmechaniker / -in, 
Technische / -r Modellbauer / -in, Stanz- und Umform-
mechaniker / -in, Verfahrensmechaniker / -in Kunst-
stoff- und Kautschuktechnik, Werkzeugmechani-
ker / -in, Zerspanungsmechaniker / -in

23. März bis 21. April 2017
Karosserie- und Fahrzeugbaumechaniker / -in,  
Kfz-Mechatroniker / -in

Änderungen vorbehalten.

Beachten Sie bitte folgende Hinweise:
- Bei Jugendlichen, die sich zum Zeitpunkt des Er-
halts ihrer Anmeldung zur Zwischenprüfung mindes-
tens zwölf Monate in der Ausbildung befinden, bitte 
die ärztliche Bescheinigung über die erste Nachun-
tersuchung einreichen.
- Über den genauen Zeitpunkt der einzelnen Zwi-
schenprüfungen erhält der Prüfling rechtzeitig eine 
Benachrichtigung, die am Prüfungstag mitzubrin-
gen ist.
- Gemäß § 15 Berufsbildungsgesetz ist der Prüfling 
für die Zeit der Prüfung freizustellen.

Weitere Auskünfte: Robert Röder, Telefon 0 69 / 21 97-
12 35, E-Mail r.roeder@frankfurt-main.ihk.de.

xiszeit erfüllt. Bett Nagel sei sehr 
lernfreudig gewesen, bestätigte 
sein Ausbilder. „Einerseits hat er 
intensiv die deutsche Sprache 
gelernt, aber auch in Bezug auf 
die fachlichen Dinge hat er sich 
schnell und sicher eingefunden“, 
so Heller. Dazu kam noch sein 
persönliches Wesen, seine offene 
und positive Art. „Er hat ja bereits 
viel Vorwissen mitgebracht, aber 
man lernt ja nie aus, also haben 
wir aus meiner Sicht alle davon 
profitiert“, fügte er hinzu. „Für uns 
ist die IHK-Fosa auf jeden Fall ein 
Erfolgsmodell in Sachen Integra-
tion und Fachkräftesicherung.“ 

Gefragt nach den Unterschie-
den zwischen der Arbeitswelt in 
Brasilien und in Deutschland 
erzählte Bett Nagel, dass die 

Deutschen Wert auf Pünktlich-
keit legten und er aus Brasilien 
die Fähigkeit zum Improvisieren 
mitbringe. Das komme ihm bei 
seiner jetzigen Tätigkeit zugute, 
wenn er zuständig für die Be-
leuchtung am Set für Film- und 
Fernsehproduktionen arbeite. Er 
freut sich darüber, dass er die 
volle Anerkennung in seinem Be-
ruf erhalten hat und damit seine 
Qualifikation gewürdigt wird. ❙

AUTORIN
ROSWITHA 
SOPPER-BANNERT
Referentin, Aus- 
und Weiterbildung, 
IHK Frankfurt
r.sopper@frank-
furt-main.ihk.de

ANERKENNUNGSVERFAHREN IHK-FOSA

Im Zuge des Gleichwertigkeitsfeststellungsverfahrens prüft die IHK-
Fosa (Foreign Skills Approval), ob wesentliche Unterschiede zwischen 
der im Ausland erworbenen Berufsqualifikation und der deutschen 
Referenzqualifikation bestehen. Hauptkriterien für den Vergleich sind 
Inhalt und Dauer der Ausbildung sowie die Frage, ob gegebenenfalls 
abweichende Kenntnisse und Fertigkeiten für die Ausübung des je-
weiligen Berufes in Deutschland entscheidend sind. Eine vollständi-
ge Übereinstimmung mit dem deutschen Referenzberuf ist also nicht 
erforderlich. Wenn wesentliche Unterschiede zwischen der auslän-
dischen und deutschen Ausbildung bestehen, prüft die IHK-Fosa, ob 
diese Unterschiede durch nachgewiesene Berufserfahrung oder wei-
tere Befähigungsnachweise (zum Beispiel Weiterbildungen) ausge-
glichen werden können. Die IHK-Fosa prüft die Gleichwertigkeit an-
hand der vorgelegten Unterlagen, sie kann sich aber auch anderer 
Methoden und Informationsquellen bedienen (beispielsweise Re-
cherche im Herkunftsland). Wenn die Unterlagen für die Gleichwer-
tigkeitsprüfung nicht ausreichen, können vom Antragsteller weitere 
Informationen verlangt werden (zum Beispiel Ausbildungsordnun-
gen oder andere Dokumente, die über Inhalt und Dauer der auslän-
dischen Ausbildung Aufschluss geben könnten). Nach Abschluss des 
Gleichwertigkeitsfeststellungsverfahrens stellt die IHK-Fosa einen of-
fiziellen und rechtssicheren Bescheid aus. Weitere Infos online unter 
www.frankfurt-main.ihk.de/fosa.
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GEBRÜDER HEINEMANN

DEN BILDUNGSNERV GETROFFEN
Hessens Wirtschaftsminister Tarek Al-Wazir und die stellvertretende IHK-Präsidentin, Karen Hoyndorf, ehrten das 
 Einzelhandelsunternehmen Gebrüder Heinemann für eine vorbildliche Mitarbeiterbindung am Standort Frankfurt.

Auf ein oft unbeachtetes Fach-
kräftepotenzial machten der hes-
sische Wirtschaftsminister Tarek 
Al-Wazir und die stellvertretende 
IHK-Präsidentin Karen Hoyndorf 
beim Unternehmen Gebrüder Hei-
nemann am Flughafen Frankfurt 
aufmerksam: Mit der Überrei-
chung von IHK-Zeugnissen an 
18 Mitarbeiter der Frankfurter 
Niederlassung des Hamburger 
Handelshauses würdigten sie des-
sen Anstrengungen, Quereinstei-
gern und Angelernten zu einem 
Berufsabschluss zu verhelfen. 
Das sei eine gute Investition in 
die Bindung von Mitarbeitern, 
lobte Al-Wazir. 

Gebrüder Heinemann, das ein-
zige Familienunternehmen unter 
den Global Playern der Duty-Free-
Branche und Europas Marktfüh-
rer, hatte ein Jahr lang eigene 
Beschäftigte im Alter zwischen 
28 und 54 Jahren gezielt auf die 
IHK-Abschlussprüfung Kaufleu-
te im Einzelhandel vorbereitet. 
Zunächst hätten die Personal-
verantwortlichen mit wesentlich 
weniger Interessenten gerechnet, 
berichtete Volker Moser, Perso-
nalleiter am Standort Frankfurt. 
Mit dem Angebot habe man wohl 
den Bildungsnerv der Mitarbeiter 
getroffen, da sich über 20 Be-
schäftigte angemeldet hätten. 

„Die Potenziale der eigenen 
Belegschaft zu erschließen, ist ein 
naheliegender und nachhaltiger 
Weg, den eigenen Fachkräftebe-
darf zu sichern“, sagte Al-Wazir. 
Bei Gebrüder Heinemann hätte die 
Unternehmensführung dies früh 
erkannt. „Ich kann Hessens Un-
ternehmen nur ermuntern, diesem 
Beispiel zu folgen: Je qualifizierter 
die Mitarbeiter, desto produkti-
ver und innovativer die Firma.“ 
Hoyndorf lobte die Eigeninitia-
tive des Frankfurter Standorts: 
„Sie haben erkannt, dass man in 
Fachkräfte investieren muss und 
dass die Fachkräfte oft direkt vor 
der Haustür beziehungsweise im 
eigenen Unternehmen zu finden 
sind.“ Auch für die Beschäftig-
ten sei ein Berufsabschluss ein 
wichtiger Schritt, so Hoyndorf. 
„Für Menschen ohne Abschluss 
geht es auch um soziale Aner-
kennung.“ Berufliche Perspektiven 
und Entwicklungsmöglichkeiten 
seien für jeden Menschen ein 

wichtiger Bestandteil seiner 
Lebenszufriedenheit. 

In über 30 Seminartagen 
innerhalb eines Jahres hat das 
Team von Heinemann unter Feder-
führung von Ausbildungsleiterin 
Nina May seine 18 Beschäftig-
ten, darunter 13 Frauen, wei-
tergebildet. Hierzu wurden die 
Teilnehmer entweder freigestellt 
oder sie haben in ihrer Freizeit 
Kurse besucht, um sich auf die 
reguläre IHK-Abschlussprüfung 
im Einzelhandel im Sortiment 
Parfüm oder Genussmittel vor-
zubereiten. Verbunden wurde der 
Lehrgang mit dem innerbetrieb-
lichen Unterricht für die eigenen 
Auszubildenden, die zwölf der 
Seminartage mitgestalteten und 
aus dem Berufsschulunterricht 
Stoff miteinbrachten. 

Am Standort Frankfurt be-
schäftigt das in Hamburg an-
gesiedelte Familienunterneh-
men 750 Mitarbeiter, darunter 
34 Auszubildende. In 28 Ländern 

PROGRAMM PROABSCHLUSS

Unternehmen, die ihren Mitarbeitern die Möglichkeit geben möchten, 
einen fehlenden Berufsabschluss nachzuholen, können sich im Rah-
men des Programms ProAbschluss über Herangehensweise und Förder-
möglichkeiten kostenlos von Bildungscoaches der IHK Frankfurt bera-
ten lassen. Kontakt: Frank Brückner, Telefon 0 69 / 21 97-15 52, E-Mail 
f.brückner@frankfurt-main.ihk.de, und Hasan Kara, Telefon 0 69 / 21 97-
12 54, E-Mail h.kara@frankfurt-main.ihk.de.

18 Mitarbeiter der Firma Gebrüder Heinemann, Frankfurt, haben die IHK-
Abschlussprüfung Kaufleute im Einzelhandel erfolgreich bestanden. FO
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sind über 6 000 Mitarbeiter im 
internationalen Reisemarkt einge-
setzt. „Mit dieser Initiative haben 
wir zwei für uns enorm wichti-
ge Ziele erreicht: Wir konnten 
unseren Mitarbeitern ein sehr 
wertiges Weiterbildungsangebot 
für anspruchsvolle Tätigkeiten 
in unseren Shops machen, das 
gleichzeitig für Heinemann in 
Frankfurt einen spürbaren Qua-
litäts- und Motivationssprung 
ausgelöst hat“, resümierte Moser. 

„Sich parallel zu seiner 
Berufstätigkeit weiter zu qua-
lifizieren, verdient größte An-
erkennung“, so Al-Wazir. Aber 
Leistungsbereitschaft lohne 
sich, denn Erwerbstätige ohne 
abgeschlossene Ausbildung sei-
en stärker von Arbeitslosigkeit 
bedroht als ihre Kollegen. Eine 
Nachqualifizierung sei deshalb 

die beste Absicherung gegen den 
Verlust der Beschäftigung. Der 
Wirtschaftsminister wies darauf 
hin, dass in hessischen Unterneh-
men derzeit 320 000 Menschen 
ohne abgeschlossene Berufsaus-
bildung arbeiten. Mit der Doppel-
belastung des berufsbegleitenden 
Lehrgangs hätten die Mitarbeiter 
Ausdauer und Disziplin gezeigt. 
Dies schätze jeder Personalchef, 
sagte Hoyndorf. 

Um mehr Beschäftigte zu mo-
tivieren, ihren Berufsabschluss 
nachzuholen, hat das hessische 
Wirtschaftsministerium im ver-
gangenen Jahr die Initiative Pro-
Abschluss gestartet. Ziel ist es, 
dass möglichst viele Menschen 
ohne formalen Berufsabschluss 
diesen nachholen. Dazu wurde 
ein landesweites Beratungssystem 
aufgebaut. Unternehmen werden 

bezüglich der Herangehensweise, 
Förderungen und Möglichkeiten 
kostenlos beraten, am Standort 
Frankfurt unter anderem durch 
zwei Bildungscoaches der Indus-
trie- und Handelskammer Frank-
furt. Beschäftigte können sich 
die Weiterbildung mit Qualifizie-
rungsschecks in Höhe von bis zu 
4 000 Euro finanzieren lassen. Für 
die Initiative ProAbschluss sind 
bis 2021 rund 33 Millionen Euro 
aus Mitteln des Landes Hessen 
und des Europäischen Sozialfonds 
eingeplant. 

Bisher nimmt jeder zehnte 
Teilnehmer an Prüfungen der IHK 
Frankfurt als sogenannter Ex-
terner teil. Das heißt, dass diese 
Teilnehmer sich außerhalb einer 
regulären Berufsausbildung – die 
im Betrieb und in der Berufsschule 
stattfindet – selber auf die Ab-

schlussprüfungen vorbereiten. 
2015 absolvierten 822 Prüflinge 
die Prüfung, knapp 70 Prozent 
bestanden sie auch. Der größte 
Anteil der Teilnehmer kommt aus 
dem Handel, aus der Gastronomie 
und aus dem Verkehrsgewerbe – 
diese Branchen stellen fast die 
Hälfte der Prüfungsteilnehmer. 
Dieses Jahr haben bereits 539 Be-
schäftigte aus dem Handel an der 
Prüfung teilgenommen, 72 davon 
waren externe Prüfungsteilneh-
mer. ❙

AUTORIN
DR. BRIGITTE 
SCHEUERLE
Geschäftsfüh - 
rerin, Aus- und 
Weiter bildung,  
IHK Frankfurt
b.scheuerle@frank-
furt-main.ihk.de

IHR KARRIEREPLUS
PERSÖNLICH.

Weitere Informationen zu unseren Studiengängen - auch zum Einstieg ohne Abitur - 
erhalten Sie unter 06441 / 2041 - 0 oder auf www.studiumplus.de

PRAXISNAH.
PROFESSIONELL.

DUALES STUDIUM oder WEITERBILDUNG 

Jetzt auch in BAD VILBEL!
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THE MINDFACTORY

TICKET NACH NEU-DELHI GELÖST
David Frank, Daniel Neitzel und Martin Vekony haben einen Lego-Roboter entwickelt, der Verpackungsmüll  
im Onlinehandel reduzieren kann. Die drei Achtklässler des Albert-Einstein-Gymnasiums, Schwalbach, haben  
sich mit diesem Modell für die Teilnahme an der World Robot Olympiad in Neu-Delhi qualifiziert. 

In Deutschland haben Jugendli-
che so viel Taschengeld wie nie 
zuvor. Das meiste landet aber 
nicht auf dem Sparbuch, sondern 
wird für Konsum – vorzugsweise 
Kleidung und Mode – ausge-
geben. Wie kam es, dass ihr 
euch schon als 13-Jährige mit 
den Schattenseiten des Kon-
sumrauschs in der Gesellschaft 
befasst habt?
VEKONY: Das Jahresthema des 
Roboter-Wettbewerbs ist immer 
vorgegeben – diesmal lautet es 
„Rap the Scrap – Roboter redu-

zieren, verwalten und recyclen 
Müll“. Wir haben uns in einem 
Brainstorming für das Thema 
Müllvermeidung entschieden – 
ein Thema, das wir auch aus un-
serem Alltag kennen. Im privaten 
Umfeld haben wir nämlich fest-
gestellt, dass der Onlinehandel 
rasant zunimmt. Nicht nur wir, 
auch unsere Eltern kaufen oft im 
Internet. Meist werden die Waren 
in Kartons geliefert, die viel zu 
groß für den Inhalt sind. Da haben 
wir uns gefragt, was könnte man 
anders machen und einen Roboter 

entwickelt, der die bestellte Ware 
im Versand zunächst ausmisst 
und dann den dazu passenden 
Versandkarton auswählt.

Welche Ideen standen darüber 
hinaus noch zur Diskussion?
NEITZEL: Wir hatten viele nützli-
che Ideen: Beispielsweise Wasser-
filter, die den Plastikmüll aus den 
Meeren fischen und anschließend 
recyclen, oder Abfallsortieran-
lagen, die Metall und Plastik 
mithilfe eines Elektromagneten 
voneinander trennen. Aber da war 

uns dann die Programmierung 
zu simpel. Außerdem sind solche 
Roboterfunktionen so nahelie-
gend, dass vermutlich viele Kon-
kurrenten auch auf diese Ideen 
gekommen sind. Da von der Jury 
unter anderem bewertet wird, 
wie einzigartig die Idee ist, haben 
wir uns anders entschieden. Wir 
wollten ja keine Punkte bei der 
Bewertung von Kreativität und 
Innovation verlieren.

Könnt ihr in einfachen Wort 
erklären, wie euer Roboter 
funktioniert?
VEKONY: Zunächst wird die be-
stellte Ware auf einem Mess-
platz abgelegt. Nach dem Pro-
grammstart tastet ein Sensor das 
gesamte Feld ab und speichert 
die Koordinaten. Der Mess-Ro-
boter übermittelt diese Daten 
an den Transport-Roboter, der 
daraufhin losfährt, die passen-
de Kiste auswählt und an einer 
markierten Fläche ablegt. Das 
von ihm gesendete Bluetooth-
signal wird vom Greif-Roboter 
aufgenommen und die Ware in 
der Verpackung abgelegt. Dann 
gibt der Master, also der Mess-
Roboter, dem Transport-Roboter 
ein Blue toothsignal – das ist der 
Arbeitsauftrag, die Warensen-
dung abzuholen und mit dem 
Paket zur Ausgangsposition 
zurückzufahren. Damit ist die 
Ware sozusagen beim Kunden 
ausgeliefert worden.

Wer euren Roboter in Aktion 
erlebt, vergisst darüber, dass er 
eigentlich aus Lego-Bausteinen 

Spaß am Tüfteln und Programmieren: Bis zur World Robot 
Olympiad in Neu-Delhi wollen Daniel Neitzel, Martin Vekony 
und David Frank (v. l.) ihren Roboter weiter perfektionieren. FO

TO
: P

ET
RA

 M
EN

KE

IHK WirtschaftsForum 10.1652



besteht. Denn sie haben mit den 
bunten, genoppten Legoklötz-
chen früherer Zeiten nur noch 
wenig gemein. Seit 1998 gibt es 
mit den Mindstorms sowie den 
Bausteinen NXT und EV3 auch 
programmierbares Hightech-
Lego und damit die Möglichkeit, 
komplexe Robotersysteme zu 
entwickeln. Besitzen die Lego-
Bausteine alle Funktionalitä-
ten, die ihr für eure Roboter 
benötigt?
FRANK: Die Funktionalität und 
Präzision des Roboters ließe sich 
durch den Einbau von Kame-
ras vermutlich weiter erhöhen. 
Aber diese Funktion gibt es im 
Lego-Programm nicht, deswegen 
mussten wir mit einem Ultra-
schallsensor arbeiten. Und dieses 
Verfahren ist beim Vermessen 
leider nicht so genau wie eine 
Kamera, es gibt häufiger Fehl-
messungen. Drei, vier Monate 
haben wir manchmal bis zu zwölf 
Stunden wöchentlich an diesem 
Modell gebaut, um unter ande-
rem die Messgenauigkeit des 
Ultraschallsensors zu optimieren.

Was der Roboter im Kleinen 
vormacht, könnte sicherlich auch 
großformatig im Onlinehandel 
zum Einsatz kommen. Haben 
bei euch schon Firmen ange-
klopft und sich für das Modell 
interessiert?
VEKONY: Leider nein. Da wir für 
die Teilnahme an der World Robot 
Olympiad in Neu-Delhi ohnehin 
noch auf der Suche nach weiteren 
Sponsoren sind, die einen Teil der 
Reisekosten und Teilnahmege-
bühren übernehmen, haben wir 
unter anderem bei führenden 
Onlinehändlern angefragt und bei 
dieser Gelegenheit unser Modell 
vorgestellt. Leider unterstützen 
sie keine Jugendprojekte – und 
wir haben bei dieser Gelegenheit 
erfahren, dass auch bei Online-
riesen an ähnlichen Modellen 
gearbeitet wird. 

Bei der World Robot Olympiad 
gibt es drei Kategorien, nämlich 
Regular, Football und Open. Ihr 
tretet als Team The Mindfactory 
in der Open Category an. Was ist 
das Besondere daran?
NEITZEL: In dieser Kategorie kann 
man sowohl Lego-Technik-Bau-
steine als auch Lego-Mindstorms, 
programmierbare Controller, be-
nutzen, Baumaterialien wie Holz 
oder Kunststoff sind ebenfalls 
erlaubt. Man muss mindestens 
einen Mindstorms verbauen, 
ansonsten ist man bei der Pro-
grammierung frei. Bei den beiden 
anderen Kategorien sind die Teil-
nehmer strikt an Lego gebunden, 
es werden dort sogar die Bausätze 
und -teile vorgegeben. 

Mit einem Sieg in der Regional-
runde des Roboter-Wettbewerbs 
in Gießen habt ihr die teilweise 
sogar deutlich ältere Konkurrenz 
hinter euch gelassen und mit 
Platz drei im Deutschlandfi-
nale in Ludwigshafen seid ihr 
für das Weltfinale der World 
Robot Olympiad in Neu-Delhi 
qualifiziert. Was hat die Jury 
überzeugt?
FRANK: Unser Eindruck war, dass 
die Jury unsere Idee sehr exotisch 
fand, weil wir uns dem Thema völ-
lig anders genähert haben als die 
Konkurrenten. Etwa 80 Prozent 
der Teilnehmer haben Roboter 
entwickelt, die Müll einsammeln. 
Unser Ansatz ist aber, Verpackun-
gen auf ein Minimum zu reduzie-
ren. Es ist immer am besten, dass 
Müll erst gar nicht entsteht.

Wie groß ist das Teilnehmerfeld 
in Neu-Delhi und damit eure 
Konkurrenz?
NEITZEL: Beim Weltfinale treten 
in den vier Kategorien 500 Teams 
aus 56 Ländern an, darunter 
auch 16 Teams aus Deutschland. 
In unserer Kategorie starten in 
Indien noch etwa 200 weitere 
Teams, darunter vier deutsche. 

The Mindfactory ist aber das 
einzige Hessenteam in der Open 
Category.

Wie bereitet ihr euch auf das 
Weltfinale in Indien vor?
NEITZEL: Wir werden dort einen 
kleinen Stand bekommen, wo 
wir der Jury unseren Roboter in 
englischer Sprache präsentieren. 
Da wir an der Albert-Einstein-
Schule mit Französisch als erster 
Fremdsprache beginnen und erst 
seit einem Jahr auch Englisch 
lernen, müssen wir vor allem das 
technische Englisch bis zum Finale 
noch verbessern. Derzeit bekom-
men wir von der Schule sozusagen 
Nachhilfe.
FRANK: Christina Holtorf, die 
an unserer Schule englischspra-
chigen naturwissenschaftlichen 
Unterricht gibt, macht uns in 
einem Englisch-Crash-Kurs fit 
für Neu-Delhi. Sie hat einen 
Arbeits- und Zeitplan entwi-

ckelt. Zu Übungszwecken stel-
len wir unseren Roboter auch 
im Leistungskurs Englisch und 
im Arbeitskreis Wissenschaft-
Technologie-Wirtschaft des Kul-
turkreises Schwalbach vor.

Habt ihr schon ein neues Projekt 
geplant?
VEKONY: Nein, denn wir möchten 
die Funktionen des Roboters bis 
zum Finale in Neu-Delhi noch 
erweitern. Bis dahin soll er nicht 
nur einen, sondern zumindest 
zwei Gegenstände erkennen und 
vermessen können. Der Transport-
Roboter soll auf den geraden 
Linien schnell fahren und in den 
Kurven die Geschwindigkeit re-
duzieren. Und wir arbeiten auch 
noch an einer Kiste mit aufblas-
barer und wiederverwendbarer 
Polsterung, die statt der üblichen 
Styroporchips die zerbrechlichen 
Waren schützt und damit Plastik-
müll vermeidet. ❙

INTERVIEW
DETLEV OSTERLOH 
Geschäftsführer,  
Innovation und Um-
welt, IHK Frankfurt
d.osterloh@frank- 
furt-main.ihk.de

PETRA MENKE
Chefredakteurin, 
IHK Wirtschafts- 
Forum, Unterneh- 
mermagazin der  
IHK Frankfurt
p.menke@frank- 
furt-main.ihk.de

 „Es ist bedauerlich, dass Informatik in 
hessischen Schulen in den Unter- und 
Mittelstufen immer noch kein verpflich-
tendes Unterrichtsfach ist. Diesen Man-
gel versuchen wir an der Albert-Einstein-
Schule durch Wahlpflicht-Unterricht ab 
der neunten Klasse und Arbeitsgruppen 
abzudecken. Denn wie auch Ranga Yo-
geshwar, Wissenschaftsjournalist und 
Physiker, bei den Schwalbacher Gesprä-
chen von Procter & Gamble betonte: Wir 

können das Programmieren nicht Silicon Valley überlassen. Es ist 
unsere Aufgabe, den Erfindergeist schon bei jungen Menschen zu 
wecken, um uns dadurch für die Zukunft einen Innovations- und 
Wettbewerbsvorsprung zu sichern.“
Anke Horn, Schulleiterin, Albert-Einstein-Schule, Schwalbach
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E-MAIL-MARKETING

KEINE ZWEITE CHANCE
Newsletterabonnenten bergen ein enormes Potenzial zur Neukundengewinnung und Umsatzsteigerung. Aber nur 
 richtig eingesetzt können Unternehmen mit diesem Instrument zukünftige Kundenbeziehungen positiv prägen.

Mehr Umsatz durch einen guten 
ersten Eindruck. Klingt einfach? 
Ist es auch, wenn Unternehmen 
vor allem im E-Mail-Marketing 
ein paar grundlegende Dinge be-
achten: Digital verhalten sich 
Unternehmen gegenüber neuen 
Kunden manchmal anders als in 
der realen Welt. Kundenorien-
tierte Ansprache – in der Reali-
tät Grundvoraussetzung – wird 
gerade im E-Mail-Marketing oft 
vernachlässigt. Dabei könnten 
Unternehmen hier kostengünstig 
das Interesse von Newsletteremp-
fängern für sich nutzen und den 
Abonnenten von sich überzeugen. 

Direkt nach der Registrierung 
ist dessen Interesse am Unterneh-

men so groß wie nie. Dennoch 
landet anstatt eines Dankeschöns 
für das Interesse am Unterneh-
men im Kundenpostfach häufig 
nichts als eine lieblose E-Mail 
mit inhaltsleeren Standardfor-
mulierungen. Der Ersteindruck? 
Enttäuschend.

Der erste Eindruck zählt
Begrüßungs-E-Mails oder Wel-
come-E-Mails sind E-Mails, 
die ein Newsletterabonnent 
oder Neukunde direkt nach der 
Bestätigungs-E-Mail für seine 
Registrierung oder nach seinem 
Kauf erhält. Es gilt wie beim per-
sönlichen Kennenlernen die Re-
gel: Für den Ersteindruck gibt es 

auch online keine zweite Chance. 
Begrüßungs-E-Mails werden im 
Schnitt bis zu viermal häufiger 
geöffnet und weisen eine bis zu 
fünfmal höhere Klickrate auf als 
normale Werbe-E-Mails. 

Der Abverkauf sollte anfäng-
lich nicht im Fokus stehen. Ziel 
ist der Aufbau von Sympathie 

und Vertrauen: Unternehmen 
haben mit Willkommens-E-Mails 
die Chance, ihrem Abonnenten 
digital die Hand zu reichen und 
sich vorzustellen. Zudem ist die 
Bereitschaft des Kunden, etwas 
über sich selbst preiszugeben 
(Interessen, Vorlieben, konkre-
te Kaufabsichten), gerade sehr 

E-MAIL-MARKETING: DER PERFEKTE ERSTE EINDRUCK

❙❙ Absender muss klar zu erkennen sein (seriöse E-Mail-Adresse)
❙❙ einladende Betreffzeile
❙❙ personalisierte Ansprache 
❙❙ ❙Regeln des persönlichen Gesprächs beachten: Vorstellung des Unter-

nehmens, kundenrelevante Inhalte, Willkommensrabatte
❙❙ ❙Vorlieben des Empfängers abfragen und für die weitere Kommunika-

tion nutzen
❙❙ zeitnahe Versendung der Willkommens-E-Mail
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hoch. Diese Informationen sind 
unbezahlbar und können später 
im Zuge von E-Mail-Marketing-
Maßnahmen, beispielsweise für 
personalisierte Kampagnen, ge-
nutzt werden. 

Einen Mehrwert bieten
Ein höflicher Verkäufer sorgt 
stationär für eine angenehme 
Atmosphäre und prägt ein po-
sitives Unternehmensbild. In der 
Begrüßungs-E-Mail ersetzt die 
gut formulierte Betreffzeile die 
ersten freundlichen Worte. Sie 
sollte kurz und kreativ gestaltet 
sein. Wichtig: Das Unternehmen 
muss als Absender klar zu erken-
nen sein, eine seriöse E-Mail-
Adresse ist Pflicht. 

Am Anfang der Kundenbe-
ziehung sollten Unternehmen 
die Chance nutzen, sich und ihre 
Ansprechpartner vorzustellen und 

dem Kunden einen Mehrwert zu 
bieten, indem spannende Fakten 
rund um die Herstellung der Pro-
dukte oder Besonderheiten von 
Dienstleistungen erzählt werden. 
Die Kundenbrille nicht vergessen: 
Welche Informationen sind rele-
vant, warum bieten Sie die beste 
Lösung an? Der Abonnent möchte 
an dieser Stelle sehen, dass seine 
Newsletterregistrierung die rich-
tige Entscheidung war.

Werden in der Begrüßungs- 
 E-Mail kundenrelevanter Inhalt 
mit einer individuellen und per-
sönlichen Anrede kombiniert und 
anschließend die Interessen des 
Empfängers abgefragt, ist die 
gegenseitige Vorstellungsrun-
de perfekt. Hier wichtig: Wenn 
Interessen abgefragt werden, 
sollten zukünftige Kampagnen 
auch darauf ausgerichtet werden. 
Zuletzt sind Kennenlernrabatte 

oder spezielle Willkommensgut-
scheine eine gute Möglichkeit, 
den Empfänger zum Erstkauf zu 
bewegen. Sie werden überdurch-
schnittlich positiv wahrgenom-
men und eingelöst.

Perfektes Timing
Auch im E-Mail-Marketing ist 
das Timing entscheidend. Der 
Versand sollte idealerweise in 
Realtime erfolgen: Der Abon-
nent erhält direkt nach seiner 
Registrierung und der Opt-in-
E-Mail seine erste Willkom-
mens-E-Mail. Diese Versandart 
setzt eine systemseitige Mar-
ketingautomation voraus und 
ist vorzuziehen. Heutzutage 
verfügen fast alle E-Mail-Tools 
über diese Funktion, sodass der 
Willkommensdialog ohne viel 
Aufwand einmal erstellt und 
direkt nach Registrierung an den 

Abonnenten versendet werden 
kann. In Realtime versendete 
Begrüßungs-E-Mails weisen 
eine deutlich höhere Öffnungs- 
und Klickrate auf als in Chargen 
versendete E-Mails.

Der erste Eindruck entschei-
det über die zukünftige Kunden-
Unternehmens-Beziehung. Auch 
bei einer digitalen Begrüßung 
sorgen kundenorientiertes Auf-
treten und relevanter Inhalt für 
einen positiven Ersteindruck. Und 
im Idealfall ist es der Anfang einer 
wunderbaren Beziehung. ❙

AUTORIN
CORINA HEINZ
Referentin,  
BIEG Hessen,  
c/o IHK Frankfurt
corina.heinz@
bieg-hessen.de
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IN ZusammeNarbeIt mIt Deutsche buNDesbaNk

facettenreiches deutschland
17. Oktober bis 1. Dezember 2016 in Frankfurt am Main

Das vollständige Programm der EUROPA-KULTURTAGE der EZB 2016 
finden Sie auf folgender Website: www.ecb-culturaldays.eu 

Info-Hotline: 069-1344 5555, Mo.-Fr. 10.00-17.00 Uhr Weitere Informationen zu den EUROPA-KULTUR-
TAGEN 2016 finden Sie auch im IHK-Newsletter 
(www.frankfurt-main.ihk.de/newsletter).
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ELEKTROMOBILITÄT

AM STECKER TANKEN
Elektromobilität ist in der Unternehmenswirklichkeit angekommen. Beispiele  
erfolgreicher Umsetzungen elektromobiler Lösungen finden sich immer mehr. Auch  
in FrankfurtRheinMain tanken Unternehmensflotten bereits häufiger am Stecker.

Ein Teil der Unternehmensflot-
te des Beratungsunternehmens 
Bridging IT tankt schon am Ste-
cker. Zehn Prozent der insge-
samt 200 Firmenwagen sind nach 
Angaben von Geschäftsführer 
Klaus Baumgärtner Fahrzeuge mit 
vollelektrischem Antrieb. „Obwohl 
die Firma nichts dazuzahlt“, be-
teuerte Baumgärtner in seinem 
Vortrag auf der Veranstaltung 
Elektromobil in die Zukunft in 
der IHK Frankfurt, die zusammen 
mit dem Regionalverband Frank-
furtRheinMain, der HA Hessen 
Agentur und der Wirtschaftsför-
derung Frankfurt durchgeführt 
wurde. 

Die Flotte der Mannheimer 
IT-Firma Bridging IT ist eine der 
bisher größten im Lande, also ein 
Pionier. Die Firma hat sich für 
das hochpreisige Model S von 

Tesla entschieden. Elektroautos 
und Verbrennungsmotoren-Au-
tos werden in fast jeder Hinsicht 
gleich behandelt, die Kosten wer-
den zum BMW520 gebenchmarkt. 
Zum höherpreisigen Tesla-Modell 
bleibt ein Unterschied von rund 
500 Euro pro Monat, der durch 
eine Zuzahlung von 150 Euro 
durch den Mitarbeiter und eine 
Anhebung des individuellen Leis-
tungsziels ausgeglichen wird. 

Baumgärtner hat alle Teile des 
E-Dienstwagen-Managements 
systematisch durchgeplant, selbst 
die Aufladestation im Privathaus 
des Mitarbeiters. Und alles wird 
gemessen: Nur 27 Prozent des 
Strombedarfs wird an den kos-
tenfreien Tesla-Aufladestationen 
entlang der Autobahnen getankt, 
der überwiegende Strom wird 
nachts zu Hause aufgeladen. 

Jeder E-Dienstwagen-fahrende 
Mitarbeiter bringt es auf 30 000 
Kilometer pro Monat, dienstlich 
und privat. 

Die Firma nutzt viele Mög-
lichkeiten, Emissionen zu sen-
ken und einen aktiven Beitrag 
zur CO2-Reduktion zu leisten. 
Im Durchschnitt erreicht die Fir-
menflotte einen CO2-Ausstoß von 
116 Gramm pro Kilometer. Durch 
bisher 570 000 rein elektrisch ge-
fahrene Kilometer (Stand Dezem-
ber 2015) konnten über 75 Tonnen 
an CO2 eingespart werden. 

Auf der Veranstaltung fand 
dieses Beispiel großes Interes-
se. IHK-Geschäftsführer Detlev 
Osterloh stellte das Beispiel in 
den energiepolitischen Kontext: 
„Elektromobilität ist im Verkehr, 
was die Digitalisierung in der 
Wirtschaft ist. Sie wird auf je-

den Fall kommen – wenn auch 
langsam.“

Nach Einschätzung von Lud-
ger Stüve, Direktor des Regional-
verbands, ist mit dem Diesel-Gate 
von Volkswagen die Ära der Die-
selfahrzeuge zu Ende gegangen: 
„Es folgt die Ära der Elektromo-
bilität.“ Damit allerdings das Ziel 
der Bundesregierung von einer 
Million Elektroautos und Plug-in-
Hybriden bis 2020 erreicht werde, 
müssten noch große Anstrengun-
gen unternommen werden. Es 
helfe sicher, wenn immer mehr 
Menschen auch das Erlebnis der 
Elektromobilität erfahren. „Wer 
jemals ein Elektroauto beschleu-
nigt hat, will nichts anderes mehr 
fahren.“ Zudem würden die Ein-
stiegspreise in die Elektromobilität 
noch als hoch wahrgenommen. 
Ob das mit den Kaufprämien 
verändert werden könne, werde 
sich erst zeigen. Ein Hindernis 
sei auch die noch lückenhafte 
Ladeinfrastruktur.

Emotionalität ist nach Dar-
stellung von Kurt Sigl, Präsi-
dent des BEM Bundesverband 
E-Mobilität, ein genauso guter 
Treiber wie das rationale Rechnen 
in CO2-Werten und die Kaufprä-
mie. Elektromobiles Fahren sei 
zudem eine Überzeugungssache: 
„Reichweite ist nicht mehr das 
Thema, denn ein Viertel der Autos 
in Deutschland sind Zweit- und 
Drittwagen und fahren pro Tag 
im Schnitt nur 28 Kilometer.“ Das 
schafften heute selbst die kleinen 
Elektrofahrzeuge spielend. Im Üb-
rigen solle man nicht nur auf die 
Autos, sondern auch andere Elek-
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Der Anteil von Elektroautos an den gesamten Pkw-Neuzu-
lassungen lag im vergangenen Jahr bei unter einem Prozent.
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tromobile schauen. Die Zahl der 
Elektrofahrräder werde in diesem 
Jahr die Marke von drei Millionen 
überschreiten, das Angebot an 
Elektrorollern werde ebenfalls 
zunehmen. Bis Ende Juni seien 
in Deutschland 40 000 vollelekt-
rische Autos zugelassen gewesen, 
und die Kaufprämie werde sicher 
weitere Impulse setzen. 

Die Firma Tesla versteht sich 
nicht nur als Automarke und Bat-
teriebauer, sondern strebt auch die 
geografische Vollab deckung bei 
der Ladeinfrastruktur an. Mit einer 
Batterieladung von 80 Prozent 
solle in jedem Umkreis die nächste 
Ladestation erreicht werden, sagte 
Philipp Hempel von Tesla Motors 
Deutschland. Dafür hat Tesla in 
Europa bereits rund 670 Lade-
standorte mit 4 000 Superchar-
ger-Ladeplätzen eingerichtet und 
baut dieses Netz weiter aus. Der 

Strom wird kostenfrei abgegeben, 
die Ladezeit für eine Reichwei-
te von 270 Kilometern wird mit 
30 Minuten angegeben. „Super-
charging nutzt die Vorteile der 
Batteriearchitektur“, so Hempel. 
Massiv ausgeführte Anschlüsse 
und Kabel, eine spezielle Zellen-
chemie und eine leistungsstarke 
Batteriekühlung sorgten auch bei 
starker Beschleunigung oder beim 
Bergauffahren für einen stabilen 
Stromfluss aus der Batterie.

In der Metropolregion Frank-
furtRheinMain spielt Elektromo-
bilität seit einigen Jahren eine 
wichtige Rolle. So werden am 
Frankfurter Flughafen Technolo-
gieprojekte mit dem Schwerpunkt 
Logistikketten erprobt – mit dem 
Ziel der Reduktion von Emissio-
nen bei der Flugzeugabfertigung 
und den hierfür nötigen Boden-
verkehren. Anja Georgi, Leiterin 

der Projektstelle Elektromobili-
tät RheinMain, berichtete von 
weiteren unternehmerischen 
Entwicklungen im Umfeld des 
Flughafens. Inhaltlich würden 
im Rahmen der Allianz Elek-
tromobilität durch technische 
Innovationen niederschwellige 
Angebote für unterschiedliche 
Kunden der Elektromobilität an-
geboten und erprobt. Darüber-
hinaus werde ein einheitlicher 
Zugang bei externer Nutzung des 
Fahrzeugpools – wie beispielswei-
se Buchungsplattform und Zu-
gangstechnologie in Kombination 
mit dem E-Ticket der regionalen 
Verkehrsverbünde – angestrebt.

Kritisch zur Perspektive der 
Elektromobilität äußerte sich Eric 
Heymann, Analyst der Deutsche 
Bank Research: „Kaufprämien für 
Elektroautos sind nicht der Weis-
heit letzter Schluss.“ Die Nach-

frage nach Elektroautos sei in 
Deutschland nach wie vor gering. 
Ihr Anteil an den gesamten Pkw-
Neuzulassungen lag 2015 unter 
einem Prozent. Den Autokäufer 
durch staatliche Kaufprämien 
quasi „zu seinem Glück zu zwin-
gen“, sei nicht der Weisheit letzter 
Schluss. Erst wenn das Gesamt-
paket bei Elektroautos stimme 
(Anschaffungspreis, Reichweite 
und Aspekte wie Design, Sicher-
heit, Komfort), würden mehr und 
mehr Kunden von ganz alleine 
zugreifen.  ❙

www.engelbert-strauss.de 
engelbert strauss GmbH & Co. KG | Frankfurter Straße 98-108 | 

63599 Biebergemünd | Tel. 0 60 50 - 97 10 12

C

M

Y

CM

MY

CY

CMY

K

IHK_185x124mm.pdf   1   21.09.2016   08:06:17

IHK WirtschaftsForum 10.16 57

 Innovation und Umwelt



ARGENTINIEN

NEUE ZEITRECHNUNG
Mit der Wahl von Maurizio Macri zum neuen Präsidenten Argentiniens im November vergangenen Jahres hat die 
 Bevölkerung im Land der Gauchos auch für einen Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik gestimmt. 

Nach zwölf Jahren Präsident-
schaft, in der zunächst Néstor 
Kirchner und anschließend Cris-
tina Fernández de Kirchner eine 
zunehmend staatlich gesteuerte 
Ausrichtung verfolgt haben, wird 
mit der Wahl von Maurizio Macri 
zum neuen Präsidenten Argenti-
niens den Marktkräften wieder 
ein spürbar höherer Stellenwert 
eingeräumt.

Sichtbar wird dies unter ande-
rem daran, dass die Aufhebung der 
Restriktionen im Devisenhandel 
Mitte Dezember zu den ersten 
Handlungen der neuen Regie-
rung gehörte. Als Reaktion auf die 
Freigabe des Wechselkurses wer-
tete der Argentinische Peso zum 
US-Dollar in der Spitze um fast 
30 Prozent ab. Zu den Maßnah-
men, mit denen Verzerrungen der 

Wirtschaft verringert und die Ent-
faltung neuer Wachstumskräfte 
erleichtert werden sollen, gehört 
auch der Abbau von Exportzöllen 
für wichtige landwirtschaftliche 
Produkte. Damit möchte die Re-
gierung gleichzeitig die Exporte 
steigern und Deviseneinnahmen 
erhöhen.

Zu den wichtigsten bisherigen 
Erfolgen des neuen Präsidenten 
gehört, dass er nach schwierigen 
Verhandlungen und mit Zustim-
mung amerikanischer Gerichte 
den Konflikt mit mehreren Hedge-
fonds über die Rückzahlung von 
ausgefallenen Anleihen, die noch 
nicht umgeschuldet worden wa-
ren, im Frühjahr beenden konnte. 
Die Lösung des seit rund 15 Jah-
ren andauernden Schuldenpro-
blems ermöglichte kurz danach 

die Rückkehr Argentiniens an die 
Kapitalmärkte.

Reformen wirken 
zeitverzögert
Trotz fehlender eigener Mehrheit 
im Parlament setzte Präsident 
Macri auch unpopuläre Maß-
nahmen durch, wie den Abbau 
von Subventionen für Strom, Gas, 
Wasser und den öffentlichen Nah-
verkehr. Die Erfahrungen aus an-
deren Ländern mit strukturellen 
Reformen zeigen aber, dass die 
gewünschten positiven Effekte 
der notwendigen Anpassungen, 
wie ein stärkeres Wirtschafts-
wachstum und eine Zunahme der 
Beschäftigung, erst mit teilweise 
größerer zeitlicher Verzögerung 
eintreten. 

Für das Gesamtjahr 2016 ist 
daher ein weiterer leichter Rück-
gang des BIP um rund ein Prozent 
möglich, gleichzeitig könnte sich 
in der zweiten Jahreshälfte der 
Aufschwung bereits ankündigen. 
Die verbesserten Rahmenbedin-
gungen sollten sich positiv auf 
das Investitionsklima auswirken, 
zumal die Abwertung des Peso 
die preisliche Wettbewerbsfä-
higkeit der argentinischen Wirt-
schaft verbessert hat. Steigende 
Rohstoffpreise und erste positive 
Impulse aus dem sich gegenwärtig 
in einer Rezession befindenden 
wichtigen Absatzmarkt Brasilien 

könnten diesen Trend verstärken. 
Schließlich möchte die Regierung 
über eine spürbare Ausweitung 
der Ausgaben für Infrastruktu-
rinvestitionen die Konjunktur 
stimulieren.

Im kommenden Jahr dürfte 
die argentinische Wirtschaft dann 
deutlich an Schwung gewinnen 
und könnte um rund drei Pro-
zent wachsen. Dann dürfte die 
Beschäftigung wieder zunehmen 
und die Arbeitslosigkeit entspre-
chend etwas zurückgehen. Wie 
stark die Erholung ausfallen wird, 
hängt auch von der aktuell sehr 
restriktiven Geldpolitik der argen-
tinischen Notenbank ab.

Abnehmende Inflation
Ein kritisches Thema in Argenti-
nien bleibt die Inflation. Nach-
dem die seit Jahren hohe Infla-
tionsrate im ersten Quartal auf 
über 40 Prozent hochschnellte, 
musste die argentinische No-
tenbank mit einer Erhöhung des 
Leitzinses gegensteuern. Seit 
Anfang Juni reduziert die No-
tenbank ihren Leitzins wieder 
vorsichtig. Zum einen konnte 
sich der Argentinische Peso seit 
seinem Tiefpunkt Ende Febru-
ar wieder etwas erholen. Zum 
anderen geht die Inflationsrate 
wieder leicht zurück. Da einma-
lige preistreibende Effekte wie 
der Abbau der Subventionen bei 

WIRTSCHAFTSFORUM ARGENTINIEN
Dienstag, 22. November, 10 bis 15.30 Uhr

Die Teilnahme kostet 65 Euro. Weitere Infos: Monika Goldbach, Telefon 
0 69 / 21 97-12 94, E-Mail m.goldbach@frankfurt-main.ihk.de, Anmel-
dung online unter www.frankfurt-main.ihk.de/veranstaltungen.

Blick auf Buenos Aires.
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der Ermittlung der Inflationsrate 
basisbedingt erst im nächsten 
Jahr wegfallen, dürfte sie im 
Gesamtjahr 2016 bei deutlich 
über 30 Prozent liegen und erst 
im nächsten Jahr in Richtung 
20 Prozent zurückgehen.

Die argentinische Notenbank 
wird die Entwicklung der Inflati-
onsrate weiterhin genau beob-
achten. Sie hat seit September 
den Auftrag, ihr Augenmerk vor 
allem auf die Preisstabilität zu 
richten und sich zukünftig weni-
ger am Wechselkurs des Argenti-
nischen Peso zu orientieren. Ziel 
der Notenbank ist, die Inflation bis 
2019 auf fünf Prozent mit einer 
Schwankungsbreite von 1,5 Pro-
zentpunkten zu senken.

Die von der neuen Regierung 
ergriffenen Maßnahmen - wie der 
Abbau der Subventionen, die im 
vergangenen Jahr bei rund sechs 
Prozent der Wirtschaftsleistung 

lagen - sind für die mittelfristige 
Verbesserung der öffentlichen 
Finanzen unerlässlich. Um die 
sozialen Auswirkungen der Re-
formmaßnahmen und den Unmut 
in der Bevölkerung zu begren-
zen, geht die neue Regierung bei 
der Konsolidierung der Finanzen 
vorsichtig vor. So sollen die Ren-
ten deutlich angehoben werden. 
Gleichzeitig werden Bezieher 
niedriger Einkommen entlastet. 
Daher dürfte die Neuverschul-
dung von mehr als sechs Pro-
zent der Wirtschaftsleistung in 
2015 erst im nächsten Jahr leicht 
zurückgehen.

Geringe 
Staatsverschuldung
Einige Pluspunkte erleichtern 
Argentinien die Bewältigung 
der großen Herausforderungen. 
Hierzu gehört die relativ geringe 
Staatsverschuldung von knapp 

17 Prozent der Wirtschaftsleis-
tung Ende 2015. Dies geht darauf 
zurück, dass zusätzliche Staats-
ausgaben in den vergangenen 
Jahren häufig über die Notenbank 
finanziert wurden und dies mit zur 
hohen Inflation beigetragen hat. 
Mit der schrittweisen Abkehr von 
der teilweise monetären Finanzie-
rung der Staatsausgaben wird die 
Staatsverschuldung jedoch wieder 
ansteigen.

Die ebenfalls relativ geringe 
Auslandsverschuldung von knapp 
26 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts Ende 2015 hängt wesentlich 
damit zusammen, dass Argentini-
en infolge der ungelösten Schul-
denthematik und der Beschrän-
kungen des Kapitalverkehrs in den 
vergangenen Jahren kaum Kapital 
aus dem Ausland erhalten hat. Mit 
der Rückkehr an den Kapitalmarkt 
nimmt die Auslandsverschuldung 
allerdings wieder zu. 

Die außenwirtschaftliche Sei-
te bleibt dennoch vorerst eine 
Achillesferse Argentiniens. Zum 
einen befinden sich die Wäh-
rungsreserven unverändert auf 
einem sehr niedrigen Niveau. Zum 
anderen weist das Land trotz der 
Beschränkungen in den vergan-
genen Jahren ein Leistungsbilanz-
defizit von rund zwei Prozent der 
Wirtschaftsleistung auf. Daher 
kann es bei Verzögerungen im 
notwendigen strukturellen Anpas-
sungsprozess zu einem erneuten 
Druck auf den Argentinischen 
Peso kommen. ❙
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BRASILIEN

KRISE ALS CHANCE
Seit den ersten großen Bürgerprotesten 2013 taumelt der größte Staat der südlichen Hemisphäre von einer Krise  
in die nächste. Immerhin scheint der Tiefpunkt des wirtschaftlichen Abschwungs mittlerweile überwunden zu sein. 

Für 2017 sagen die Wirtschafts-
experten eine leichte Besserung 
voraus, das Bruttoinlandspro-
dukt Brasiliens soll um bis zu 
1,5 Prozent zulegen. Auch die 
Inflation dürfte mit 4,5 Prozent 
deutlich niedriger ausfallen als 
in den beiden Vorjahren. Brasi-
lien ist mit circa 204 Millionen 
Einwohnern eines der größten 
Länder der Welt. Es ist durch die 
dynamische Entwicklung in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten 

eine wirtschaftliche Großmacht 
geworden. Nicht nur die Indust-
rieproduktion, sondern auch der 
Rohstoffreichtum machen die glo-
bale Bedeutung des Landes für die 
Entwicklung der Weltwirtschaft 
aus. Zeitweilig galten die Brics, 
zu denen Brasilien gehört, als die 
Wirtschaftsmächte der Zukunft. 

Das Wirtschaftswachstum, 
das die dynamische Volkswirt-
schaft noch in der ersten Dekade 
des 21. Jahrhunderts auszeich-

nete, ist von einer tiefen Rezes-
sion abgelöst worden. Nach 2015 
wird Brasilien das Jahr 2016 zum 
zweiten Mal in Folge mit einer 
negativen BIP-Entwicklung von 
minus 3,8 Prozent abschließen. 
Die wirtschaftliche Krise geht 
mit einer besorgniserregenden 
politischen Instabilität einher. 
Die Amtsenthebung der linken 
Präsidentin Dilma Rousseff ist 
dabei nur der vorläufige Schluss-
punkt einer langen Kette von Er-
eignissen, die am Ende zu einem 
Machtwechsel in Brasilien geführt 
haben.

Die Gründe für die aktuelle 
Wirtschaftskrise sind vielfältig. 
Brasiliens Wirtschaft ist, trotz 
der guten Diversifizierung, stark 
abhängig von einem einzigen 
Unternehmen. Der Ölkonzern 
Petrobrás, der in den Jahren der 
hohen Ölpreise für sprudelnde 
Staatseinnahmen sorgte und zum 
Wirtschaftsvolumen Brasiliens 
bis zu zehn Prozent beitrug, ist 
angeschlagen. Das liegt zum ei-
nen an den anhaltend niedrigen 
Ölpreisen, die auch andere Länder 
des Kontinents in Mitleidenschaft 
ziehen. Das liegt aber auch da-
ran, dass Petrobrás tief in einen 
umfassenden Korruptionsskandal 
verwickelt ist, der neben dem 
Unternehmen selbst nahezu alle 
Zulieferbranchen betrifft. 

Durch die ausbleibenden Ein-
nahmen aus dem Ölgeschäft ist 
der Staatshaushalt Brasiliens ex-
trem belastet. Auch andere Roh-
stoffunternehmen leiden unter 
niedrigen Preisen, zum Beispiel 
im Bereich der für Brasilien seit 
jeher sehr wichtigen Eisenerzför-

derung und der Stahlherstellung. 
Viele Korruptionsskandale, unter 
anderem auch im Bausektor, ha-
ben das Vertrauen innerhalb der 
brasilianischen Gesellschaft und 
Öffentlichkeit tiefgreifend gestört. 
Zahlreiche Politiker auf Bundes-,   
Landes- und Kommunalebene 
sind inzwischen wegen Korruption 
verurteilt oder angeklagt.

Was die Krise im Land ver-
schärft, ist die stark binnenwirt-
schaftliche Ausrichtung der bra-
silianischen Industrie. Nur sechs 
Prozent der brasilianischen Pro-
duktion geht in den Export. Ver-
antwortlich dafür ist der in den 
Jahren des Aufschwungs starke 
Binnenkonsum, der einherging mit 
einer starken Überbewertung der 
Landeswährung Real. Brasiliani-
sche Produkte waren zu teuer, um 
auf dem Weltmarkt wettbewerbs-
fähig zu sein. Der Binnenkonsum 
konnte das mühelos kompensieren. 
Solange die Wirtschaft wuchs, 
ging diese Rechnung auf, zumal 
die Regierung durch umfangrei-
che Sozial- und Beschäftigungs-
programme dafür sorgte, dass 
viele Menschen aus der Armut 
in die Mittelschicht aufstiegen. 
Gleichzeitig garantierte eine pro-
tektionistische Handelspolitik mit 
hohen Zöllen und ausgeklügelten 
nichttarifären Handelshemmnissen 
dafür, dass importierte Produkte in 
der Regel teurer waren als im Land 
gefertigte. 

Mit dem Absturz des Real 
um bis zu teilweise 30 Prozent 
gegenüber dem Dollar brach der 
Inlandsmarkt ab 2014 weitgehend 
zusammen. Die brasilianische 
Wirtschaft ist bislang nicht in der 

Abschlussfeier der Olympischen Spiele in Brasilien.
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Lage, dem hohen Kaufkraftver-
lust strukturell zu begegnen. Die 
Arbeitslosigkeit ist im Zuge der 
Wirtschaftskrise stark gestiegen, 
von 6,8 Prozent (2015) auf über 
zehn Prozent (2016). 

In der Überwindung des jah-
relangen Protektionismus sieht 
Brasilien inzwischen eine Chan-
ce. Folgerichtig hat das Land den 
Regierungswechsel in Argentinien 
Ende 2015 genutzt, um im Konsens 
mit den übrigen Mitgliedsstaaten 
des Mercosur die lange unterbro-
chenen Verhandlungen über ein 
Freihandelsabkommen zwischen 
der EU und dem Mercosur wieder 
aufzunehmen. Denn: Argentinien 
hatte in den vergangenen Jahren 
eine noch stärker protektionisti-
sche Wirtschaftspolitik verfolgt 
und steht vor den gleichen Struk-
turproblemen wie Brasilien. Beide 
Länder haben gemerkt, dass für 
den langfristigen Erfolg eine viel 
bessere Integration in den Welt-
handel notwendig ist, als bisher 
eingestanden. Sollten die Verhand-
lungen – nach über 20 Jahren – 

zum Erfolg führen, dann ist das ein 
Meilenstein zurück auf dem Weg 
in die Wachstumsspur.

Die deutsch-brasilianischen 
Wirtschaftsbeziehungen sind 
traditionell sehr gut  – etwa 
2 000 deutsche Unternehmen sind 
für etwa 15 Prozent der brasi-
lianischen Industrieproduktion 
verantwortlich. Nachdem sich in 
den wirtschaftlichen Boomjahren 
zwischen 2009 und 2013 über 250 
deutsche Firmen in Brasilien neu 
niedergelassen haben, halten sich 
deutsche Unternehmen derzeit 
mit Neuinvestitionen in Brasilien 
zurück. 

Gerade jetzt lohnt der genaue 
Blick, ob nicht in der Krise ein 
Markteintritt oder eine Investition 
erfolgen soll. Durch den niedrigen 
Real und auch durch die großen 
Schwierigkeiten vieler kleinerer 
oder mittelständischer brasiliani-
scher Unternehmen ist es aktuell 
leichter, Partner zu finden oder 
Anteile an nationalen Unterneh-
men zu erwerben. Dieses anti-
zyklische Handeln setzt voraus, 

dass ein Unternehmen als Investor 
die ökonomische Standfestigkeit 
besitzt, vielleicht einige Jahre 
lang auf nennenswerte operative 
Gewinne zu verzichten. 

Mittelfristig wird die brasi-
lianische Wirtschaft sich wieder 
erholen – schon aufgrund der 
Größe des Landes, seiner jungen 
Bevölkerung und der historisch 
schon oft bewiesenen Fähigkeit, 
tiefe Krisen zu meistern.

Der Turnaround kündigt sich 
in vielen Bereichen bereits an. 
Wann die Wirtschaft tatsäch-
lich wieder wächst, ob in weni-
gen Monaten oder erst in zwei 
Jahren, kann im Moment aber 
niemand seriös voraussagen. 
Brasilien bleibt trotz allem der 
größte Potenzialmarkt Lateiname-
rikas – auch wenn der regionale 
Wettbewerber Mexiko im Moment 
davonzuziehen scheint. Deshalb 
sollten deutsche Unternehmen 
die Entwicklung sorgfältig ver-
folgen und im Auge behalten. Der 
Satz, dass in jeder Krise auch eine 
Chance liegt, ist banal. Im Fall 
Brasiliens zeigt aber ein näherer 
Blick auf die aktuelle Situation, 
dass trotz aller Hiobsbotschaften 
die mittelfristigen Perspektiven 
nicht so schlecht sind. 

Die Aufarbeitung der zahlrei-
chen, teils mehr als zehn Jahre 
zurückliegenden Korruptionsfälle 
ist prinzipiell ein positives Signal, 
trotz der aktuell eindeutig negati-
ven Auswirkungen. Wenn Brasilien 
diesen schmerzhaften, aber not-
wendigen Prozess bis zum Ende 
durchhält und einen nachhaltigen 
Paradigmenwechsel schafft, dann 
gewinnt die Wirtschaft dadurch 
langfristig. Brasiliens Bevölke-
rung hat verstanden, dass einer 
Vermehrung des Wohlstands eine 
wettbewerbsfähige Wirtschaft 
zugrunde liegen muss. Die Politik 
hat erkannt, dass die Sicherstel-
lung dieser Wettbewerbsfähigkeit 
durch die einseitige Konzentra-
tion auf den Binnenkonsum eine 

hochriskante Strategie ist, die 
unmittelbar zu scheitern droht. 

Wie die Fußball-Weltmeis-
terschaft 2014 werden auch die 
Olympischen und Paralympischen 
Spiele helfen, das Image des Lan-
des zu verbessern. Außerdem wer-
den kurzfristig Einnahmen durch 
Tourismus generiert, die das Land 
dringend braucht. Eine der großen 
Stärken Brasiliens ist seine junge, 
im lateinamerikanischen Vergleich 
sehr gut ausgebildete Bevölke-
rung. Dieses sofort verfügbare 
Reservoir guter Fachkräfte kann 
ein Wirtschaftswachstum nach-
haltig unterstützen. Viele quali-
fizierte Facharbeiter haben ihre 
Arbeit verloren und warten auf die 
Gelegenheit, wieder loszulegen. 

Kurzfristig ist wichtig, dass 
Brasilien über eine handlungsfä-
hige Regierung mit einer stabi-
len parlamentarischen Mehrheit 
verfügt, die sich mit Energie und 
Pragmatismus an die Lösung der 
dringendsten strukturellen Prob-
leme macht. Dann wird sich die 
brasilianische Wirtschaft erholen 
und wieder wachsen. ❙

AUTOR
DR. MARK 
HEINZEL
Referatsleiter  
Nord- und 
Südamerika, 
DIHK, Berlin
heinzel.mark@
dihk.de

FRANKFURTER AUSSENWIRTSCHAFTSKALENDER

IHK-Workshop: Erfolgreiche 
Kommunikation mit arabischen 
Geschäftspartnern
Mittwoch, 5. Oktober, IHK Frank-
furt, 9.30 bis 17.30 Uhr, Telefon 
0 69 / 21 97-14 35

Virtuelle Kommunikation mit 
 chinesischen Geschäftspartnern 
Donnerstag, 6. Oktober,  
IHK Frankfurt, 9.30 bis 17.30 Uhr, 
 Telefon 0 69 / 21 97-14 33

Österreich-Workshop
Donnerstag, 13. Oktober,  
IHK Frankfurt, 9.30 bis 13 Uhr, 
Telefon 0 69 / 21 97-14 60

USA-Workshop: Vertrieb und 
Markterschließung (Fokus Recht)
Freitag, 14. Oktober, IHK Frank-
furt, 9.30 bis 14.15 Uhr, Telefon 
0 69 / 21 97-15 06

Erfolgreiche Kommunikation mit 
japanischen Geschäftspartnern 
Dienstag, 18. Oktober, IHK Frank-
furt, 9.30 bis 17.30 Uhr, Telefon 
0 69 / 21 97-14 33

Wirtschaftstag Australien
Donnerstag, 10. November,  
IHK Frankfurt, 9 bis 14 Uhr,  
Telefon 0 69 / 21 97-14 60

Wirtschaftstag Argentinien
Dienstag, 22. November,  
IHK Frankfurt, 10 bis 15 Uhr,  
Telefon 0 69 / 21 97-15 06

Kanada-Workshop
Dienstag, 13. Dezember,  
IHK Frankfurt, 9.30 bis 13 Uhr, 
Telefon 0 69 / 21 97-15 06

Weitere Infos und Anmeldung zu 
den Veranstaltungen online unter 
www.frankfurt-main.ihk.de/ver-
anstaltungen.de. Die Teilnahme 
an den Veranstaltungen ist teil-
weise gebührenpflichtig. 

Raum 
mieten oder kaufen.

Büro-, Sanitär oder  
Unterkunfts-Container.
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FIRMENNAMEN

NOMEN EST OMEN
Die meisten Gründer wollen einen ebenso unverwechselbaren wie individuellen Firmennamen finden.  
Bei aller Euphorie und Kreativität dürfen darüber aber rechtliche Aspekte nicht aus dem Blick geraten.

Die Grundsätze bei der Wahl 
des Firmennamens sind die Un-
terscheidungskraft von beste-
henden Firmen, das Verbot der 
Irreführung, die Erkennbarkeit 
der Gesellschaftsverhältnisse 
sowie die Offenlegung der Haf-
tungsverhältnisse. Grundsätzlich 
sollte der Firmenname zudem 
leicht aussprechbar und aussa-
gekräftig sein, beim Hören und 
Lesen einen hohen Wiedererken-
nungswert unter vielen anderen 
Konkurrenzunternehmen haben 
und die Unternehmenstätigkeit 
widerspiegeln. 

Diese Grundregeln des Fir-
menrechts gelten zunächst nur für 
im Handelsregister eingetragene 
Unternehmen. Gewerbetreiben-
de und Freiberufler, die nicht im 
Handelsregister eingetragen sind, 
haben genau genommen keine 
Firma, sondern lediglich eine Ge-
schäftsbezeichnung. Sie müssen 
im Geschäftsverkehr immer mit 
ihrem Vor- und Nachnamen auf-
treten. Gleiches gilt für die Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts (GbR), 
auch bekannt als BGB-Gesell-
schaft. Hier müssen die Vor- und 
Zunamen aller Gesellschafter ge-

nannt werden. Neben den Namen 
dürfen zu Werbezwecken auch 
Branchenbezeichnungen – wie 
Max Mustermann EDV-Service 
oder Britta Beispiel Blumenhan-
del – verwendet werden. Auch 
können Etablissement- oder 
Geschäftsbezeichnungen (wie 
beispielsweise Max Mustermann, 
Maria Mustermann GbR, Restau-
rant Goldene Gans, Britta Beispiel, 
Modeboutique) benutzt werden. 

Etablissement- beziehungs-
weise Branchenbezeichnungen 
sind aber nicht Bestandteil des 
offiziellen Unternehmensnamens. 
Sie sind nicht Bestandteil des 
Impressums und sind nur dann 
zulässig, wenn sie nicht wie eine 
im Handelsregister eingetragene 
Firma wirken oder nicht bereits 
von einem anderen branchen-
gleichen Unternehmen genutzt 
werden. 

Ins Handelsregister eingetra-
gene Firmen, wie der eingetra-
gene Kaufmann (e. K.), die offene 
Handelsgesellschaft (oHG), die 
Kommanditgesellschaft (KG), die 
Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung (GmbH), die Unternehmerge-
sellschaft (haftungsbeschränkt) 
(UG (haftungsbeschränkt)) oder 
die Aktiengesellschaft (AG), sind 
in der Namenswahl weitgehend 
frei. Sie können eine Namens-, 
Sach- oder Fantasiefirma oder eine 
Kombination aus diesen wählen. Zu 
beachten gilt es hier die genannten 
Regeln. 

Im Falle einer Namensfirma 
wird der Name einer natürlichen 
Person in der Firma aufgenom-
men. Beispielsweise könnte Herr 
Mustermann die Mustermann 

GmbH gründen. Voraussetzung für 
die Eintragung der Mustermann 
GmbH ist, dass es keine Verwechs-
lungsgefahr mit einer bestehen-
den Firma gibt. Im Falle von weit 
verbreiteten Namen wie Müller, 
Meier oder Schmidt führt dies 
häufig zu Problemen. Vom Grund-
satz her dürfte Herr Müller seine 
GmbH „Müller GmbH“ nennen. 
Ist der Name allerdings bereits 
in Verwendung durch einen Kon-
kurrenten, kann eine Eintragung 
nicht erfolgen. Es müssen weitere 
Bestandteile hinzugefügt werden, 
wie beispielsweise der Vorname 
oder eine Branchenbezeichnung 
(zum Beispiel Martin Müller Holz-
handel GmbH). Möglich ist zudem 
die Aufnahme des Namens einer 
gesellschaftsfremden Person, so-
weit diese Person eingewilligt 
hat und eine Irreführung nicht 
ersichtlich ist. 

Auch ausländische und aus 
anderen Schriftsystemen stam-
mende Familiennamen sind zur 
Firmenbildung geeignet, sofern sie 
in das deutsche Schriftsystem um-
geschrieben werden können. Die 
reine Verwendung von kyrillischer 
Schrift oder chinesischen Schrift-
zeichen wäre daher unzulässig. 

Eine Sachfirma enthält Hin-
weise auf das Tätigkeitsfeld des 
Unternehmens. Sie muss dem Ge-
sellschaftszweck der Firma ent-
sprechen und ist dann irreführend, 
wenn sie über die tatsächlich aus-
geübte Tätigkeit täuscht. Eine 
Firma, deren Gesellschaftszweck 
der Handel mit Getreide ist, dürfte 
sich folglich nicht „XYZ Modebe-
ratung KG“ nennen, da ein Ge-
schäftspartner bei einer solchen 

Die Qual der Wahl: Vor der Existenzgründung müssen Unternehmer 
noch einen passenden, aber rechtskonformen Firmennamen kreieren.
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Firmierung mit einer Firma eines 
anderen Geschäftszweiges rech-
net und getäuscht werden würde. 

Auch abgekürzte Familienna-
men, Künstlernamen, Pseudonyme 
oder auch reine Fantasienamen 
können zur Firmenbildung heran-
gezogen werden, soweit sie nicht 
irreführend sind. Fremdsprachige 
Begriffe eignen sich als Firma dann, 
sofern sie in Deutschland nicht 
allgemein geläufig sind. Einge-
deutschte Begriffe wie „Consul-
ting“ oder „Legal“ ohne weitere In-
dividualisierung wären unzulässig.

Stets unzulässig sind reine 
Branchen-, Produkt- und Gat-
tungsbezeichnung sowie geogra-
fische Angaben. So wäre beispiels-
weise „Möbelhaus GmbH“ ebenso 
unzulässig wie „Frankfurter Mö-

belhaus GmbH“. Gleiches gilt für 
Firmen, die nur aus einem Buch-
staben (zum Beispiel A GmbH) oder 
mit einer einstelligen Zahl (zum 
Beispiel 1 OHG) gebildet werden 
sollen. Es sind mindestens zwei 
Buchstaben oder Zahlen erforder-
lich. Es muss grundsätzlich mehr 
als nur ein Buchstabe beziehungs-
weise eine Zahl anders lauten. 

Existiert bereits eine „AB 
Dienstleistungs OHG“ könnte eine 
„AD Dienstleistungs GmbH“ auf-
grund von Verwechslungsgefahr 
nicht eingetragen werden. Dass 
eine andere Rechtsform vorliegt 
und gegebenenfalls auch ein an-
derer Gesellschaftszweck verfolgt 
wird, ändert nichts an der beste-
henden Verwechslungsgefahr. Die 
Unterscheidung von bereits ein-

getragenen Firmen muss deutlich 
sein, sowohl in ihrer Schreibweise 
als auch phonetisch. Existiert be-
reits eine „Meier Blumen GmbH“ 
könnte eine „Mayer Blumen 
GmbH“ trotz Abweichung zweier 
Buchstaben aufgrund des gleichen 
Klangs des Firmennamens nicht 
eingetragen werden. 

Strenge Auflagen gelten auch 
für die Verwendung geschützter 
Berufs- oder Institutionsbezeich-
nungen. So darf der Firmenname 
Bezeichnungen wie Ingenieur, 
Rechtsanwalt, Architekt, Versi-
cherung oder Bank nur enthalten, 
wenn es sich um einen Berufs-
träger beziehungsweise um die 
genannte Institution handelt. 

Häufig zu Problemen führen 
auch Zusätze wie „Holding“ oder 
„Group“. Der Zusatz Holding ist nur 
zulässig, wenn das Unternehmen 
Anteile an anderen Unternehmen 
besitzt und diese im Rahmen eines 
Konzerns beherrscht. Eine Holding 
erfordert Leitungsfunktionen an 
anderen Unternehmen. Dies muss 
klar aus dem Gesellschaftszweck 
erkennbar sein. Der Zusatz „Group“ 
deutet auf einen Zusammenschluss 
mehrerer (mindestens aber zwei) 
Unternehmen hin. Für ein einzel-
nes Unternehmen wäre er täu-
schend und könnte somit nicht 
als Namensbestandteil verwendet 
werden. 

Ein auf die Geschäfts- und 
Haftungsverhältnisse hinweisen-
der Rechtsformzusatz ist immer 
anzugeben. Der Geschäftspartner 
muss wissen, ob er es mit einer 
Personen- oder Kapitalgesellschaft 
zu tun hat. In der Praxis findet sich 
dieser häufig am Ende des Firmen-
namens, eine bestimmte Stellung 
des Rechtsformzusatzes innerhalb 
einer Firma ist im Grundsatz aber 
weder vorgeschrieben noch durch 
Handelsbrauch vorgegeben. 

Letzten Endes darf der Fir-
menname keine bestehenden 
Markenrechte verletzen. Ist der 
Name bereits geschützt, so darf 

derselbe oder ein zum Verwechseln 
ähnlicher Name nicht verwen-
det werden. Andernfalls droht 
die Gefahr, auf Unterlassung der 
Verwendung des Firmennamens in 
Anspruch genommen zu werden 
und zusätzlich den eigenen Namen 
ändern zu müssen.

Sofern ein dem Firmenrecht 
entsprechender Firmenname ge-
wählt wurde, sollte vor Eintragung 
des Namens im Handelsregister, 
im Gemeinsamen Registerportal 
der Länder sowie beim Deutschen 
Patent- und Markenamt (DPMA) 
genau recherchiert werden, ob 
der Name nicht schon von an-
deren Unternehmen geführt wird 
oder eine ähnliche Marke besteht. 
Im Zweifel kann die zuständige 
Industrie- und Handelskammer 
bei der Namensrecherche behilf-
lich sein.  ❙

AUTORIN
DANIELA PAUL
Referentin, Recht 
und Steuern, 
IHK Frankfurt 
d.paul@frankfurt-
main.ihk.de

STEUERFÄLLIGKEITEN IM OKTOBER

Staatssteuern
Am 10. Oktober 2016 werden fäl-
lig: Umsatzsteuer- / Mehrwert-
steuer-Vorauszahlungen für den 
Monat September 2016 der Mo-
natszahler. Monatszahler ist je-
der Unternehmer, dessen Um-
satzsteuer im Kalenderjahr 2015 
mehr als 7 500 Euro betragen 
hat; Monatszahler sind auch sol-
che Unternehmer, die ihre berufli-
che oder gewerbliche Tätigkeit im 
Jahr 2015 oder 2016 aufgenom-
men haben (Existenzgründer).
Umsatzsteuer- / Mehrwert steuer-
Vorauszahlungen für das dritte 
Quartal 2016 der Vierteljahres-
zahler, wenn die Umsatzsteuer im 
Kalenderjahr 2015 nicht mehr als 
7 500 Euro betragen hat.
Hat die Umsatzsteuer im Kalen-
derjahr 2015 nicht mehr als 
1000 Euro betragen, kann das Fi-
nanzamt den Unternehmer von 
der Verpflichtung zur Abgabe der 
Voranmeldungen und Entrichtung 

der Vorauszahlungen befreien.
Im September 2016 einbehal-
tene Lohn- und Kirchensteu-
er sowie einbehaltener Solida-
ritätszuschlag, wenn die für das 
Kalenderjahr 2015 abzuführende 
Lohnsteuer mehr als 4 000 Euro 
betragen hat.
Für das dritte Quartal 2016 ein-
behaltene Lohn- und Kirchen-
steuer sowie einbehaltener So-
lidaritätszuschlag, wenn die für 
das Kalenderjahr 2015 abzu-
führende Lohnsteuer mehr als 
1000 Euro, aber nicht mehr als 
4 000 Euro betragen hat.
Im September 2016 einbehalte-
ne Bauabzugsteuer (Abführung 
an das für den beauftragten Bau-
unternehmer zuständige Finanz-
amt; weitere Infos online unter 
www.finanzamt.de).

Kommunale Steuern
Am 17. Oktober 2016 wird die 
Spielapparatesteuer fällig.

LINKS ZUM THEMA

❙❙ ❙Registerportal der Länder: www.handelsregister.de
❙❙ ❙Deutsches Patent- und Markenamt: www.dpma.de
❙❙ ❙Handelsregister: www.frankfurt-main.ihk.de/recht/handelsregister
❙❙ ❙Allgemeine Infos zum Thema Firmenrecht: www.frankfurt-main. 

ihk.de/firmenrecht

von der Planung und Produktion bis zur 
schlüsselfertigen Halle

H A L L E N

Wolf System GmbH
94486 Osterhofen
Tel. 09932/37-0
gbi@wol fsystem.de
www.wolfsystem.de

Industrie- und Gewerbehallen
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ARBEITSVERTRAGSRECHT

VERTRAGLICHES RISIKO MINIMIEREN
Am 1. Oktober haben sich die Spielregeln für die Vereinbarung arbeitsvertraglicher  
Ausschlussfristen geändert. Um diese zu wahren, genügt künftig die Textform. 

Arbeitsvertragliche Ausschluss-
fristen sind aus Arbeitgebersicht 
ein probates Mittel, um einer 
Geltendmachung zusätzlicher 
finanzieller Ansprüche aus dem 
Arbeitsverhältnis durch den Ar-
beitnehmer weitmöglich zu ent-
gehen. Beispielhaft seien hier 
Forderungen nach dem finanzi-
ellen Ausgleich von Mehrarbeit 
genannt, die in der Praxis häufig 
erst nachträglich  – vor allem im 
Rahmen von Trennungssituatio-
nen – erhoben werden. 

Durch Vereinbarung einer 
wirksamen Ausschlussfrist kann 
der Zeitraum der Nachforderung 
im Rahmen von Formularverträ-
gen auf bis zu drei Monate nach 
Fälligkeit verkürzt werden. Für 
Arbeitgeber liegt hierin ein ef-

fektives, von der Rechtsprechung 
der Arbeitsgerichte anerkanntes 
Mittel der Risikominimierung, das 
schnell und nachhaltig Rechtssi-
cherheit schafft.

Seit dem 1. Oktober gelten 
geänderte Spielregeln für die Ver-
einbarung arbeitsvertraglicher 
Ausschlussfristen. Diese bleiben 
zwar weiterhin zulässig, dürfen 
aber nicht mehr daran gekoppelt 
werden, dass der Arbeitnehmer 
innerhalb der jeweils genannten 
Frist schriftlich reagieren muss, 
um vermeintliche zusätzliche 
Ansprüche zu wahren. Dies gilt 
gleichermaßen für ein- sowie 
zweistufige Ausschlussfristen. 

Grund hierfür ist das „Gesetz 
zur Verbesserung der zivilrechtli-
chen Durchsetzung von verbrau-

cherschützenden Vorschriften des 
Datenschutzrechts“ vom 17. Feb-
ruar. Obgleich die monströs an-
mutende Bezeichnung des Regel-
werks nichts dergleichen nahelegt, 
versteckt sich hierin eine Anpas-
sung des Rechts der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen, das bei der 
Gestaltung von Formulararbeits-
verträgen zwingend zu beachten 
ist: Bislang war es gemäß § 309 
Nr. 13 Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB) unzulässig, die Wirksamkeit 
von Anzeigen oder Erklärungen 
eines Verbrauchers – als solche 
gelten Arbeitnehmer im Verhältnis 
zu Arbeitgebern – an eine stren-
gere Form als die Schriftform 
zu knüpfen. Auf Basis der Neu-
regelung lässt der Gesetzgeber 
bereits die sogenannte Textform 
für eine wirksame Rechtswahrung 
genügen. 

Der Unterschied zwischen 
Schriftform und Textform ist 
schnell erklärt: Schriftform liegt 
vor, wenn der Arbeitnehmer seine 
Erklärung mit einer eigenhändi-
gen Namensunterschrift versieht. 
Textform umfasst demgegenüber 
im Grunde alle lesbaren Erklä-
rungen, in denen die Person des 
Arbeitnehmers genannt ist und 
die auf einem „dauerhaften Da-
tenträger“ abgegeben werden. Mit 
anderen Worten: Für die Einhal-
tung der Textform genügt zum 
Beispiel eine einfache E-Mail oder 
aber ein Fax.

Die im Rahmen von Aus-
schlussfristen gebräuchliche 
Schriftform für die Geltendma-
chung von Ansprüchen ist aus-
gehend hiervon Makulatur. In der 
Konsequenz sind Ausschlussfris-

ten in allen nach dem 1. Oktober 
begründeten Arbeitsverträgen 
unwirksam, wenn sie die Erhebung 
von Ansprüchen in Schriftform 
vorsehen. Dem Arbeitnehmer steht 
damit der gesamte gesetzlich vor-
gesehene Verjährungszeitraum für 
die Geltendmachung ergänzender 
Ansprüche zur Verfügung. 

Zwar besteht Vertrauens-
schutz für sogenannte Altver-
träge, das heißt, alle Arbeitsver-
träge, die bis zum 30. September 
2016 abgeschlossen worden sind. 
Zu beachten ist allerdings, dass 
der Bestandsschutz schon bei 
nur marginalen nachträglichen 
Änderungen des Arbeitsvertrags 
entfallen kann, beispielsweise 
durch die Änderung der Vergü-
tungshöhe, die Zuweisung eines 
anderen Tätigkeitsbereichs oder 
die Gewährung sonstiger zusätz-
licher Leistungen.

Vor dem geschilderten Hinter-
grund sind Arbeitgeber gut darin 
beraten, ihr Nutzungsverhalten 
betreffend arbeitsvertragliche 
Ausschlussfristen – und damit ihre 
Vertragspraxis – zu ändern. Auf-
atmen können lediglich Arbeitge-
ber, die sich auf tarifvertragliche 
Ausschlussfristen berufen. Diese 
unterfallen gemäß § 310 Abs. 4 
Satz 1 BGB nicht der Inhaltskon-
trolle. ❙

AKTUELLES IM ARBEITSRECHT 2016 –  
WAS ARBEITGEBER WISSEN MÜSSEN
Dienstag, 8. November, 15 bis 17.30 Uhr, IHK Frankfurt

Im Rahmen der Veranstaltung können sich Unternehmer und Personal-
verantwortliche über aktuelle Rechtsprechung und Entwicklungen im 
Arbeitsrecht informieren. Die Teilnahme kostet 75 Euro. Anmeldungen 
online unter www.frankfurt-main.ihk.de/veranstaltungen. Kontakt: IHK 
Frankfurt, Recht und Steuern, Birgit Diehl, Telefon 0 69 / 21 97-13 13, 
 E-Mail b.diehl@frankfurt-main.ihk.de.

AUTOR
ALI MACHDI-
GHAZVINI
Fachanwalt für 
Arbeitsrecht, 
Friedrich Graf von 
Westphalen & 
Partner, Frankfurt
ali.machdi-ghaz-
vini@fgvw.de
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Stahlhallenbau
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Stahlhallenbau • Dacheindeckung
Wandverkleidung  Tore Türen Fenster

Andre -Michels.de

Anzeigen-Hotline:

0 69/42 09 03-75

verlag@zarbock.de

Anzeigenschluss für die 

November-Ausgabe:

10. Oktober 2016
Sichern Sie sich Ihre 

 Platzierung unter 

0 69 /42 09 03-75

verlag@zarbock.de
WERBUNG

www.motivpapier.com

MASSANFERTIGUNG

Möbel & Einbauschränke, Ankleiden,  
Saunas & Infrarotwärmekabinen, 
www.klumpf.de, Tel. 0 69 / 5 07 66 67

BetrieBsauflösungen

Kaufe kpl. Betriebe aller art 
thomas.lerch@lerch.net 
01 77 / 8 80 35 70

DETEKTEI

DETEKTIV-LUX
Deutschland GmbH

Information und Beweise für
Industrie - Wirtschaft - Privat

seit über 65 Jahren erfolgreich tätig
Zeil 44, 60313 Frankfurt

Tel.: 0 69 / 2 04 11
Info: www.detektiv-lux.de

LagerfLächen

 
 
 
 

 
vermietet 

 

Palettenstellplätze 
 
 
 

Wir bieten 20 000 Palettenstellplätze im 
Hochregallager in Langenselbold. 

 
Verkehrsgünstige Lage (ca. 1km zur 

A66/A45) 
 

Weitere Informationen unter: 
Schwab Versand GmbH 

Herr Agricola 
(0 61 84) 803 7720 

norbert.agricola@schwab.de 
 

Werbegeschenke

www.hessische-geschenkkörbe.de 
Tel. 0 6173 / 6 01 00 77

Büroeinrichtungen

Unionzeiss Büro- und 
Objekteinrichtung GmbH
www.unionzeiss.de

Luftfracht WeLtWeit

sb@skybridge-trading.com 
+49 176 64 99 80 19

Werbefotografie

FOTOSTUDIO
THOMAS HIERONYMI GMBH

Tel.: 06174 / 99 88 25
www.FotoHiero.de

Personalberatung

www.eigner-consulting.com

Bauschäden/
ImmoBIlIenBewertung

www.gib-bauexpert.de 
tel.: 0 69 / 69 59 88 83

GESUCHE

adler-immobilien.de
Tel. 069. 955 22 555

Häuser | Villen | 
Grundstücke | ETW‘s
Von diversen Auftrag bern aus 
Industrie, Handel, Banken und 
von vermögenden Privatpersonen 
gesucht.   Wir arbeiten kompetent, 
zuverlässig, schnell.

eg

IMMOBILIEN

FINANZIERUNG

Fördermittelexpertin für den Mittel-
stand www.justconsulting.de

VERSICHERUNGEN

Private Krankenversicherung Tarif
optimierung! Mail: pkv-hilfe@web.de

L/C EXPORT-VERSANDDOKUMENTE

www.akkreditiv- 
dokumentenerstellung.de

TÜRSCHILDER AUS EDELSTAHL

www.signco.de

UNTERNEHMENSVERKAUF 

Aktienges. für Grundstücksauktionen 
abzugeben. T: 01 71/ 9 57 85 36

BERATUNG

Unternehmer-Boards Frankfurt 
tbuettner@tabdeutschland.de 

HYDROKULTUR

WEIHNACHTSPRÄSENTE

VERKAUF

Familiär geführtes Geschäft, 30 J. 
auf dem Markt, Ffm, Bestattungs
gewerbe. VHB. Tel. 01 62 / 2 65 86 17
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Dagmar Bollin-Flade
Dagmar Bollin-Flade, Inha-
berin, Christian Bollin Ar-
maturenfabrik, Frankfurt, 
feierte am 17. September 
ihren 60. Geburtstag. Nach 
dem Maschinenbaustu-
dium und einer Tätigkeit 
als Projektingenieurin bei 
Siemens übernahm sie das elter-
liche Unternehmen in der dritten 
Generation. Seit 1990 ist sie Mit-
glied der IHK-Vollversammlung, des 
Industrieausschusses, gründete den 
KMU-Ausschuss und war 1995 die 
erste weibliche Vizepräsidentin der 
IHK Frankfurt. Dem DIHK-Mittel-
standsausschuss gehört sie seit 1996 

an, davon acht Jahre als 
Vorsitzende. Bollin-Flade 
ist Mitglied im KfW-Beirat, 
im Mittelstandsbeirat des 
Bundeswirtschaftsminis-
teriums, Vorstandsmit-
glied bei Hessen Metall 
und Mitinitiatorin des 

Lokalen Bündnisses für Familie. 
Seit 1994 engagiert sie sich zudem 
in städtischen Gremien zum Thema 
Industriepolitik. Für ihre Verdienste 
wurde sie 2002 als Managerin des 
Jahres ausgezeichnet. 2011 wurde 
ihr das Bundesverdienstkreuz und 
2013 die Bürgermedaille der Stadt 
Frankfurt verliehen. ❙

DIENSTJUBILÄEN IM OKTOBER

40 Jahre
Ludwig Wittel, Elke Neuhöfer, 
Monika Schopp-Kirschke, Detlef 
Prinz, Rafael Riedel, Udo Körner, 
Samson Mess- und Regeltech-
nik, Frankfurt
Winfried Droste, Commerzbank, 
Frankfurt
Werner Wilhelm, Spectron Gas 
Control Systems, vormals Messer 
Cutting and Welding, Frankfurt

35 Jahre
Hendrijk Broistedt, Commerz-
bank, Frankfurt
Ali Ovtar, Lindner, Frankfurt

30 Jahre
Michael Euler, Lindner, Frankfurt

25 Jahre
Thomas Delp, Poly-clip System, 
Hattersheim
Guido Pliester, Ina Zinser, Com-
merzbank, Frankfurt
Jürgen Kriegel, Foto König,  
Bad Homburg
Stefan Voß, Monica Munoz Guer-
rero, Andrea Schmidt, Helmut 
Klamer, Andreas Müller, André 
Strauch, Arnold Junikajtes, And-
reas Orth, Markus Herbert, Tugay 
Demir, Yahya Uluyüz, Nevenka 
Spoerl, Karsten Scheurer, Sam-
son Mess- und Regeltechnik, 
Frankfurt
Mohamed Kaddouri, Auto 
Schmitt, Flörsheim

Effiziente Dauerwerbung

Bitte in Druckbuchstaben ausfüllen. 

Pro Feld bitte nur ein Zeichen ein-

tragen. Nach jedem Satzzeichen ein 

Feld frei lassen. Leerstellen zählen  

als ein Feld. 

Die Laufzeit Ihrer Anzeige beträgt 

mindestens fünf Ausgaben.

Die Abrechnung über die Gesamt-

laufzeit erfolgt nach der ersten 

Ausgabe.

Anette Kostrzewa

Sontraer Straße 6

60386 Frankfurt am Main

Telefon 0 69/42 09 03-75

Telefax 0 69/42 09 03-70

E-Mail verlag@zarbock.de

… erzeugen Sie mit einer Anzeige im Business-Marktplatz des IHK WirtschaftsForums. Denn hier erreichen Sie in einem  hochwertigen Medium 
Monat für Monat über 88.000 Entscheider aus Handel, Dienstleistung und Industrie sehr direkt mit nur  wenigen Streuverlusten. 
Und das zu unvergleichlich günstigen Konditionen. 
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300 Jahre Hof-Apotheke
Am 16. September 
1716 wurde dem 
Apotheker Zacharias 
Müller das Privileg er-
teilt, als „Hof-, Stadt- 
und Landt-Apothe-
ker“ eine Apotheke 
in Bad Homburg zu 
eröffnen und „aus 
guten und frischen 
Substanzen tüchtige 
Arzneyen“ zu fertigen. 
Die Hof-Apotheke 
zum Schwanen, wie sie damals 
hieß, versorgte die Bürger in 
der Neustadt sowie über viele 
Jahrzehnte die Landgrafen und 
die kaiserliche Familie mit Arz-
neimitteln. Die Verbindung der 
Hof-Apotheke mit Homburgs 
Badewesen begann 1829 mit 
der Errichtung einer Badean-
stalt neben der Apotheke durch 
den damaligen Apotheker Carl 
Müller. Die lange Tradition der 
Hof-Apotheker bei ihrem Wirken 
für das Kurwesen der Stadt Bad 
Homburg wird durch die heutige 
Inhaberin, Doris Schartmann, 
weitergeführt. Die Apothekerin 

ist Kontrollleiterin der Kur- und 
Kongress GmbH für die Qualität 
und Reinheit der Bad Hombur-
ger Brunnen. Darüber hinaus 
war der ehemalige Inhaber 
Dr. Adolf Rüdiger maßgeblich an 
der Entwicklung der bekannten 
Treupel‘schen Tabletten und des 
sich noch im Handel befindlichen 
Medikaments Kamillosan betei-
ligt. Viel Wert wird auf pharma-
zeutische Dienstleistungen ge-
legt. Noch heute werden jährlich 
über 3 000 patientenindividuelle 
Rezepturen hergestellt, so wie 
es im Privileg niedergeschrieben 
steht. ❙
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